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Vor Ihnen liegt der Jahresbericht 2004. Das vergangene Jahr hat viel
Neues gebracht, Altbewährtes wurde weitergeführt. Mit diesem Bericht
wollen wir aufzeigen welche Vorhaben es gab, was wir erreicht haben und
wo unsere Anstrengungen noch verstärkt werden müssen.

Ein kurzer chronologischer Abriss von Höhepunkten:

Am 12. Januar nimmt der Projektbeirat Stadtumbau Ost (Pilotprojekt Gender Mainstreaming
der Stadtentwicklung) seine Arbeit auf.

Der Wustrower Park, das Mittelstück in der neuen Grünverbindung quer durch die Großsiedlung
Neu-Hohenschönhausen ist fertig. Er erstreckt sich auf 50.000 Quadratmetern westlich des Berliner
Bahn-Außenrings, zwischen den S-Bahnhöfen Hohenschönhausen und Wartenberg. Die letzten Teil-
flächen werden am 27.04.2004 ihrer Bestimmung übergeben.

Am 1. Juni wird die Kindertagesstätte in der Lichtenberger Bernhard-Bästlein-Straße 44-46,
10369 Berlin, nach umfangreichen Baumaßnahmen für 130 Kinder wiedereröffnet. Ein Fahrstuhl ist
angebaut worden, neue Fenster eingesetzt und neue eine neue Heizung installiert. Die Fassade erhielt
eine Wärmeisolierung und einen farbenfrohen Anstrich. Behinderte Kinder können nun alle Räume
barrierenfrei nutzen.

Am Freitag, 11. Juni 2004 wir der Gutspark Falkenberg in der Dorfstraße wird einem großen Fest
feierlich wieder eröffnet.

Rechtzeitig zu
Beginn des neuen
Schuljahres wird
am 19. August, die
Tonnenspor t -
halle der George-
Orwell-Oberschu-
le in der Sewan-
straße 223, 10319
Berlin, nach mehr
als einjähriger Bau-
zeit übergeben.

Am 28. Okto-
ber wird nach zwei-
jähriger Bauzeit ein
kombiniertes Ge-
bäude mit Sport-
funktionsräumen und Jugendfreizeiteinrichtung in der Hauffstraße 13 eingeweiht, die Sportanlage wird
vorrangig durch die 9 Kinder- und Jugendmannschaften des SV Sparta Lichtenberg für den Trainings-
und Wettkampfbetrieb genutzt und die Jugendfreizeiteinrichtung „Napf“ kann in  neue größere,

Vorwort der
Bezirksbürgermeisterin
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freundlichere und besser für die Jugendarbeit geeignete Räume umziehen. Die Kapazität hat sich mit ca.
30 Plätzen fast verdoppelt.

Ihren neuen Wasserexperimentierraum stellt die Lernwerkstatt der kommunalen Kindertagesstätten
des Bezirkes Lichtenberg zum Tag der Offenen Tür am Mittwoch, dem 3. November, im Haus Zum
Hechtgraben 1 vor.

Die neue Schul-
sportanlage an
der Grundschule
am Faulen See, in
der Degnerstraße
71-77, 13055 Ber-
lin, wird am 11.
Novembe r feier-
lich an die Schüler,
Lehrer und Erzieher
übergeben.

Am Donnerstag, dem 25. November 2004 wird der neue Kinderspielplatz im Karlshorster Rhein-
steinpark der öffentlichen Nutzung übergeben.

Nach knapp sechs Monaten Bauzeit wird der Schulhof der Hermann-Gmeiner-Grundschule in
der Harnackstraße 25 am 9. Dezember feierlich eröffnet.

Der neu gestaltete  Pausenhof der Richard-Wagner-Grundschule in Karlshorst, Ehrenfelsstraße
wird am 10. Dezember  2004 feierlich eröffnet.

Mit der neu gestalteten Grünfläche  Türrschmidt-/Ecke Pfarrstraße ist ein weiteres Schmuckstück in
diesem Bauensemble entstanden. Die öffentliche Übergabe fand 15. Dezember 2004 statt.

Neubau Plauener Straße, Ampel Rhinstraße/ Plauener, Neubau Gärtnerstraße, Ampel Gärtner/
Konrad-Wolf-Straße, Neubau Kowalkestraße, Instandsetzung Volkradstraße zwischen Rummels-
burger Straße und Moldaustraße – auch im Straßenbau ist unglaublich viel entstanden.

Auf den folgenden Seiten legt jede Abteilung ihre Schwerpunkte dar. Dabei wünsche ich Ihnen viel
Interesse beim Lesen. Auch in diesem Jahr 2005 werden wir die fachlichen und finanziellen Ressourcen
nutzen, damit Lichtenberg ein Bezirk ist, in dem Bürgerinnen und Bürger gern leben und sich wohlfühlen.

Christina Emmrich
Bezirksbürgermeisterin
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1.1 Errichtung des Jobcenter Berlin Lichtenberg

Am 27.10.04 wurde der Errichtungsvertrag des JobCenters Berlin-Lichtenberg durch das Bezirks-
amt und die Agentur für Arbeit Berlin Ost unterzeichnet und die Trägervertretung konstituiert. Auf den
fünf Sitzungen der Trägervertretung wurden die Geschäftsführerin und der stellv. Geschäftsführer
gewählt sowie die Bereichsleiter bestätigt. Die Geschäftsordnung der Trägervertretung, der Sitz des
Jobcenter sowie ein vorläufiger Haushaltsplan wurden beschlossen. Die Besetzung des Beirates wurde
in die Wege geleitet. Durch das Bezirksamt und die Agentur für Arbeit wurden die Mitarbeiter/innen
des JobCenters ausgewählt und gemeinsame Teams gebildet. Der Umzug an die Standorte Magda-
lenenstraße/Gotlindstraße fand im Dezember statt.

1.2. Geschlechtergerechtigkeit – Gender Mainstreaming

Das Konzept des Gender Mainstreaming nimmt die soziale Unterschiedlichkeit der Geschlechter
ins Blickfeld und regt zur Neuorganisation des öffentlichen, privaten, politischen und kulturellen Lebens
an. Wie die Frauenförderung dient Gender Mainstreaming der Förderung der Chancengleichheit der
Geschlechter. Während Frauenförderung eher auf persönliche Weiterentwicklung zielt hat Gender
Mainstreaming das Grundsätzliche,  Politische im Blick. Jedes Handeln soll vorher überprüft werden
ob es unterschiedliche Auswirkungen auf die Geschlechter hat und ob das auch bewirkt werden soll.

Im Jahr 2004 hat das Bezirksamt kontinuierlich an der Einführung von Gender Mainstreaming
gewirkt. Zwei Pilotprojekte wurden durchgeführt. Das Pilotprojekt in der Jugendförderung wurde
erfolgreich abgeschlossen, der Projektbeirat Stadtumbau Ost arbeitet intensiv um geschlechtssensible
Planungen in der Nutzung von freiwerdenden Flächen zu garantieren. Die Pilotprojekte wurden bis
März 2004 durch eine externe Begleitung von der Firma competence consulting fachlich unterstützt.

Regelmäßig tagte die Steuerungsrunde unter der Leitung der Bezirksbürgermeisterin. Dieser Steu-
erungsrunde gehören die Bezirksstadträtin Stadtentwicklung,  der Bezirksstadtrat Jugend, Bildung
und Sport, der Leiter Personal und Finanzen, der Leiter des Steuerungsdienstes, die Gleichstellungsbe-
auftragte, der Leiter der Stadtplanung, der Jugendamtsleiter und ein Vertreter des BVV-Gleichstel-
lungsausschusses an.

Interessante Ergebnisse wurden bei der Einführung des Gender-Budget erzielt. Sechs Produkte
des Bezirksamtes wurden analysiert und deren unterschiedliche Nutzung durch Frauen und Männer
dargestellt. In einer berlinweit viel beachteten Veranstaltung wurden am 10. August 2004 die
Gesamtstrategie, die Ergebnisse der beiden Pilotprojekte, das Gender-Mainstreaming-Projekt des
Jugendklubs „Magdalena“ und die Ergebnisse der Gender-Budget-Analyse vorgestellt.

1.3. Lokaler Aktionsplan Lichtenberg „Für Demokratie und Toleranz –
Gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“

Am 14.10.2004 konstituierte sich unter Leitung der Bezirksbürgermeisterin die Arbeitsgruppe zur
Umsetzung des „Aktionsplanes für Demokratie und Toleranz gegen Rechtsextremismus, Fremden-
feindlichkeit und Antisemitismus“. Die Arbeitsgruppe traf sich zu ihrer ersten regulären Beratung am

1. Allgemeiner Teil



10

25.11.04 und legte terminlich untersetzte Arbeitsschwerpunkte innerhalb der verschiedenen gesell-
schaftlichen Bereiche für die kommenden Monate fest.

Diese beziehen sich auf:

 w Datenbank zur Erfassung von Projekten und Initiativen gegen Rechtsextremismus
 w Vernetzung der Arbeit von Migrantenprojekten und der Arbeit der sozial-kulturellen
 w Zentren in Bezug auf Nachbarschaftskonflikte
 w Maßnahmen der Lichtenberger Schulen und deren Einbeziehung in die Arbeit der AG
 w Veranstaltung zum Thema „Jugendarbeit mit rechtsextremen Jugendlichen“
 w Registrierung von Straftaten mit rechtsextremen Hintergrund im Bezirk.

1.4. Interkulturelle Öffnung

Fortschritte wurden auch bei der Umsetzung der Beschlüsse zur interkulturellen Öffnung der Ver-
waltung erzielt. Neben den Bereichen Soziales und Gesundheit wurden zwei weitere Pilotprojekte
aus dem Bereich Jugend und dem Ordnungsamt in das Lenkungsgremium „Interkulturelle Öffnung“
aufgenommen. Viele Mitarbeiter nahmen im Laufe des Jahres an Fortbildungen zum Erwerb in-
terkultureller Handlungskompetenz und zur Umsetzung der EU-Antidiskriminierungsrichtlinien teil.

Regelmäßig tagte die Steuerungsrunde unter der Leitung der Bezirksbürgermeisterin. Dieser Steu-
erungsrunde gehören der Bezirksstadtrat Bürgerdienste und Soziales,  der Bezirksstadtrat Umwelt und
Gesundheit, der Leiter Personal und Finanzen, der Leiter des Steuerungsdienstes, die Ausländer-
beauftragte und ein Vertreter des BVV-Gleichstellungsausschusses an.

In Beantwortung der Umfrage des Senatsbeauftragten für Integration und Migration zum Stand
der interkulturellen Öffnung in Berlin gab das Bezirksamt einen umfangreichen Sachstandsbericht ab,
in dem auch die Entwicklungstendenzen im Vergleich zu den Aussagen von 2000 aufgezeigt werden.
Die Auswertung dieser Erhebung soll für die künftige Arbeit der Bezirksverwaltungen und der sozialen
Dienste Orientierung sein.

Im Sommer 2004 beschloss das Bezirksamt, sich an dem bundesweiten Wettbewerb des Bundesmi-
nisteriums des Innern und der Bertelsmann Stiftung „Gelungene Integration ist kein Zufall. Strategien
kommunaler Integrationspolitik“ zu beteiligen und erreichte unter 107 Bewerbern die Endrunde der
23 von der Jury ausgewählten Kommunen. Im Sommer 2005 wird der Wettbewerb beendet sein.
Gelungene Integrationskonzepte aus den Bewerberkommunen werden in einem Praxisleitfaden
vorgestellt.

1.5. Bündnis für Wirtschaft und Arbeit

Seit dem Jahr 2000 existiert im Bezirk Lichtenberg ein Bündnis für Wirtschaft und Arbeit (BBWA).
Das Bündnis arbeitet unter Leitung des Bezirkstadtrates für Wirtschaft und Immobilien. Mitglieder
sind weiterhin der Bezirksstadtrat für Soziales, eine Vertreter/in aus dem Wirtschaftskreis Lichtenberg-
Hohenschönhausen, eine Vertreter/in der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Arbeit und Frauen, sowie
Vertreter/innen der gsub – Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung, der IBB, der IHK, der
Wohnungsbaugesellschaft HOWOGE und des Forums Freier Träger. Das BBWA wird durch die Re-
ferentin des Bezirksstadtrates für Wirtschaft, durch eine Vertreterin der gsub, die EU-Beauftragte,
eine Mitarbeiterin der Wirtschaftsförderung, die Gleichstellungsbeauftragte und den Referenten des
Bezirksstadtrates für Bürgerdienste und Soziales abteilungsübergreifend koordiniert.
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Die vierte Fortschreibung des Aktionsplanes für das Bezirkliche  Bündnis für Wirtschaft und Arbeit
Lichtenberg (BBWA) erfolgt zu einer Zeit, in der die seit Jahren diskutierten und beschlossenen Re-
formen in der Arbeitsmarktpolitik gesetzliche Realität geworden sind. SGB II und SGB III, Hartz IV,
ALG II und „Ein-Euro-Jobs“ bestimmten die öffentlichen Debatten der letzten Monate.

Öffentlich geförderte Beschäftigung bleibt angesichts der Arbeitslosenzahlen auch in Lichtenberg
unverzichtbar, das Bezirksamt wird seinen Beitrag leisten. Es hat mit dem Beschluss zur Verwendung
der für das Jahr 2005 erwirtschafteten Budgetgewinne 500.000 € für kommunale Beschäftigung,
Wirtschaftsförderung und Schuldnerberatung bereitgestellt und damit ein Zeichen für die Unterstüt-
zung von Beschäftigungsprojekten gesetzt.

Im Bezirksamt sollen in Regie der gsub im Jahr 2005 bis zu 200 Arbeitsgelegenheiten mit Mehr-
aufwandentschädigung geschaffen werden. Dem Einsatz liegen klare Kriterien zugrunde, die die Zu-
sätzlichkeit der Maßnahme sichern sowie Qualifizierungs- und Vermittlungsbemühungen des Trägers
für die Teilnehmer einfordern. Die Kriterien werden auch über die bezirklichen Mitglieder der Träger-
vertretung des JobCenters Berlin-Lichtenberg  als Maßstab der Gestaltung zur Förderung öffentlicher
Beschäftigung angemahnt werden.

Wegen der Bedeutung der Arge für die Arbeitsmarktpolitik in Lichtenberg ab 2005 ist nur logisch,
dass die Geschäftsführerin des JobCenters Berlin-Lichtenberg in das Lenkungsgremium des BBWA
berufen wird.

Vor dem Hintergrund von weiterhin nahezu 25.000 Arbeitslosen im Bezirk Lichtenberg und
schwieriger wirtschaftlicher Bedingungen für viele Unternehmen soll in Lichtenberg mit Projekten des
Bezirklichen Bündnisses für Wirtschaft und Arbeit Lichtenberg auch in den nächsten Monaten und
Jahren der Versuch des punktuellen Gegensteuerns unternommen werden. Die Akteure des Bündnisses
setzen sich mit ihren Partnern konsequent dafür ein, damit die Möglichkeiten wirtschaftsdienlicher,
beschäftigungssichernder und weiterer arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen im Interesse der Stärkung
der bezirklichen Wirtschaftsstrukturen sowie der Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen im
Bezirk Lichtenberg ausgeschöpft werden. Im BBWA sollen hierfür vor allem Beispiele geschaffen
werden.

1.6. Städtepartnerschaften

Auch im Jahr 2004 fanden vielfältige Initiativen im Rahmen der Städtepartnerschaften statt. Jugend-
delegationen der Städtepartner nahmen zum Beispiel am Lichtermarkt des Bezirks teil. Durch die
Einnahmen des Verkaufs landestypischer Waren, konnten Projekte vor Ort unterstützt werden. Schüler
der Musikschulen traten beim Neujahrskonzert im Ratssaal auf.

Vertreter aus Jurbarkas, Hainowka, Bialoleka nahmen mit hochrangigen Delegationen an den Wirt-
schaftstagen Berlin Lichtenberg teil. Dabei wurden die Regionen an Ständen vorgestellt, sowie die
weitere Zusammenarbeit erörtert.

Jurbarkas
 w Teilnahme einer Delegation des Bezirksamtes an den Stadt- und Wirtschaftstagen aus
         Anlass des Beitritts zur EU. Dabei wurden auch Projekte der Jugendförderung und
         des Jugendaustausches besprochen.
 w Ausstellung der litauischen Künstlerin in der Galerie Sophienstraße
 w Ausstellung des Lichtenberger Malers Neumann in Jurbarkas

Kaliningrad
Zur Vorbereitung der 750. Jahrfeier wurde ein Spendenaufruf für den Bau einer Grünanlage, gemein-

sam mit anderen Städtepartnern Kaliningrads, initiiert.
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Im carrousel Theater fand ein Auftritt des Kaliningrader Sinfonieorchesters, unterstützt vom Verein
Art Interwall und der Howoge, statt. Die Einnahmen kamen einem Kinderheim in Kaliningrad zu gute
und wurden vor Ort übergeben.

Durch das Kulturamt wurde das Kunstprojekt „Zwischen den Welten“ durchgeführt.

Bialoleka
Ausstellung des Lichenberger Malers Neumann in Bialoleka

Maputo
Eine Spendensammlung für Krankenhaus- und Schulbedarf wurde in Zusammenarbeit mit  den

Hilfsorganisationen Sodi und Epoc durchgeführt.
Schüler der Alexander-Puschkin-Oberschule führten am 05.06.2004 den traditionellen „Run-for-

Help“ - Lauf im Zachert-Stadion durch. Mit den Einnahmen wurden Schulprojekte in Maputo
unterstützt.

1.7. Projekt der Neuordnungsagenda „Bürgerhaushalt“

Das bezirkliche Projekt der Neuordnungsagenda Berlin 2006 wurde entsprechend des Projektan-
trages weitergeführt. In einem Auftaktworkshop im Mai mit den Verordneten der Lichtenberger  BVV
wurden die Weichen für den Lichtenberger Bürgerhaushalt gestellt. Die Bundeszentrale für politische
Bildung (in Zusammenwirken mit den parteinahen Stiftungen Berlins) begleitet das Projekt. Ein
Lenkungsgremium, bestehend aus Mitgliedern des Bezirksamtes und Verordneten aller in der BVV
vertretenen Parteien wurde zur Steuerung des Prozesses eingesetzt.

Die Information und Mobilisierung der Lichtenberger BürgerInnen wurde im November 2004 mit
einer ersten Veröffentlichung zum Thema „lesbarer Haushalt“ als Beilage in den „Lichtenberger Rat-
hausnachrichten“ eingeleitet. Die Beilage war Grundlage für zahlreiche Diskussions- und Informa-
tionsveranstaltungen.

Im Dezember wurden mehrere Workshops durchgeführt, zum einen mit dem Thema „Bürgerhaushalt
und Internet“ zum anderen zum Thema „Multiplikatoren für das Lichtenberger Verfahren“. Insgesamt
wurden die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass der formale Beteiligungsprozess im Jahre 2005
eingeleitet werden kann.

1.8. Kommunales Handlungsprogramm „besser leben“

Die Arbeit am und mit dem Kommunalen Handlungsprogramm (KHP) stellte auch in 2004 einen
Schwerpunkt der Arbeit zur Lokalen Agenda 21 und dem Netzwerk „Gesunde Städte“ dar. Getreu
dem Leitbild „besser leben in Lichtenberg“ wurde das KHP im ersten Halbjahr in enger Zusammenarbeit
mit den Fachämtern soweit differenziert und praxisorientiert bearbeitet, dass es im Juni der Bezirksver-
ordnetenversammlung vorgelegt werden konnte. In der zweiten Jahreshälfte wurde das KHP in den
Fachausschüssen besprochen.

Die dort gegebenen Anregungen werden in 2005 aufgegriffen. So wird es bspw. im Rahmen der EU-
Richtlinie zum Umgebungslärm einen intensiven Austausch zwischen Lichtenberger Bürgern und der
Verwaltung geben.

Das durch das Bezirksamt kofinanzierte Netzwerkbüro „besser leben“ wurde personell verstärkt,
und die Fortführung der Arbeit konnte gesichert werden. Die Ausrichtung und Qualität der Projektarbeit
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des Netzwerkbüros wurden deutlich verbessert, was sich nicht zuletzt im sehr anspruchsvollen Pro-
gramm „besser leben“ für die Jahre 2005/06 widerspiegelt.

1.9. Haushalt

Im  Haushaltsjahr 2004 hat das Bezirksamt Lichtenberg insgesamt 498,6 Mio € ausgegeben, das
sind gegenüber 2003 7,3 Mio € weniger. Auf die Bereiche Bürgerdienste und Soziales sowie Jugend
und Bildung entfielen 85 % der Gesamtausgaben.

Prozentualer Anteil der Ausgabearten an den Gesamtausgaben 2004

Insolvenzberatung
0,1%

Krankenhilfe
1,2%

sonst. Sozialleistungen
2,4%

Pflegegeld
0,5%

Psychosoziale Projekte
0,2%

Unfallkasse
0,3%

Wohngeld
3,6%

Hilfe zur Arbeit
1,3%

Hilfe zum Lebensunterhalt
12,9%

Hilfe zur Erziehung
5,2%

freiwillige soziale Leistungen
0,5%

Grundsicherung
3,5%

entgeltfinanzierte 
Betreuungsleistungen

31,7%

BAföG
2,2%

Darlehen
0,2%

Beförderung behinderter Kinder
0,3%

Investitionen
0,8%

Personalausgaben
24,0%

Allg. Verwaltungsausgaben
9,1%

 Ausgabezweck Ausgaben 2003 
€ 

Ausgaben 2004  
€ 

Erläuterung 
 

Personalausgaben 144.866.840 119.440.440 Angestellte, Arbeiter, Beamte, Auszubildende, 
Honorarkräfte, Beihilfen, Unfallversicherung für 
Beschäftigte, Versorgungsausgaben für 
Ruhestandsbeamte 
 

Verwaltungsausga
ben 

42.113.632 45.538.017 Bauunterhaltung, Beköstigung in Kitas und Schulen, 
Gebäudebewirtschaftung, Lernmittel, Arbeitsmaterial 
und Büroausstattungen 
 

Investitionen 6.485.636 4.223.217 Neubau von Straßen, Neu- oder Umbau von 
öffentlichen Gebäuden 
 

entgeltfinanzierte 
Betreuungsleistun
gen 

 
143.948.785 

              
158.025.037 

Ausgaben für die stationären Hilfen zur Pflege in 
Seniorenheimen, Krankenhäusern, Krankenheimen 
und sonst. Einrichtungen für Personen, die infolge 
Krankheit oder Behinderung so hilflos sind, dass sie 
nicht ohne Betreuung und Pflege leben können. 
In diesen Ausgaben sind auch Kosten für Therapien, 
Transporte, Körperersatzstücke und orthopädische 
Hilfsmittel enthalten.  
Die Leistungen erhalten nicht nur Lichtenberger 
Bürgerinnen. Das Bezirksamt Lichtenberg ist auch 
zuständig für alle Berlinerinnen und Berliner, die in 
Einrichtungen außerhalb Berlins untergebracht sind. 
Auf diese Heimpflege außerhalb Berlins entfallen rd. 
89.000.000 €. 
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Hilfe zum 
Lebensunterhalt 

61.711.923  64.479.193 Hilfe zum Lebensunterhalt ist dem zu gewähren, der 
seinen notwendigen Lebensunterhalt nicht oder nicht 
ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln, vor 
allem aus seinem Einkommen und Vermögen, 
beschaffen kann (§ 11 Bundessozialhilfegesetz) . 
In Lichtenberg hatten  im Jahre 2004 durchschnittlich 
15.000 Personen Anspruch auf Sozialhilfe. 

Hilfen zur 
Erziehung 

34.384.755 26.080.128 Hilfen zur Erziehung wurde im Jahre 2004 
durchschnittlich 1.200 Lichtenberger Kindern und 
Jugendlichen gewährt. Die Leistungen umfassen 
stationäre Hilfen (Heimerziehung, betreutes Wohnen, 
Vollzeitpflege, Inobhutnahme), ambulante Hilfen 
(sozialpädagogische Familienhilfe, soziale 
Gruppenarbeit, Betreuungshelfer/innen), 
therapeutische  und teilstationäre Hilfen, 
gemeinschaftliche Wohnformen (Mutter-Kind) und 
Jugendberufshilfe 
 

Wohngeld 16.074.762  17.815.137 Im Dezember 2004 haben 13.643 Lichtenberger 
Wohnungsinhaber Wohngeld bezogen. Das 
durchschnittliche monatliche Wohngeld betrug 96,- €. 
 
 

Ausbildungsförder
ung 

9.075.780 11.192.550 Die Leistungen nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz werden auf 
Antrag bei Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Ausbildung und den Lebensunterhalt als Zuschuss 
gewährt.  
Das Bezirksamt Lichtenberg ist auch zuständig für 
Marzahn-Hellersdorf und Treptow-Köpenick. 
 

Krankenhilfe 5.864.110 5.950.864 Insbesondere Kosten für stationäre Krankenhilfe 
sowie Zahnersatz 

Hilfe zur Arbeit  5.105.929 6.476.773 Ausgaben für die Beschäftigung sowie für die 
qualifizierte Arbeitsvermittlung von arbeitslosen 
Sozialhilfeempfängern. 
 

freiwillige soziale 
Leistungen 

2.283.717  2.444.585 Zuwendungen an soziale Einrichtungen für allgemeine 
Betreuungsangebote für Senioren und Seniorinnen 
sowie an Vereine zur Unterstützung der allgemeinen 
Jugendarbeit. 
 

Grundsicherung 14.287.704 17.418.372 Auf der Grundlage des am 1. Januar 2003 in Kraft 
getretenen Gesetzes über eine bedarfsorientierte 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(Grundsicherungsgesetz) wurden Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts an Hilfeempfänger in 
und außerhalb von Einrichtungen gewährt.  
 

Pflegegeld 2.500.272 2.244.426 Leistungen nach dem Gesetz über Pflegeleistungen für 
Gehörlose, Zivilblinde, hochgradig Sehbehinderte und 
Hilflose 

Beförderung 
behinderter Kinder 

1.463.213  1.474.245 Transportkosten für die Beförderung geistig und 
körperlich behinderter Kinder und Jugendlicher zu den 
Schulen 

Unfallkasse 1.865.139 1.603.923 Aufwendungen für die gesetzliche Unfallversicherung 
für Schüler/innen in öffentlichen allgemeinbildenden 
Schulen sowie Kinder in öffentlichen 
Tageseinrichtungen. 
 

 Ausgabezweck Ausgaben 2003 
€ 

Ausgaben 2004  
€ 

Erläuterung 
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 Ausgabezweck Ausgaben 2003 
€ 

Ausgaben 2004 
€ 

Erläuterung 
 

 Psychosoziale 
Projekte 

783.000 783.000 Zuwendungen für bezirkliche Projekte der 
psychiatrischen Pflichtversorgung und für die 
Enthospitalisierung psychisch Kranker. 
 

Darlehen 1.413.307 1.157.211 Darlehen können nach dem Bundessozialhilfegesetz 
gewährt werden zur Behebung einer vorübergehenden 
wirtschaftlichen Notlage. 
 

Insolvenzberatung 407.933 410.000 Finanzierung von Schuldnerberatungsstellen zur 
Sicherstellung außergerichtlicher 
Entschuldungsverfahren. 
 

sonstige 
Sozialleistungen  

11.520.926 11.867.211 Leistungen für Bedarfe, die in der Regel einmalig 
auftreten. Im Jahre 2004 entfielen auf die Heimpflege 
außerhalb Berlins 6,9 Mio €. 

Gesamtausgaben 506.159.366 498.626.333 
 

 

 
Entwicklung der Ausgaben 2003 /2004

-  
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Gender Budgeting

Gender Budgeting zielt darauf ab, die Geschlechtereffekte der Haushaltspolitik und der Haus-
haltsplanung auf allen Ebenen des Haushaltsverfahrens zu bewerten und Einnahmen und Ausgaben
ggf. umzustrukturieren mit dem Ziel, die Gleichstellung von Frauen und Männern zu fördern.

Ziel des Bezirksamtes ist, ein breites Verständnis des Gender-Ansatzes bei allen Führungskräften
und Mitarbeiter/innen zu erreichen und ein nachhaltiges genderbewusstes Verwaltungshandeln dauerhaft
zu gewährleisten.

Im August 2003 hat die bezirkliche Steuerungsgruppe „Gender Mainstreaming“ beschlossen, daß
das Bezirksamt Lichtenberg sich als bezirkliche Pilotverwaltung an der ressort- und verwaltungsüber-
greifenden Arbeitsgruppe „Gender Budgeting“ bei der Senatsverwaltung für Finanzen beteiligt und
mit der geschlechtsspezifischen Budgetanalyse beginnt. Als Mitglied der Arbeitsgruppe wurde der
Leiter des Personal- und Finanzservice benannt, dem zugleich die Federführung und Koordination
der Budgetanalyse innerhalb des Bezirksamtes Lichtenberg übertragen wurde.

Im Bezirksamt Lichtenberg erfolgte der Einstieg in die geschlechterdifferenzierte Budgetanalyse für
folgende Produkte:

Produktbezeichnung 
 

Produktbudget 2004 € 

Entleihung          1.345.000   
Vermittlung Medienkompetenz               87.000   
Lehrveranstaltungen VHS          1.306.000   
Bereitstellung von Sportanlagen          1.921.000   

Allgemeine Kinder- und Jugendförderung 
 

3.232.000 

Gesamtbudget          7.891.000   
 

Für alle Produkte wurde eine geschlechterdifferenzierte NutzerInnenanalyse vorgenommen.

Maßgebend für die Auswahl dieser Produkte waren folgende Aspekte:

 w finanzielle Relevanz ( die Summe aller Produktbudgets sollte
         mind. 8 v.H. des Produktsummenbudgets umfassen)

 w bezirkliche Steuerungsrelevanz (es sollte sich um angebots-
         gesteuerte Produkte handeln, bei denen der Bezirk direkt oder
        indirekt Einfluss nehmen kann auf die Zielgruppen und die Ergebnisse)
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 w die Zielgruppe sollte individualisierbar sein, um eine aussagekräftige,
         geschlechterdifferenzierte Nutzen-Analyse vornehmen zu können.

Die genderbezogene Analyse der Produkte erfolgte zunächst ausschließlich  als geschlechter-differen-
zierte Nutzenanalyse, um überhaupt einen praxisorientierten Einstieg in die Thematik zu finden, die
Beteiligten mit dem Ansatz und der Strategie vertraut zu machen und ggf. erste Erkenntnisse für
Handlungsansätze zu gewinnen.

Der Leiter des Personal- und Finanzservice hat gemeinsam mit den für die Produkterstellung verant-
wortlichen Leitungskräften die Methodik festgelegt, die vorhandene Datenbasis geprüft bzw. die Mög-
lichkeiten und die Grundlagen der Datenerhebung ermittelt.

Die bezirkliche Steuerungsgruppe hat den Prozess der Datenerhebung begleitet und terminlich
kontrolliert und das vorläufige Auswertungsergebnis zustimmend zur Kenntnis genommen.

Das Bezirksamt Lichtenberg stellte im Rat der Bürgermeister den Antrag, in allen Bezirken dieselben
Produkte zu analysieren um Vergleichsdaten zu haben. Dieser Antrag wurde angenommen. Mit dem
Haushaltsrundschreiben zur Aufstellung des Haushaltes 2006/2007 wurde eine Verpflichtung zu Gender
Budget für alle Bezirke verbindlich. Es wird 6 Pflicht-Produkte für die GB-Analyse geben, Lichtenberg
wird 20 Produkte analysieren

Für Lichtenberg entstand ein Eckpunktepapier zur Fortbildung zu Instrumenten des Gender Budge-
ting. Es wurde ein Raster entwickelt um die Analyse zu erleichtern bzw. zu systematisieren. Dieses
Raster wird auch von anderen Bezirken genutzt.

1.10.  Ehrenamt

Im Fachbereich Schule arbeiten  Eltern, Schüler/innen und Lehrer/innen ehrenamtlich als Eltern-
vertreter/innen, Schülervertreter/innen und Lehrervertreter/innen. Für den gesamten Bezirk gibt es den
Bezirkselternausschuss, den Bezirksschülerausschuss und den Bezirkslehrerausschuss, in denen jeweils
zwei Vertreter/innen jeder Schule Mitglied sind. Je 12 Vertreter/innen dieser Ausschüsse arbeiten im
Bezirksschulbeirat.

Im Fachbereich Jugendamt wirkten Eltern ehrenamtlich als Elternvertreter in den Kitas. Für den
Bezirk ist der Bezirkselternausschuss für Kitas tätig. Schwerpunkt der Arbeit war die Begleitung der
Überführung von Kita in freie Trägerschaft.

Die Stiftung des Wirtschaftskreises Hohenschönhausen – Lichtenberg unterstütze Projekte der
Kinder- und Jugendförderung. Die Einnahmen des Weihnachtskonzertes der Musikschule aus Anlass
des Lichtermarktes kamen dieser Stiftung zu Gute.

Viele ehrenamtlich tätige Eltern, Lehrerinnen und Lehrer engagierten sich 2004 in den Fördervereinen
der Kitas und Schulen.

Im Fachbereich Sport arbeiteten alle Lichtenberger Sportvereine, die bezirkliche Sportarbeitsge-
meinschaft Hohenschönhausen-Lichtenberg e.V., der Landessportbund Berlin e.V./Sportjugend, die
Landesfachverbände und der Verein für Sport und Jugend-Sozialarbeit mit Projekten in Lichtenberg
auf ehrenamtlicher Basis.

Im Sozialamt lag der Schwerpunkt der ehrenamtlichen Aktivitäten im Altenhilfebereich. Es wurde
ein festes Netz ehrenamtlich Tätiger entwickelt. Ehrenamtlich tätige SeniorenInnen leisten einen we-
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sentlichen Beitrag zur Aufrechterhaltung und Entwicklung der Seniorenbegegnungsstätten und der
Gewährleistung von Kontakten zu sozial schwachen älteren Bürgerinnen und Bürgern.

Das Sozialamt führte am 20.10.2004 seine jährliche Dankeschönveranstaltung mit den ehrenamtlich
tätigen Bürgerinnen und Bürgern durch. Nach Möglichkeiten wurden Freikarten für Kulturveranstal-
tungen vergeben. Es erfolgen Gratulationen zu Jubiläen der Ehrenamtlichen. In allen Stadtteilen unter-
stützen ehrenamtliche Einzelpersonen die Arbeit der Träger der sozio-kulturellen Zentren und anderer
Vereine. Für das Gesundheitsamt engagieren sich ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger in der
Betreuungsstelle und der Beratungsstelle für Behinderte, chronisch Kranke und Krebskranke.

Das Amt für Umwelt und Natur hat bestellte, ehrenamtlich tätige Naturschutzwächter, die mit Einzel-
bürgern oder Gruppen bei der Betreuung von Spielplätzen zusammenarbeiten. Im Förderverein Lokale
Agenda 21 arbeiten ausschließlich  Bürgerinnen und Bürger ehrenamtlich mit.

Die Bibliotheken wurden durch die ehrenamtliche Arbeit des Förderkreises unterstützt.

Für die Abteilung Stadtentwicklung waren ehrenamtlich tätig:

 w der Bezirksdenkmalbeirat,
 w der Verkehrsbeirat Lichtenberg,
 w der Sanierungsbeirat,
 w die Betroffenenvertretungen in den Sanierungsgebieten.
 w der Projektbeirat „Stadtumbau Ost“

In den Stadtteilen des Bezirkes sind Bürger und Bürgerinnen in Bürgervereinen und Kiezbeiräten
organisiert. Zur Koordinierung der Arbeit hat die Bezirksbürgermeisterin regelmäßig zu Beratungen
eingeladen. Unterstützung erfahren die Bürgervereine und Kiezbeiräte durch die in den fünf Mittel-
bereichen tätigen Stadtteilmanagerinnen.

Konkrete Ziele zur Verbesserung der Infrastruktur und Verschönerung des Bezirkes haben auch
der Förderverein Schloss Hohenschönhausen e.V. und die Gemeinschaft der Förderer des Tierparks
Berlin-Friedrichsfelde e.V..

Durch den Senat wurden dem Bezirksamt Lichtenberg, wie in den Vorjahren, auch im Jahr 2004 für die
Unterstützung ehrenamtlicher Arbeit zur Verbesserung der öffentlichen  Infrastruktur 45 T€ zur Verfügung
gestellt. Diese Mittel sind speziell für bürgerschaftliches Engagement vorgesehen, das auf die Verbesserung
wohnumfeldnaher Einrichtungen, wie z.B. Schulen, Kitas, Jugendfreizeiteinrichtungen, Senioreneinrichtungen,
Sportflächen, Selbsthilfekontaktstellen, Kinderspielplätzen u.v.a. m. gerichtet ist.

Im Fachbereich Sport wird jährlich eine Ehrungsveranstaltung für einen mit der bezirklichen Sportarbeits-
gemeinschaft abgestimmten Personenkreis durchgeführt. Außerdem nimmt der Fachbereich an Vereins-
jubiläen teil und unterstützt Vereinsveranstaltungen/Turniere durch Bereitstellung von Sachmitteln für
Pokale, Bereitstellung von Geräten (Musikanlage, Torwand etc.) usw.

Das Bezirksamt hat den Beschluss gefasst, verdienstvolle Bürgerinnen und Bürger, die sich für den
Bezirk in besonderem Maße engagiert haben mit der Bürgermedaille zu ehren. Zum bezirklichen
Freiwilligentag am 10.10.2004 wurden erstmals zehn verdiente Bürgerinnen und Bürger auf einer fei-
erlichen Festveranstaltung ausgezeichnet. Mit der Ehrenurkunde des Bezirks Lichtenberg von Berlin
wurde 2004 Frau Gudrun Hirche ausgezeichnet.

Zur Werbung für das Ehrenamt und zur Vorbereitung des Freiwilligentages wird sich ein Freiwilligenrat
konstituieren.
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1.11. Konzept Gemeinwesenentwicklung

Im Februar 2004 wurde auf Initiative der Bezirksbürgermeisterin eine Arbeitsgruppe, bestehend
aus Führungskräften der Bezirksverwaltung Lichtenberg, vom Bezirksamt beauftragt, ein Konzept zu
entwickeln, in welchem zum einen der Ist-Stand bezirklicher Gemeinwesenarbeit (auch bzw.
insbesondere) durch lokal tätige Akteure dargestellt und zum Anderen die Erfordernisse struktureller
Verknüpfung mit bezirklichen Planungen dargestellt wird.

Ziel dieser zu erarbeitenden Konzeption ist es, einen Rahmen für die zukünftige Entwicklung des
bezirklichen Gemeinwesens vorzustellen, da eine wesentliche Leitlinie der Lichtenberger Kommunal-
politik die Stärkung des sozialen Zusammenhalts der Gesellschaft im Bezirk ist. Die Konzeption zur
Gemeinwesenentwicklung soll der Umsetzung der bezirklichen sozialen und kulturellen Ziele dienen.

Nachdem im August 2004 der erste Entwurf einer Konzeption zur Zukunft des Gemeinwesens in
Lichtenberg vom Bezirksamt veröffentlicht worden ist, hat eine intensive Diskussion eingesetzt. Foren
und Veranstaltungen haben hierzu stattgefunden. Diese zeigen, dass mit der Konzeption wichtige
Fragen der bezirklichen Entwicklung angesprochen worden sind und das Angebot zur Diskussion
angenommen wurde.

Im ersten Quartal 2005 wird die überarbeitete Konzeption zur Gemeinwesenentwicklung vorgelegt,
in die Anregungen aus der öffentlichen Diskussion eingeflossen sind. Die Zielstellungen sind klarer
formuliert, die Ausgangsbedingungen und bereits bestehende positive Ansätze in Lichtenberg werden
deutlicher herausgearbeitet. Die Aufgaben für die künftigen Kommunikations- und Entschei-
dungsprozesse auf Stadtteilebene werden konkreter beschrieben.

Das Bezirksamt wünscht sich auch für diesen Entwurf eine ähnlich breite Resonanz im politischen
Raum, bei den Trägern der Gemeinwesenarbeit und bei den interessierten Bürgerinnen und Bürgern.
Es ist erklärtes Ziel, den Diskussionsprozess mit einem Beschluss der Bezirksverordnetenversammlung
über die Konzeption im Sommer 2005 abzuschließen.

1.12. Kommunales Handlungsprogramm
zur behindertenpolitischen Arbeit

Das von der Bezirksbürgermeisterin auf der Konferenz „Situation von Menschen mit Behinderungen“
am 27.10.2004 vorgestellte Dokument „Situation, Arbeitsaufgaben und Maßnahmen der behinderten-
politischen Arbeit im Bezirk Lichtenberg  für die Jahre 2005 – 2010“  wurde von der Behindertenbe-
auftragten in Zusammenarbeit mit anderen Abteilungen des Bezirksamtes im Verlauf des 1. Halbjahres
2004 ausgearbeitet. Dabei hatten auch die Vertreter/innen der Vereine/Verbände, die im bezirklichen
Behindertenbeirat vertreten sind, die Möglichkeit, ihre Einschätzung, Vorschläge und Probleme zur
Situation der Menschen mit Behinderungen in das Papier einzubringen.

Dieses Handlungsprogramm wird für das Bezirksamt Lichtenberg von Berlin die Richtlinie für die
Jahre 2005-2010 zur Verbesserung der Lebenssituation der Menschen mit Behinderungen im Bezirk
sein.

Eine erste Kurzabrechnung der Maßnahmen 2004/2005 wird im November 2005 unter Eibeziehung
der verantwortlichen Leiter/innen der Abteilungen der Bezirksverwaltung erfolgen. Für Maßnahmen
im Straßenbau durch das Tiefbauamt wird mit der Behindertenbeauftragten und unter Einbeziehung
der Vorschläge des Behindertenbeirates Anfang 2005 eine Prioritätenliste zu erstellen sein.
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2.1. Steuerungsdienst

Finanz- und Kostencontrolling

Im Rahmen der Gespräche mit allen Organisationseinheiten der Bezirksverwaltung zum Haushaltsplan
2004/2005 sind durch den Finanzservice in enger Zusammenarbeit mit dem Steuerungsdienst
kostensenkende Maßnahmen mit den OE festgelegt worden, die sich unmittelbar in den bezirklichen
Daten der Kosten-Leistungsrechnung (KLR) widerspiegeln und in der Budgetberechnung zu Umver-
teilungen zwischen den Bezirken, für Lichtenberg mit einem positiven Ergebnis, führten und weiter führen
werden. Somit war der Jahresabschluss 2003 wegen der finanziellen Auswirkungen für das Haushalts-
jahr 2005 von besonderer Bedeutung.

Erste Tendenzen der Produktstückkostensenkung im Vergleich zu den anderen Bezirken waren
bereits in den unterjährigen Quartalsabschlüssen im Jahr 2003 erkennbar. Die fortgeschriebene Glo-
balsumme, die Ende Mai durch die SenFin bereitgestellt wurde, bestätigte diese Tendenz. Lichtenberg
erreichte für das Jahr 2005 ein um 6 Mio.€ gerringeres Defizit im Vergleich zur ursprünglichen Global-
summe 2005. Daraufhin wurde durch das Finanz- und Kostencontrolling für die Klausur des Bezirks-
amtes am 22./23.06.2004 eine virtuelle Budgetberechnung durchgeführt, um die Veränderungen von
Eckwerten bzw. Budgets in 2005 zu erkennen und erforderliche Schlußfolgerungen zu ziehen.

Das dritte Quartal stand im Zeichen der Auswertung der Halbjahreszahlen sowie der Durchführung
der Haushaltsberatungen mit den Organisationseinheiten. Im Rahmen der Verhandlungen zum Haushalt
2005 wurden weitere kostensenkende Maßnahmen mit den OE festgelegt, deren Realisierung  über-
prüft wurde.

Weiterentwickelt wurde das Berichtswesen für Produkt. Das produktorientierte Berichtswesen
wurde in einen Zeitreihenvergleich überführt. D.h. die Jahre 2002 bis zum jetzigen Haushaltsjahr
werden in Form von grafischen und Zahlenauswertungen für alle Produkte dargestellt. Diese Berichte
werden ergänzt um einen Textteil, der halbjährlich fortgeschrieben wird.

Dazu wurden die Quartals- bzw. Halbjahresdaten für 2004 hochgerechnet. Neu ist, dass die Daten
(erweiterte Teilkosten ohne Transferkosten und Produktmengen, Mediane) mit denen zurückliegender
Jahre (2002 und 2003) in Relation gesetzt und dadurch vergleichbar gemacht werden können. Somit
sind Zeitreihenvergleiche über mehrere Jahre erstmalig möglich und Entwicklungsprozesse werden
erkennbar. Dieses Berichtswesen wird vierteljährlich mit den aktuellen Daten über alle Bezirke fortge-
schrieben. Aus dem neuen Berichtswesen können die OE relativ zeitnah Handlungsanweisungen ableiten
und die bereits verfolgte(n) Strategie(n) bewerten.

Es können sowohl langfristige als auch kurzfristige Entscheidungen der OE beurteilt werden:
 „Tun wir die richtigen Dinge“ (langfristige Strategie) bzw. „Tun wir die Dinge richtig“ (kurzfristige

Strategie). Weiterhin ist es möglich, Budgetabweichungen die aus einer ungünstigen Kostenstruktur
resultieren, schneller zu erkennen und gegenzusteuern.

Zu konstatieren ist, dass in der Bezirksverwaltung Lichtenberg mit der Einführung der vollständigen
Produktbudgetierung ein Denkprozess in Gang gekommen ist, der in anderen Bezirksverwaltungen of-
fenbar jetzt erst beginnt. Bei Einsparmaßnahmen geht es nicht nur darum, Ausgaben pauschal zu strei-

2. Abteilung Personal,
Finanzen und Kultur
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chen und damit Leistungskürzungen hinzunehmen sondern vielmehr durch effizientes Arbeiten in jeder
Hinsicht Leistungen bezahlbar zu machen.

Stadtteilmanagement

Stadtteilkoordinierung und Bewohnerinneraktivierung als Teil des Lichtenberger Stadtteilmanage-
ments stellen nach wie vor die vom Bezirksamt und der BVV Lichtenberg beschlossene Aufgabenbe-
schreibung des bezirklichen Stadtteilmanagements dar. Dabei bedeutet „Managen“: Moderieren, Koor-
dinieren und Organisieren.

Stadtteilmanagement soll die Distanz zwischen Politik, Verwaltung, BürgerInnen  und lokal tätigen
Akteuren verringern. Es soll Kooperation und Beteiligung vor Ort fördern und entsprechende Strukturen
entwickeln helfen. Um die Identifikation mit den Stadtteilen zu erhöhen und das Image des Bezirks
insgesamt zu verbessern, unterstützen die Stadtteilmanagerinnen die ansässigen BewohnerInnen und
Gewerbetreibende bei der Identifizierung, Formulierung und Lösung stadtteilbezogener Probleme.
Sie koordinieren die sich daraus entwickelnden Initiativen zielgerichtet.

Als Beispiel hierfür ist das Stadtteilmanagement als Schnittstelle zwischen dem Bezirksamt und
den BürgerInnen im Jahr 2004 mit der Betreuung als  Geschäftsstelle für die Arbeit der Gebietsbeiräte im
Rahmen des Programms Stadtumbau Ost zu nennen. Diese Aufgabe stellt eine neue Qualität im Heran-
gehen an die Realisierung von Entwicklungs- und Gestaltungsprozessen, insbesondere auch in der
Zusammenarbeit von Fachabteilung und Querschnittsbereich dar.

Für vergleichbar konkrete, abgegrenzte und abrechenbare Aufgaben sollte die Struktur „Stadtteil-
management“ auch künftig mit dem Ziel, Kompetenzen von Fachabteilungen und Querschnittsberei-
chen zusammenzuführen, eingesetzt werden. Die Stadtteilmanagerinnen sind als Geschäftsstelle nicht
nur organisatorisch und koordinierend tätig, sondern unterstützen mit allen Beteiligten die Publikation
und Transparenz des Gesamtprozesses vor Ort.

In den 5 vorhandenen Stadtteilen hat sich die Aufgabenerledigung entsprechend der vorgeschrie-
benen Zielstellung wie folgt dargestellt:

Hohenschönhausen Nord

Im Jahr 2004 etablierten sich die im Stadtteil arbeitenden verschiedenen Gremien und bilden in-
zwischen eine stabile Grundlage für eine umfassende kontinuierliche Stadtteilarbeit.

Besonders hervorzuheben ist dabei der Gebietsbeirat zum Stadtumbau Ost. Der Beirat kam zu
fünf Beratungen sowie Ortbegehungen ab März 2004 zusammen. Der Beirat beschäftigt sich u. a.
auch mit Projekten außerhalb des Programms Stadtumbau Ost und nimmt an unterschiedlichsten
Einwohnerversammlungen im Stadtteil teil.

Die Begleitung von Wohnumfeldmaßnahmen im Stadtteil durch die Stadtteilmanagerin ist zum wesent-
lichen Bestandteil ihrer Arbeit geworden. Zur Zeit werden von ihr fünf auch im Jahre 2005 fortlaufende
Projekte betreut.

Im Januar 2004 initiierte die Stadtteilmanagerin eine AG zur Vorbereitung und Durchführung
verschiedener Aktivitäten auf dem Prerower Platz. Es wurden vielfältige Projekte, so z. B. eine Kunst-
aktion, ein Stadtteilfest und unterschiedlichste Initiativen privater Investoren geplant. Auf Grund der
Nachhaltigkeit und des Umfanges der Projekte werden diese auch im Jahr 2005 weiter durchgeführt.
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In Auswertung der Ergebnisse des Lokalen Aktionsplans Lichtenberg „Für Demokratie und Toleranz
–Gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“ wurden drei öffentliche
Veranstaltungen organisiert und durchgeführt, sowie die Geschäftsführung der durch die Bezirksbür-
germeisterin berufenen AG übernommen. Die Umsetzung der in der AG festgelegten Arbeitsschwer-
punkte und deren Überwachung erfolgt auch weiter im Jahre 2005.

Hohenschönhausen Süd

Auf Initiative der Stadtteilmanagerin wurde im Juni 2004 der vierte Kiezbeirat „Am Wach-Turm“
im Stadtteil gegründet. Zur Betreuung aller im Stadtteil inzwischen etablierten Kiezbeiräte gehörten
u.a., die Versorgung mit Informationen aus dem Bezirksamt und der BVV, die Unterstützung von
Kiezfesten, Projekten sowie der im August 2004 stattgefundenen Bürgerversammlung in Zusammen-
arbeit mit der Abteilung Stadtentwicklung.

Im Rahmen des Wettbewerbs „Stadtumbau Ost“ hat die Stadtteilmanagerin die Tätigkeit des Ge-
bietsbeirates für die Förderkulisse Alt-Hohenschönhausen begleitet und unterstützt. Hierzu koordinierte
sie in Zusammenarbeit mit dem Amt für Planen und Vermessen und den Planungsgruppen vier Veran-
staltungen für interessierte BürgerInnen in den zuständigen Kiezen.

Innerhalb des Aufgabenbereichs der Stadtteilkoordination erfolgte eine Vertiefung der Vernetzung auf
Stadtteilebene in den regional existierenden Gremien wie die AG 78 KJHG, den vierteljährlichen Kiezrunden
mit den Akteuren vor Ort und  der IG „Konrad-Wolf-Straße“.

Zur Imageverbesserung des Ortsteils Alt-Hohenschönhausen erfolgten Abstimmungsrunden zwischen
der Stadtteilmanagerin, der Centermanagerin des Allee-Centers und den Akteuren vor Ort zur
Präsentation des Stadtteils im Rahmen der Treffpunktbühnenaktionen 2005 unter dem Motto „Wir in
Hohenschönhausen“.

Lichtenberg-Nord

Als Schnittstelle zwischen dem Bezirksamt und den BürgerInnen war auch in diesem Stadtteil die
hier eingesetzte Stadtteilmanagerin 2004 als Geschäftsstelle für die Arbeit der Gebietsbeiräte im Rahmen
des Programms Stadtumbau Ost tätig.

Die Stadtteilmanagerin hat dazu beigetragen, das BewohnerInnen der Landsberger Allee 175/177
Verantwortung für Ihr Wohnumfeld zu übernehmen und damit den dort vorhandenen Problemen und
dem Wegzug begegnet wird. In Gesprächen mit dem Eigentümer, der Verwaltung und den Bewoh-
nerInnen wurden Impulse gesetzt um Strukturen aufzubauen, welche wiederum Voraussetzung für
das Engagement der BewohnerInnen zu sein scheinen. Dieses Ergebnis konnte mit der Bildung einer
aktiven Mietervertretung erreicht werden. Die Stadtteilmanagerin wird diese Mietervertretung mit
dem Ziel der Nachhaltigkeit weiter unterstützen.

Die Stadtteilmanagerin hat sich verstärkt dafür eingesetzt, Ressourcen und Kompetenzen zusam-
menzuführen und zu bündeln, um stärkere und nachhaltige Effekte für alle Beteiligten zu bewirken. So
wurde aktiv an der Meinungsbildung der Interessengemeinschaft der Händler und Gewerbetreibenden
am Anton-Saefkow-Platz zum Thema der Vereinsbildung mitgearbeitet. Gemeinsam wurde von freien
Trägern, kommunalen Einrichtungen, Gewerbetreibenden, Vermietern und Bewohnern die Initiative zum
Fennpfuhlfest mit der 1. Langen Nacht umgesetzt. Voraussetzung hierfür war das funktionierende
Netzwerk im Ortsteil Fennpfuhl. Dieser Prozess soll auch in 2005 weitergeführt werden, wobei nicht
ein vergleichbar, austauschbares Stadtteilfest der Arbeitsansatz ist, sondern eine Initiative, die die
Attraktivität und Identifikation mit dem Ortsteil durch unterschiedlichste Maßnahmen nachhaltig erhöht.
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Lichtenberg-Mitte

Das von der Stadtteilmanagerin zweimonatlich durchgeführte Kieztreffen „Weitlingstraße“ konnte
sich 2004 als Vernetzungsform der regional ansässigen Einrichtungen stabilisieren. Höhepunkt war
die gemeinsame Vorbereitung und Durchführung des 2.Kiezfestes am Münsterlandplatz in Zusam-
menarbeit mit einem kommerziellen Marktbetreiber. In der Auswertung wurde die Notwendigkeit ei-
ner früheren Organisation und Werbung sowie die Einbeziehung weiterer Partner für 2005 festgelegt.
Um die kiezbezogene Arbeit zu stärken, vor allem die sehr erfolgreiche Tätigkeit der Stadtbild-Agentur
fortzuführen, ist die Gründung eines Vereins in Vorbereitung.

Auf Initiative der Stadtteilmanagerin entstand im Rosenfelder Ring eine Arbeitsgruppe ansässiger
Träger sowie Ehrenamtlicher zur Erhaltung der Sporthalle als erweitertes Angebot des sozio-kulturellen
Zentrums LIBEZEM des BBV e.V. Es wurde gemeinsam ein Nutzungskonzept erarbeitet. Für 2005
gilt es, weitere Partner zu interessieren und das Konzept umsetzungsfähig zu machen.

Zur Halbzeit des EU-Projektes LADENleben mit dem Ziel, Ladenleerstand zu beseitigen nach-
oder zwischen zu nutzen, konnten bereits mehr als 50% der angestrebten Fläche - trotz des Über-
angebotes im Land Berlin - vermietet werden. Es entstanden 9 neue Arbeitsplätze. Die Stadtteilma-
nagerin unterstützt dieses Projekt als Projektverantwortliche.

Im Rahmen der Arbeit als Geschäftsstelle für die Gebietsbeiräte Ostkreuz und Friedrichsfelde des
Förderprogramms Stadtumbau-Ost wurden insgesamt 14 Veranstaltungen durchgeführt. Für 2005
ist eine stärkere Bürgerinformation zu den Vorhaben geplant. Im Oktober 2004 konnte unter anderem
ein besonderes Bürgeranliegen, einen Teil des Rosenfelder Ringes wieder zur Einbahnstraße zu erklären,
erfolgreich umgesetzt werden.

Lichtenberg-Süd

Die Akzeptanz des Stadtteilmanagements an sich und der Stadtteilmanagerin in Karlshorst hat sich
positiv entwickelt, was sich einerseits in der Zusammenarbeit mit den lokalen Akteuren, z.B. bei der
Vorbereitung einzelner Höhepunkte (Familienrenntag, Tag des Offenen Denkmals und aktuell 110 Jahre
Karlshorst) wiederspiegelt und andererseits ist festzustellen, dass immer mehr BürgerInnen mit ihren
Problemen und Wünschen den Rat bzw. die Unterstützung der Stadtteilmanagerin suchen.

Unterstützt wurde u. a. die 3K-Gewerbeinitiative bei der Organisation und Aufstellung von Pflanzkü-
beln im Bereich der Treskowallee. Der Gewerbestammtisch dient weiterhin zum Informationsaustausch
aller Beteiligten. Die Sprechstunden im Sozio-kulturellem Zentrum „INVIA“ wurden weiter angeboten
und gut besucht. Andere Veranstaltungen, wie z.B. der Tag der Offenen Tür in der Europaschule,
Sozialmarkt, oder der Novembermarkt im INVIA, wurde genutzt, um aktiv mit BürgerInnen ins Ge-
spräch zu kommen.

Im Jahre 2003 wurden die Sprechstunden der Stadtteilmanagerin in das Nachbarschaftszentrum
am Nixenkai in den Lichtenberger Wohnbereich verlegt. Erst im 2. Halbjahr 2004 konnte eine Sprech-
stunde in der Kita „Hoppetosse“ angeboten werden.

Leider war die Resonanz darauf, wie schon im Vorjahr, sehr gering. Eine kontinuierliche Zusammen-
arbeit zwischen der Betroffenenvertretung und der Stadtteilmanagerin konnte noch nicht erzielt werden.
2005 soll mit den neugewählten Vertretern der Kontakt intensiviert werden. Dazu gab es erste Gesprä-
che. Ein geplanter Bürgerstammtisch im Bereich der Rummelsburger Bucht hat sich noch nicht zusam-
mengefunden.
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Versetzung zum Zentralen Stellenpool -180 
Auflösung des Dienstverhältnisses -173 
Versetzungen in andere Behörden -93 
Übergang Kita auf freie Träger -89 
Ruhestand/Rente -50 
Sonstige Abgänge -18 
Zugänge  32 
 

Entwicklung der Zahl der Beschäftigten im BA Lichtenberg im Jahre 2004
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Der Personalhaushalt wird dadurch im Jahre 2005 um ca. 21 Mio € entlastet.
2470 Beschäftigte (= 80,2 %) sind weiblichen Geschlechts.
273  Beschäftigte, davon 211 Frauen,  sind schwerbehindert im Sinne des SGB IX, das

entspricht einer Quote von 8,9 %.

Überbetriebliche Ausbildung

Das Bezirksamt bildet unverändert in marktgängigen Berufen aus (Kaufleute für Bürokommuni-
kation, Vermessungstechniker, Landschaftsgärtner, Fachangestellte für Medien- und Informa-
tionsdienste, Zahnarzthelfer/innen). Insgesamt bestanden am Jahresende 2004 66  Ausbildungsverträge,
davon wurden 24 im September 2004 neu begründet.

2.2. Personal- und Finanzservice

Personalentwicklung

Die Zahl der Beschäftigten ist im Verlauf des Jahres 2004 um 571 auf nunmehr 3080
zurückgegangen. Wesentliche Gründe für den Rückgang sind:
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Betriebliche Gesundheitsförderung

  w Das Bezirksamt hat mit Wirkung vom 1. Juni 2004 ein generelles Rauch-
         verbot für alle Dienstgebäude beschlossen.
     w Neun Mitarbeiter/innen wurden zu Suchthelfer/innen ausgebildet und stehen
         den Beschäftigten auf freiwilliger Basis als fachkompetente Berater/innen bei
         Alkohol- und sonstigen Suchtproblemen zur Verfügung.
    w Bei plötzlichem Herzstillstand haben die Betroffenen eine Überlebenschance
         nur, wenn innerhalb von 3 bis 5 Minuten Erste-Hilfe-Maßnahmen eingeleitet
         werden. In so kurzer Zeit kann Hilfe grundsätzlich nur aus dem  unmittelbaren
         Umfeld kommen.

Aus diesem Grund hat das Bezirksamt Lichtenberg von Berlin folgende Bürodienstgebäude, darunter
alle Bürgeramtsstandorte, mit Defibrillatoren ausgestattet:

    1. Rathaus Lichtenberg und angrenzendes Bürgeramt, Möllendorffstr. 5 und 6 (BüA)
     2.  Frankfurter Allee 187
     3.  Alfred-Kowalke-Str. 24
    4. Große-Leege-Str. 103 (BüA)
     5. Matenzeile 26
     6. Matenzeile 28
     7. Egon-Erwin-Kisch-Str. 106 (BüA)
     8. Mellenseestr. 34 (BüA)
    9.  Anton-Saefkow-Platz 4 (BüA)

Alle in den Dienstgebäuden beschäftigten 84 Ersthelfer/innen werden in einem Grundlehrgang
durch das DRK zum korrekten Einsatz des vollautomatischen Gerätes geschult.

Die Krankheitsquote aller Beschäftigten lag im Jahre 2004 bei 6,56 % (2003 = 7,52%).

2.3. Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Aufgabe der Presse und Öffentlichkeitsarbeit ist die tagesaktuelle Information der hauptstädtischen
Medien über Entscheidungen der Verwaltungsspitze, über Angebote, Leistungen und Ergebnisse der
Verwaltungsarbeit sowie über Mitwirkungsmöglichkeiten der Einwohner an der Gestaltung des Bezirks.

Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit  sieht ihre Aufgabe auch darin, über geeignete Methoden der
Öffentlichkeitsarbeit die Ausprägung eines positiven Images des Bezirks zu befördern. Dem dienen
neben der aktuellen Pressearbeit die Erarbeitung und Gestaltung von Publikationen, die Gestaltung
des Internetauftritts des Bezirksamtes, die Zuarbeit für Ausstellungen und Messen, die Publizistische
Begleitung öffentlicher Veranstaltungen sowie die zusätzlich geleistete Tätigkeit zur Koordinierung
des EU-geförderten Projekts „Stadtmarketing“.

Zunehmende Beachtung fand im Jahr 2004 die Kontaktpflege zwischen Pressestelle, Medienvertretern,
Bezirksstadträten und Fachabteilungen. Insbesondere hat sich die Zusammenarbeit mit dem Stadtteil-
management und soziokulturellen Zentren positiv entwickelt.

Die Zeitung „Lichtenberger Rathausnachrichten“ und die Internetpräsentation des Bezirksamtes
verdienen besondere Beachtung, weil mit ihrer Hilfe die Einwohner von Lichtenberg direkt erreicht
werden konnten. Sie ermöglichten eine umfassende und rasche Information über die Entwicklungen
im Bezirksamt, in der BVV und in den Ausschüssen sowie über das Leben im Bezirk. Vereine, Galerien,
Theater, Museen, Bibliotheken, Freizeiteinrichtungen u. a. finden hier eine Plattform.
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Pressearbeit

Die Pressestelle gab täglich Pressemitteilungen heraus, die über Ereignisse, Leistungen, Angebote
aus allen Fachbereichen des Bezirksamtes informieren. Sie wurden sowohl über den Faxverteiler und
neu auch über die elektronische Post editiert. Die Presseinformationen werden außerdem im Internet
veröffentlicht. Insgesamt sind rund 730 Pressemitteilungen herausgegeben worden, das sind etwa 100
mehr als im Vorjahr.

Besonderer Schwerpunkt wird auf die gezielte publizistische Unterstützung von bezirklichen Ereig-
nissen und Veranstaltungen gelegt. Dazu wurden Faltblätter, Informationen erarbeitet und Medien-
kontakte hergestellt.

Außerdem waren gemeinsam mit den Bezirksstadträten über 20 Pressegespräche  vorzubereiten
und zu realisieren. Interviews und Hintergrundgespräche wurden vermittelt, die Beantwortung von
Anfragen über Ombudsredaktionen verschiedener Zeitungen organisiert und Bürgeranfragen beant-
wortet. Rasche und kompetente Auskünfte an die Medienvertreter sind hier Qualitätsmerkmal.

Die Pressearbeit findet auch Niederschlag im Pressespiegel, der verwaltungsintern montags bis
freitags herausgegeben wird.

Publikationen

In den „Lichtenberger Rathausnachrichten“ erschienen monatlich auf zwölf bis 16 Zeitungsseiten
Beiträge zu Themen aus dem Rathaus und dem Spektrum des bezirklichen Lebens. Gemeinsam mit
der Redaktionsgruppe, der Mitarbeiter aller Abteilungen angehören, werden Schwerpunkte erarbeitet,
Zuarbeiten organisiert und die Resultate kontrolliert.

Die Rathausnachrichten werden monatlich in einer Auflage von 120 000 Exemplaren kostenlos an
alle erreichbaren Haushalte im Bezirk verteilt. Gemeinsame Herausgeber sind das Bezirksamt und
der Verlag G+J Anzeigenzeitungen. Es werden keine Haushaltsmittel des Bezirksamtes dafür eingesetzt.
In weiteren Bezirken wie Köpenick-Treptow und Charlottenburg-Wilmersdorf werden inzwischen
nach dem Lichtenberger Beispiel konzipierte „Rathausnachrichten“ in Kooperation mit Verlagen heraus-
gegeben.

Neu war im Jahr 2004 die zusätzliche Herausgabe von Beilagen der „Lichtenberger Rathausnach-
richten“. In Vorbereitung der Erarbeitung des bezirklichen Bürgerhaushaltes wurde gemeinsam mit
dem Steuerungsdienst und dem Personal- und Finanzservice die Beilage zum lesbaren Haushalt
erarbeitet. Eine weitere Beilage der Abteilung Umwelt und Gesundheit stand unter dem Titel „besser
leben“.

Gemeinsam mit dem Verlag Apercu ist die „Imagebroschüre Lichtenberg 2004“ erarbeitet wor-
den, ohne bezirkliche Haushaltsmittel dafür zu verwenden. Die neue Auflage 2005 muss in engerer
Abstimmung mit den Fachabteilungen redigiert werden, um zu sichern, dass die Informationen aktuell
und präzise sind.

Internet

Die Internetpräsentation des Bezirksamtes Lichtenberg verbesserte sich im Jahr 2004 weiter. Sie
enthält komplexe und verständliche Informationen über die Leistungen des Bezirksamtes, ein-schließlich
der Sprechzeiten und notwendigen Vordrucke, stellt den Bezirk vor, informiert über die Aktivitäten in
der BVV, vermittelt einen Überblick über die Abteilungen und veröffentlicht die Pres-semitteilungen
des Bezirksamtes. Nutzer/innen haben die Möglichkeit, über elektronische Post Kontakt zur Politik
und den Abteilungen der Verwaltung aufzunehmen.



27

Der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit oblag die Koordinierung der Arbeit der WEB-Redaktion,
in der Redakteure aller Fachabteilungen mitarbeiten. Mit dem Ziel der Qualitätsverbesserung wurde
in der WEB-Redaktion eine Gestaltungsrichtlinie für den WEB-Auftritt erarbeitet und die Aufgaben
der dezentralen einheitlichen Seitengestaltung definiert. Es wurden erste Schritte unternommen, den
Zugang zu den Informationen der Abteilungen über die Angebote und Leistungen zu ermöglichen. Die
Schaffung von Portalen, die sich am so genannten „Lebenslagenprinzip“ orientieren, ist geplant. Die
Einbeziehung der Referenten der Bezirksstadträte in die Arbeit der WEB-Redaktion diente dem Ziel,
die Qualität des Internetauftritts mit einem stärkeren abteilungsübergreifenden Ansatz zu erhöhen.

EU-Projekt: Stadtmarketing zur Imagebildung des Bezirkes Lichtenberg

Mit den Methoden der Public Relations trug das Projekt zur Profilierung des nordöstlichen Groß-
bezirkes Berlins bei. Das Ziel, ein Bild von Lichtenberg in der Öffentlichkeit zu vermitteln, das ihn als
attraktiven Bezirk entsprechend des Leitbildes bezirklicher Entwicklung „besser leben – kinder- und
familienfreundlicher Bezirk“ darstellt, wurde erreicht.

Von November 2002 bis Oktober 2004 waren zwei Journalistinnen im Projekt beschäftigt, die Texte
erarbeiteten und gemeinsam mit der Pressestelle des Bezirksamtes die Herausgabe von Publikationen
vorbereiteten, koordinierten und organisierten. Die Mittel dazu kamen aus dem EFRE Fonds der EU.

Im Einzelnen wurden folgende Leistungen erbracht.

    1. Entwicklung eines einheitlichen Corporate Designs für den Bezirk. Die
         Wort-Bild-Marke wird auf allen Publikationen des Bezirksamtes  verwendet.
    2.  Erarbeitung und Publizierung von Informations-Karten: „sehenswert“ zu
         den Attraktionen des Bezirks, „innovativ“ zum Wirtschaftsstandort, „junior“
         zu Angeboten für junge Menschen in den Bereichen Bildung, Freizeit, Sport
         und Kultur, „wohnen“ zum Wohnstandort Lichtenberg.
    3.  Erarbeitung und Herausgabe eines repräsentativen Text-Bild-Bandes „Lust
         auf Lichtenberg“.

2.4. EU-Beauftragte

Europa in Lichtenberg in Europa

Lokale Beschäftigungsinitiativen in Lichtenberg,
die durch EU- Mittel gefördert werden

Die Mehrzahl der über den Aktionsplan für das Lichtenberger Bündnis für Wirtschaft und Arbeit
gesteuerten Projekte zur Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen im Bezirk werden aus dem
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) im Rahmen der Richtlinie „Wirtschaftsdienliche
Maßnahmen“ und aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) gefördert.

Dies betraf im Jahr 2004 folgende Projekte:

 w Stadtmarketing zur Imageausprägung des Bezirkes Lichtenberg (EFRE),
 w Frau und Wirtschaft – Individuelle Bildungs- und Karriereberatung für die
         unternehmerisch tätige Frau (EFRE),
 w Geschäftsstraßenmanagement Fennpfuhlmeile (EFRE),
 w Vorstudie Kommunales Informationssystem für Berlin-Karlshorst (EFRE),
 w Regionales Früherkennungssystem und präventive Bestandspflege von
         KMU- Gemeinschaftsprojekt mehrerer Bezirke und Arbeitsverwaltung (EFRE),
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 w Schutz durch Nutzung – Stadtrandnetzwerk mit der Naturschutzstation
         Malchow als zentralem Lern- und Werkhof im Nordosten von Berlin, (UEP),
 w Arbeits- und Beschäftigungszentrum Lichtenberg- Hohenschönhausen (ESF),
 w Qualifizierung für die Arbeit mit modernen Medien (ESF),
 w Enterprise Berlin im Bezirk Lichtenberg (ESF, Gemeinschaftsinitiative EQUAL).

Office für deutsch-polnische Wirtschaftskontakte (ODPW)

Im Februar 2005 startet das Projekt „Office für deutsch-polnische Wirtschaftskontakte -ODPW“
(Finanzierung: EFRE und Bezirksamt Lichtenberg). Ziel ist die Förderung der deutsch-polnischen
Wirtschaftskooperation zwischen Lichtenberger kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) und pol-
nischen Instituten und Unternehmen durch gezielte Kontaktvermittlung und praktische Serviceangebote
vor Ort zum langfristigen Auf- und Ausbau sowie der Pflege von Wirtschaftskontakten. Koordiniert
werden die Aktivitäten des Projektes mit der Deutsch-Polnischen Wirtschaftsförderungsgesellschaft
AG (TWG), der Wirtschaftsförderung Berlin International (WFBI) sowie mit weiteren bereits beste-
henden Expertennetzwerken. Mit diesem Projekt leistet der Bezirk einen konkreten Beitrag zur MOE-
Initiative des Landes Berlin.

ESF- Förderung Programm Lokales Soziales Kapital (LSK)

Über das ESF-Förderprogramm „Lokales Soziales Kapital“ (LSK) fördert die EU lokale Mikro-
projekte und Initiativen, die - neben anderen Antragsvoraussetzungen - einem der ESF- Förder-
schwerpunkte des Landes Berlin entsprechen müssen. Das Programm wird in Kooperation mit dem
BBWA umgesetzt. In Lichtenberg wurde die für 2004 zur Verfügung stehende Fördersumme von
50.000 Euro ausgeschöpft und damit 6 Mikroprojekte gefördert. Die dem Bezirk für das Jahr 2005 zur
Verfügung gestellte Fördersumme von 47.000 EUR wurde durch 6 bewilligte (von 19 eingereichten)
LSK- Projekte gebunden (siehe auch Pkt 2.5.)

Europapolitische Öffentlichkeitsarbeit / Europawoche 2004

In Lichtenberg fanden Veranstaltungen im Rahmen der Europawoche 2004 sowohl auf sportlichem
als auch auf  kulturellem Gebiet statt, Jugendliche wurden vor allem über die vielfältigen Veranstaltungen
der Bibliotheken und der Schulen angesprochen.

Beispielhaft seien folgende Veranstaltungen genannt:

 w „Bewegung und Begegnung“ Sportfest der Lichtenberger Seniorenbegegnungs-
         stätten und Sportvereine
 w Radwandertag i.R. des Europäischen Jahres des Sports,
 w Malerei und Zeichnungen aus Jurbakas/Litauen in der Galerie Sophienstraße,
 w „Europa auf Sendung“ – die EP-Abgeordnete Frau Kaufmann zu Gastm in der
         Mildred Harnack-Oberschule (Staatliche Europaschule), eine Diskussionsrunde
         und Live-Sendung des deutsch-russischen Schülerradios,
 w Veranstaltung zum Kulturaustausch mit Kaliningrad im Studio im Hochhaus,
 w Buchausstellungen zum Thema Europa, Europa-Quiz für Schülerinnen und Schüler
 w Medien-Rallye in der Anna- Seghers-Bibliothek,
  w Sonderkonzert der Musikschule im Ratssaal,
    w Musikalisch-literarisches  Programm im deutsch-russischen Museum Karlshorst,
  w Europafest - „Marktplatz“ - Veranstaltungen im URBAN II –Gebiet,
    w    Berliner Tour d’Europe für Berliner Schulklassen 2004 im Urban-II Gebiet



29

Schülerreise nach Straßburg im Dezember 2004
Als unmittelbares Ergebnis der in der Europawoche begonnenen Kontakte zwischen der Mildred-

Harnack-Oberschule und der EP-Abgeordneten Frau Sylvia-Yvonne Kaufmann reiste im Dezember
2004 eine Gruppe von 43 Schülerinnen und Schülern dieser Schule nach Straßburg. Die Schüler
erhielten einen Eindruck von der Arbeit einer EP-Abgeordneten und nahmen als Gäste an der Sitzung
des Europäischen Parlamentes teil.

Förderantragstellung im Rahmen von Gemeinschaftsinitiativen der EU
sowie von Brüsseler Aktionsprogrammen

Das BA Lichtenberg stellte zum 30.04.2004 beim Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
einen Antrag im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative EQUAL (ESF) / Informationen unter
www.equal.de. Gemeinsam mit Bildungsmarkt Vulkan e.V. wurde eine Interessenbekundung zur Teil-
nahme an der 2. Förderrunde erarbeitet. Inhalt war der Aufbau einer Entwicklungspartnerschaft „Lich-
tenberg wird international“, mit der Entwicklungspotenziale für KMU, die sich aus Internationalisie-
rungsprozessen von Wirtschaft und Gesellschaft ergeben, ermittelt werden sowie passgenaue Qualifi-
zierungskonzepte zur Vermittlung interkultureller Kompetenz entwickelt und in bestehende Bildungs-
und Beratungsangebote integriert werden sollten. Die Interessenbekundung des Bezirkes wurde ableh-
nend beschieden.

Das BA Lichtenberg stellte bei der Europäischen Kommission zum 30.06.2004 einen Antrag auf
Fördermittel aus dem Städtepartnerschaftsprogramm der EU für die Durchführung einer
Konferenz mit den Städtepartnern aus Polen und Jurbakas im Rahmen der Lichtenberger Wirtschafts-
tage.Der Antrag des Bezirkes wurde nicht berücksichtigt.

Koordinierung des EU-Projektantrages „EQUIPE „
EQUIPE - European Qualification in People’s Education.
Die Europabeauftragten der Berliner Bezirke initiierten in Zusammenarbeit mit den Berliner

Volkshochschulen, mit Partnern in Rumänien und Polen, der Europäischen Akademie Berlin mit Partnern
in Ungarn, der Stiftung Wissenschaft und Politik und der Landeszentrale für politische Bildung die
Beteiligung an einer Ausschreibung für das Förderprogramm PRINCE zur Information des europä-
ischen Bürgers.(Federführung EU-Ref. BA Lichtenberg und EU-Ref. BA Neukölln)

Der Projektantrag zielt inhaltlich auf die Verbesserung der Europapolitischen Öffentlichkeitsarbeit
und Wissensvermittlung über die EU-Erweiterung in den Berliner Bezirken durch Bildungs-
veranstaltungen als mehrmonatige Reihe an allen VHS der Berliner Bezirke und durch die Entwicklung
und Anwendung von Unterrichtsmodulen für VHS-Kurse „Deutsch als Zweitsprache“ mit Themen
zur EU (erstmalig in Deutschland). Der Antrag wurde zum 30.09.2004 bei der Europäischen
Kommission, Generaldirektion Erweiterung, in Brüssel eingereicht.

Gemeinschaftsinitiative Urban II – Programm „Barrieren überwinden“
Im Berichtszeitraum konnten wesentliche Projektfortschritte in der Programmumsetzung und erste

sichtbare Veränderungen im Gebiet erreicht werden. Dazu zählen vor allem die Freigabe des 1. Bau-
abschnitts des Grünzugs Frankfurter Allee Süd, die Fertigstellung des Kinderspielplatzes in der Hauffstr.
21, die Räumung des KFZ- Sicherstellungsplatzes der Polizei in der Tasdorfer Straße, die Grundstein-
legung für den Neubau des Nachbarschaftszentrums der „Kiezspinne“, der Grünzug Hauffstraße, das
Projekt Ladenleben.

Neue Projekte, wie z.B. Lockkunst e.V., wurden auf den Weg gebracht, und Schwierigkeiten, wie
z.B. die Mittelsperrung für die Taut-Aula, wurden nach langwierigen Verhandlungen zum Nutzen des
Projektfortgangs überwunden.
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Sowohl die Mitarbeit in den verschiedensten Gremien wie in den 3 Arbeitsteams, der Arbeitsgruppe
Urban II, dem Lenkungsausschuss und dem Begleitausschuss, als auch die konkrete Arbeit für und
an den Projekten band im Jahr 2004 wiederum enorme Kapazitäten verschiedenster Ressorts der
Lichtenberger Bezirksverwaltung. Alle Detailinformationen zu allen Einzelprojekten und Sachstands-
berichte sind unter www.urban2-berlin.de  abrufbar, Informationen zum Programm und zu den Gremien
sind unter www.stadtentwicklung.berlin.de einzusehen.

Internationaler Erfahrungsaustausch und Netzwerke

Mitarbeit im deutsch-österreichischen Urban-Netzwerk
Der Urban II Koordinator im Bezirksamt vertrat den Bezirk und Berlin bei der 23.Tagung des

deutsch-österreichischen Urban-Netzwerkes am 7./8. Oktober 2004 in Wien. Auf der 30.
Netzwerktagung des Deutsch-Österreichischen URBAN-Netzwerks am 26./27. Februar 2004 in
Berlin zum Thema: „Schule und Kiez: Die Bedeutung von Schulen für die integrierte Stadtentwicklung
war der Bezirk ebenfalls mehrfach verteten.

Mitarbeit im URBACT-Netzwerk
Der Urban II Koordinator nahm für den Bezirk Lichtenberg an den internationalen Workshops in

Mailand (22.-24.4.) und Glasgow (3.-4.6.) sowie in Berlin (23.-25.9.) teil und vertritt den Bezirk
beim EU-weiten Erfahrungsaustausch beim eigens zu diesem Zweck gegründeten EU-Netzwerk.
Neben der Teilnahme an den regelmäßigen Sitzungen der AG Urbact auf Berliner Ebene, die zur Vor-
und Nachbereitung der internationalen Workshops dienen, stellt der Bezirk damit die Projekte und
Erfahrungen aus dem Lichtenberger URBAN II-Gebiet in einen internationalen Kontext.

Teilnahme an der European Summer University in Birmingham
Die EU-Beauftragte nahm im Juli 2004 an dem von der Stadtverwaltung Birmingham organisierten

dreiwöchigen europaweiten Treffen von im EU-Kontext arbeitenden Verwaltungsmitarbeitern teil.

Praktikumsplatz im Rahmen des EU-Programms Leonardo da Vinci
In der Zeit von 17.01.05 bis 17.04.05 stellt das Bezirksamt Lichtenberg in Zusammenarbeit mit

der FHVR einen Praktikumsplatz bei der EU-Beauftragten für eine polnische Studentin der Wyzsza
Szkola Administracji Publicznej (Institut of Public Administration) Kielce, welches im Rahmen des
EU-Programmes LEONARDO durchgeführt wird, zu Verfügung und beteiligt sich damit aktiv am
europäischen Erfahrungsaustausch auf Verwaltungsebene.

Gremienarbeit

Arbeitskreis der Berliner EU-Referenten
Im Jahr 2004 hat sich die überbezirkliche Europa-Arbeit auf der Ebene der EU-Referenten, weiter

intensiviert. Aus der kontinuierlichen Zusammenarbeit ergaben sich gemeinsame Projektinitiativen in
verschiedenen Themenbereichen. Die gemeinsame Gremienarbeit und die Abstimmung mit der Europa-
arbeit der Senatsverwaltungen und des Büros des Landes Berlin bei der Europäischen Union wurden
ausgebaut. In den regelmäßigen Sitzungen der Europabeauftragten stand der Erfahrungsaustausch
über die europapolitische Öffentlichkeitsarbeit, die Akquise von Fördergeldern und die Verbesserung
der Europafähigkeit der Berliner Verwaltung im Mittelpunkt. Die Bezirke beteiligten sich an der Er-
stellung des Newsletters „Europa in Berlin in Europa“ des Europareferates der Berliner Senatskanzlei.

Vertretung der Berliner Bezirke in EFRE /ESF Gremien auf Landesebene
Die Bezirksbürgermeisterin nimmt im Auftrag des Rates der Bürgermeister einen Beratenden Sitz im
Berliner Begleitausschuss zur Durchführung der EU-Strukturfondsförderung im Land Berlin, in der
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Steuerungsrunde Technische Hilfe (EFRE) sowie im Bewilligungsausschuss Wirtschaftsdienliche
Maßnahmen (EFRE) wahr.

Europafähigkeit der Verwaltung - VAK-Fortbildungsreihe
Ein besonderes Projekt zur Verbesserung der Europafähigkeit der Berliner Verwaltung ist die seit

Mai 2004 laufende Veranstaltungsreihe „Erfolgreich arbeiten mit EU – Förderprogrammen – Von der
ersten Idee bis zur Projektumsetzung“, die als Gemeinschaftsprojekt der Berliner Senatskanzlei und
der Berliner Bezirke in zehn Fortbildungsveranstaltungen an der Berliner Verwaltungsakademie
durchgeführt wird.

Neben Informationen über die Möglichkeiten der Inanspruchnahme von EU-Fördermitteln werden
allgemeine Informationen zur EU-Förderprogrammatik und konkrete handlungs- und praxisorientierte
Hinweise zu einer erfolgreichen Projektkonzeption und zu einer aussichtsreichen Antragstellung
gegeben. Außerdem werden zu jeder Thematik beispielhafte Projekte aus Berlin vorgestellt.

Qualifizierung
Die Europabeauftragte erwarb im April 2004 nach zweijährigem Fernstudium an der FHVR in der
Fachrichtung Europäisches Verwaltungsmanagement die Graduierung des Master of European
Administrativ Management.

Neue EU-Portale / Datenbankpflege
Neben der Berlin/Brandenburger Informationsbörse zu Mittel-und Osteuropa sowie der GUS –
MOEPLUS  ist als neue Datenbank das gemeinsame EU-Netz Berlin-Brandenburg, eine Kooperation
vieler Akteure mit der Wirtschaftsförderung Berlin International GmbH/ Berlin Business Development
Corporation am 09.12.2004 mit dem Internet-Auftritt www.eu-netz-bb.de online geschaltet worden.
Die Datenpflege für den Bezirk Lichtenberg erfolgt über die EU-Beauftragte.

2.5. Gleichstellungsbeauftragte

Gender Mainstreaming

Schwerpunkt der Arbeit 2004 der Gleichstellungsbeauftragten bildete die Koordinierung der
Einführung Gender Mainstreaming im Bezirksamt Lichtenberg. Das Ziel, eine möglichst breite
Aufklärung zu diesem Thema durchzuführen wurde erreicht, auch wenn noch nicht jede
Organisationseinheiten des Bezirksamtes sich aktiv mit dem Thema Förderung der Chancengleichheit
auseinandersetzt.

Die frauenpolitischen Leitlinien des Bezirksamtes zur Förderung der Chancengleichheit von Männern
und Frauen sind Basis für die Arbeit am Thema Einführung Gender Mainstreaming.

In den sechs Steuerungsrunden des Jahres 2004 wurde ständig der Stand der Pilotprojekte beraten,
die Zusammenarbeit mit competence consulting – unserer Beratungsfirma – besprochen und Finanz-
fragen gelöst. In der Steuerungsrunde wurde beraten, wie die Gender-Budget-Analyse angeschoben, in
Berlin verallgemeinert und besprochen, welche Strategien dazu am günstigsten sind.

Am 18. März 2004 fand in Zusammenarbeit mit dem Kietz für Kids e.V. die erste Konferenz zu
Jungendarbeit im Bezirk statt.  Leider ist es noch nicht gelungen einen Arbeitskreis zu diesem Thema zu
installieren, der Fachbereich 1 der Jugendförderung  will aber 2005 das als einen Schwerpunkt bearbeiten.

Seit mehr als zwei Jahren führt der Kinder-und Jugendklub „Magdalena“ der Caritas  gemeinsam
mit der Gleichstellungsbeauftragten regelmäßig Runden zu Gender Mainstreaming durch. Das gesamte
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Konzept des Klubs wurde unter diesem Gesichtspunkt überarbeitet, für alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ist inzwischen genderbewusstes arbeiten selbstverständlich. 2004 entstand auf Initiative
des Klubs ein Arbeitskreis Gender Mainstreaming in der Jugendarbeit, der eine Anerkennung nach §
78 KJHG erreichen will und in 2005 ein Projekt mit Förderung des EU-Programmes „Lokales Soziales
Kapital“ zur Vorbereitung der Errichtung eines Gender-Kompetenzzentrums in Lichtenberg durchführt.

Die Gleichstellungsbeauftragte arbeitet aktiv im Kernbeirat des „Projektbeirates Stadtumbau Ost“
der Stadtplanung mit. Dieser Projektbeirat soll genderbewusstes Planen in der Stadtplanung und
gender- sensible Bürgerbeteiligung miteinander verknüpfen.

Bündnis für Wirtschaft und Arbeit

Im Koordinierungsgremium des Bezirklichen Bündnisses für Wirtschaft und Arbeit  ist die Gleich-
stellungsbeauftragte neben der Betreuung einzelner Projekte des Aktionsplanes vor allem verantwortlich
für die Akquirierung und Betreuung von Projekten im Rahmen des EU-Programmes „Lokales Soziales
Kapital“ zuständig. LSK ist ein Berliner Förderprogramm das zu 100 Prozent aus dem Europäischen
Sozialfonds (ESF) finanziert wird. Mit diesem Programm können Kleinstvorhaben (Mikroprojekte)
zu folgenden Schwerpunkten mit bis zu 10.000 Euro gefördert werden:

     A) Förderung von Aktionen zur beruflichen Eingliederung.(das können Projekte sein,
         die die berufliche Qualifizierung von besonders benachteiligten Zielgruppen verbes-
         sern oder Projekte, die dem Schulabbruch von benachteiligten Jugendlichen vorbeugen)
     B) Förderung von Kleinstvorhaben zur Schaffung neuer Beschäftigungsfelder
     C) Förderung von beschäftigungsorientierten Netzwerken (z.B. Aktivitäten zur Festi-
         gung bestehender oder zum Aufbau neuer Netzwerke)
     D)Unterstützung bei Existenzgründung, Gründung von sozialen Unternehmen und be-
         schäftigungsorientierten Genossenschaften

Dabei sollen vor allem Initiativen unterstützt werden, die bisher keine ESF-Förderung bekommen
haben.

Es wurde öffentlich bekannt gemacht, das Vorschläge für Mikroprojekte eingereicht werden können.
Aus den eingegangenen Vorschlägen wurden durch das Koordinierungsgremium des Bezirklichen
Bündnis für Wirtschaft und Arbeit Prioritätenlisten erarbeitet und vom Lenkungsgremium dann eine
Auswahl der zu fördernden Projekte vorgenommen.

Durchgeführte Mikroprojekte 2004
Die Projekte sind im Jahr 2004 beantragt, gefördert und abgeschlossen worden.

Projektname/Förder-
schwerpunkt 

Kurzbeschreibung  Fördersumme 

Go-Gründungsoffensive: 
Migrantinnen/Spätaussiedlerin
nen / D 

Hilfe zur Selbsthilfe  für  erwerbslose 
Migrantinnen/Spätaussiedlerinnen, Ermutigung zur 
Gründung sozialer Einrichtungen, eigener 
Stadtteilprojekte und kommerzieller 
Serviceleistungen (Mikrounternehmen), 
Unterstützung bei der Schaffung einer eigenen 
Infrastruktur, Überwindung von Isolation/Integration 
der Zielgruppe und ihrer Angehörigen, Überwindung 
von Sprachbarrieren 

10.000 Euro 

Kiez-Bistro UNDINE / B (Re)Integration langzeitarbeitsloser Frauen; 
Stabilisierung und Erhalt der Beschäftigungs-
fähigkeit; Verbesserung der Chancen auf dem allg. 
Arbeitsmarkt im Dienstleistungsbereich/ weitere 

10.000 Euro 
32
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Projektname/Förder-
schwerpunkt 

Kurzbeschreibung  Fördersumme 

Go-Gründungsoffensive: 
Migrantinnen/Spätaussiedlerin
nen / D 

Hilfe zur Selbsthilfe  für  erwerbslose 
Migrantinnen/Spätaussiedlerinnen, Ermutigung zur 
Gründung sozialer Einrichtungen, eigener 
Stadtteilprojekte und kommerzieller 
Serviceleistungen (Mikrounternehmen), 
Unterstützung bei der Schaffung einer eigenen 
Infrastruktur, Überwindung von Isolation/Integration 
der Zielgruppe und ihrer Angehörigen, Überwindung 
von Sprachbarrieren 

10.000 Euro 

Kiez-Bistro UNDINE / B (Re)Integration langzeitarbeitsloser Frauen; 
Stabil isierung und Erhalt der Beschäftigungs-
fähigkeit; Verbesserung der Chancen auf dem allg. 
Arbeitsmarkt im Dienstleistungsbereich/ weitere 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Bewohner von UNDINE u. Besucher des SKZ „Alt-
Lichtenberg“ / Aufzeigen von Möglichkeiten zur 
gesunden Lebensweise 

10.000 Euro 

Frauen-Courage – 
Migrantinnen machen Mut / A 

Ermutigung, Stärkung des Selbstbewusstseins der 
Teilnehmerinnen durch fachliche Information, 
Erweiterung der Kenntnisse, Deutschmodule, 
Knüpfen sozialer Kontakte und „Hilfe zur 
Selbsthilfe“; Aufzeigen von Möglichkeiten der 
Beschäftigung auf dem komplizierten Arbeits-markt; 
Weiterbildung zu Multiplikatorinnen 

 5.000 Euro 

Peer Training Agenda 21 / A Befähigung Jugendlicher zur selbständigen 
Durchführung inhaltlicher Projektarbeit mit 
Ihresgleichen (Peer Education);Vermittlung von 
Schlüsselqualifikationen zur Chancenver-besserung 
am Arbeitsmarkt; Weiterquali-fizierung Jugendlicher 
zu professionellen Trainern in der Bildungsarbeit; 
Gewinnung Jugendlicher für die Ausgestaltung 
zukunfts-weisender ges. pol. Entwicklungsleitbilder; 
Vermittlung affektiver Einstellungen zu 
Lerngegenständen zur Schula bbruchprävention 

 9.200 Euro 

Kinder- und Familiengarten 
Karlshorst / B 

Durch die kind- und familiengerechte Gestaltung des 
Gartens mit Spielmöglichkeiten, Bühne, Förder- und 
künstlerischen Materialien soll diese Zielgruppe 
angesprochen werden und der Garten durch 
Eintrittsgelder bei Veranstaltungen, Verkauf von 
Getränken und Speisen, Arbeitsmöglichkeiten für 
sozial ausgegrenzte, suchtkranke und seelisch 
behinderte Menschen geschaffen werden 

 7.500 Euro 

Veranstaltungskalender der 
sozio-kulturellen Zentren in 
Lichtenberg / C 

Installation und Verstetigung einer marktorientierten 
elektronischen und Printwerbung und Information 
über Veranstaltungsangebote der SKZ in 
Lichtenberg: Gestaltung, Druck und Verbreitung von 
Plakaten, Presse- und verlinkten Internet-
Informationen (Verbund z.Z. Lichtenberger 
Kulturverein, In VIA-Center, SKZ Fennpfuhl, 
Netzwerk „Besser leben“, Lebensmut e.V.) 

7.500 Euro 

Fördersumme insgesamt  49.200 Euro 
 

Kiez-Bistro UNDINE / B (Re)Integration langzeitarbeitsloser Frauen; 
Stabilisierung und Erhalt der Beschäftigungs-
fähigkeit; Verbesserung der Chancen auf dem allg. 
Arbeitsmarkt im Dienstleistungsbereich/ weitere 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Bewohner von UNDINE u. Besucher des SKZ „Alt-
Lichtenberg“ / Aufzeigen von Möglichkeiten zur 
gesunden Lebensweise 

10.000 Euro 

Frauen-Courage – 
Migrantinnen machen Mut / A 

Ermutigung, Stärkung des Selbstbewusstseins der 
Teilnehmerinnen durch fachliche Information, 
Erweiterung der Kenntnisse, Deutschmodule, 
Knüpfen sozialer Kontakte und „Hilfe zur 
Selbsthilfe“; Aufzeigen von Möglichkeiten der 
Beschäftigung auf dem komplizierten Arbeits-markt; 
Weiterbildung zu Multiplikatorinnen 

 5.000 Euro 

Peer Training Agenda 21 / A Befähigung Jugendlicher zur selbständigen 
Durchführung inhaltlicher Projektarbeit mit 
Ihresgleichen (Peer Education);Vermittlung von 
Schlüsselqualifikationen zur Chancenver-besserung 
am Arbeitsmarkt; Weiterquali-fizierung Jugendlicher 
zu professionellen Trainern in der Bildungsarbeit; 
Gewinnung Jugendlicher für die Ausgestaltung 
zukunfts-weisender ges. pol. Entwicklungsleitbilder; 
Vermittlung affektiver Einstellungen zu 
Lerngegenständen zur Schulabbruchprävention 

 9.200 Euro 

Kinder- und Familiengarten 
Karlshorst / B 

Durch die kind- und familiengerechte Gestaltung des 
Gartens mit Spielmöglichkeiten, Bühne, Förder- und 
künstlerischen Materialien soll diese Zielgruppe 
angesprochen werden und der Garten durch 
Eintrittsgelder bei Veranstaltungen, Verkauf von 
Getränken und Speisen, Arbeitsmöglichkeiten für 
sozial ausgegrenzte, suchtkranke und seelisch 
behinderte Menschen geschaffen werden 

 7.500 Euro 

Veranstaltungskalender der 
sozio-kulturellen Zentren in 
Lichtenberg / C 

Installation und Verstetigung einer marktorientierten 
elektronischen und Printwerbung und Information 
über Veranstaltungsangebote der SKZ in 
Lichtenberg: Gestaltung, Druck und Verbreitung von 
Plakaten, Presse- und verlinkten Internet-
Informationen (Verbund z.Z. Lichtenberger 
Kulturverein, In VIA-Center, SKZ Fennpfuhl, 
Netzwerk „Besser leben“, Lebensmut e.V.) 

7.500 Euro 

Fördersumme insgesamt  49.200 Euro 
   
   
 Frauennetzwerk

Aktiv arbeitet die Gleichstellungsbeauftragte im Frauennetzwerk Lichtenberg-Hohenschönhausen
mit. Dieses Netzwerk besteht seit vielen Jahren und bündelt Informationen zu Frauenpolitik in und um
Projekte Freier Träger. Im Jahr 2004 ist es gelungen gemeinsam einen Projektvorschlag zur Förderung
aus dem EU-Programm „Lokales Soziales Kapital“ zu erarbeiten. Das Frauennetzwerk wird sich zu
PR-Arbeit, Vernetzung und Teamarbeit  sowie Medienkompetenz intensiv fortbilden und damit auch
eine Professionalisierung der Mitgliedsprojekte voranbringen.
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Andere Schwerpunkte
Im Mai 2004 führte der BVV-Gleichstellungsausschuss eine Anhörung zur Situation minderjähriger

Mütter in Lichtenberg durch, an der Vorbereitung war die Gleichstellungsbeauftragte intensiv beteiligt.
Das Thema wurde von der Plan- und Leitstelle für Gesundheit in einer Gesundheitskonferenz in 2004
aufgegriffen

Seit August 2004 finden regelmäßige Treffen der Gleichstellungsbeauftragten mit Frauenhaus-
Mitarbeiterinnen statt. Ziel dabei soll es sein, einen Runden Tisch gegen häusliche Gewalt im Bezirk
entstehen zu lassen. Im Zusammenhang mit „Hartz IV“, dem Wegfall des BSHG und Kürzungen im
Senatshaushalt ergeben sich eine Menge Probleme für die Frauenhäuser.

2.6. Behindertenbeauftragte

Im Jahr 2004 standen vor allem folgende Aufgaben im Mittelpunkt der Arbeit der Behinderten-
beauftragten:

Durchführung der Konferenz „Situation von Menschen mit Behinderungen“ am 27.10.2004. Mit
dieser Veranstaltung ist es wirksam gelungen, über die Probleme und Ergebnisse der Arbeit in der
Behindertenpolitik Rechenschaft zu legen und diese in die öffentliche Wahrnehmung zu rücken.

Die Konferenz wurde unter Einbeziehung einer breiten Öffentlichkeit durchgeführt, so u.a. mit
interessierten Bürgerinnen und Bürgern, Betroffenen, dem Landesbeauftragten für Behinderte, Vor-
sitzenden und den Mitgliedern des Behindertenbeirates Lichtenberg, Behindertenbeauftragten anderer
Bezirke und Vertreter/innen der Verbände/Vereine aus dem Bezirk Lichtenberg, die vorwiegend
Angebote für die Menschen mit Behinderungen vorhalten.

Im Vorraum des Konferenzraumes hatten zahlreiche Vereine und Verbände ihre Projekte und An-
gebote präsentiert. Somit wurde es den Konferenzteilnehmern/innen ermöglicht, sich über neue Pro-
jekte und Angebote zu informieren.

Aktion Berlin - barrierefrei

Die von der Senatsverwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz –  Landesbeauftragter
für Behinderte – initiierte „ Aktion BERLIN – barrierefrei“ , die ein Zeichen anlässlich des Europapro-
testtages für die Rechte von Menschen mit Behinderungen setzen sollte, war auch im Bezirk öffentlich-
keitswirksam zu starten.

Im Rahmen dieser Aktion werden vorrangig  u.a. Wirtschaftsunternehmen, Gewerbetreibende,
Zentren des Einzelhandels, aber auch von öffentlicher Hand betriebene Einrichtungen und Dienst-
gebäude nach einheitlich festgelegten Kriterien durch die Vertreter/innen des bezirklichen Behinder-
tenbeirates in Zusammenarbeit mit der Behindertenbeauftragten überprüft. Im Ergebnis wird an
Auszeichnungswürdige das Signet „Berlin-barrierefrei“ vergeben. Die Aktion ist zeitlich nicht begrenzt
und soll vor allem für Wirtschaftsunternehmen im Bezirk Lichtenberg ein Ansporn sein, öffentlich zu
dokumentieren, „wir realisieren Barrierefreiheit für Menschen aller Behinderungen und wollen uns
damit unseren Kundenkreis  erweitern“. Ausgezeichnete werden  in die Website www.berlin-
barrierefrei.de aufgenommen.

In diesem Sinn wurde die Aktion „BERLIN – barrierefrei“ im Bezirk Lichtenberg am 08.10.2004
gestartet. Auf Empfehlung des Behindertenbeirates wurde durch die Bezirksbürgermeisterin das Signet
„Berlin-barrierefrei“ an das Hotel „Kolumbus“ übergeben. Somit wurde für Wirtschaftsunternehmen
in Lichtenberg ein Zeichen dafür gesetzt, dass Barrierefreiheit ein Qualitätsmerkmal ist.

Ebenfalls hat das Hotel „MIT-MENSCH“ die Kriterien der Barrierefreiheit erfüllt, so dass das
Signet im Dezember 2004 durch den Behindertenbeirat gemeinsam mit der Behindertenbeauftragten
vergeben werden konnte.
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Die Mitglieder des Wirtschaftskreises Hohenschönhausen-Lichternberg e. V. wurden über die Aktion
„BERLIN-barrierefrei“ informiert und aufgerufen, entsprechend den vorgegebenen Kriterien Vorschläge
für die Signet-Vergabe zu unterbreiten bzw. sich zu bewerben.

Über die genannten Schwerpunktmaßnahmen hinaus wurde die Arbeit insbesondere auf folgende
weitere Aktivitäten konzentriert:

  w Persönliche Kontakte mit Vereinen und Verbänden, so u.a. mit dem ABSV, Eltern helfen El-
tern e. V., ermöglichten, nicht nur Anregungen und Probleme des täglichen Lebens der Menschen mit
Behinderungen, sondern auch die der Geschäftführer/innen der Vereine und Verbände  zu diskutieren
und für die Arbeit in der Bezirksverwaltung aufzugreifen.
 w Die gemeinsam mit den Vertretern/innen des Behindertenbeirates, der Behindertenbeauftragten

und dem BWA durchgeführten Bauabnahmen haben sich wiederholt als nützlich erwiesen. So konnten
bei der Abnahme des Geheges der europäischen Gebirgstiere im Tierpark noch vorhandene Mängel
aufgedeckt und gegenüber dem Bauherrn entsprechende Auflagen erteilt werden, die dann auch
termingerecht realisiert wurden.
  w Im Ergebnis durchgeführter Berollungen mit Mitgliedern des Behindertenbeirates, dem Tiefbau-
amt und der Behindertenbeauftragten in der Herzbergstraße an den Tram-Haltestellen wurden 5 Bord-
steinabsenkungen an den Haltstellen als notwendig festgestellt und bereits im Jahr 2004 realisiert.
Dies lies vor allem deshalb keinen Zeitverzug zu, da die Straßenbahnen in der Herzbergstraße zwar
mit behindertengerechten Zügen verkehren, aber an den Haltstellen zum Teil keine Bordsteinab-
senkungen vorhanden waren.

Der Behindertenrenntag der „Bewegung Integrale“ im August 2004 wurde traditionsgemäß auf der
Trabrennbahn Karlshorst dazu genutzt, mit Vertretern aus Politik, Verwaltung, Vereinen und Verbänden
ins Gespräch zu kommen, um auch hier über  Projekte, Angebote und ihre Vernetzungen zu diskutieren.

Mit der Einführung des Verkehrskonzeptes „BVG 2005 plus“ ist die Straßenbahnlinie 27 durch
eine veränderte Streckenführung im Bereich des Evangelischen Krankhauses KEH und der Herzberg-
straße ab Dezember 2004 weggefallen. Einrichtungen, die Menschen mit Behinderungen betreuen,
sind dann nur noch durch Umsteigen an der Kreuzung Allee der Kosmonauten/Rhinstraße erreichbar.
Die Umsteigebedingungen an dieser Großkreuzung sind für die Menschen mit Behinderungen äußerst
kompliziert und führen deshalb zu einer erheblichen Verschlechterung in der Mobilität.

Die seit März 2004 durchgeführten Aktivitäten in Form von Stellungnahmen, Informations- und
Protestschreiben gegenüber der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und der BVG führten zu keiner
Einsicht, die alte Linienführung zu belassen. Aus diesem Grund wurde am 15.11.2005 auf Initiative
des Behindertenbeauftragten der BVG, KEH und der Bezirksbehindertenbeauftragten mit Vertretern/
innen der betroffenen Einrichtungen und der BVG eine Zusammenkunft organisiert, auf der nochmals
nachdrücklich der Erhalt der Straßenbahnlinie 27 in der jetzigen Form gefordert wurde.

2.7. Ausländerbeauftragte

Die Anzahl der im Bezirk Lichtenberg melderechtlich registrierten Ausländer hat sich gegenüber
dem Vorjahr um 210 Personen verringert. Im Bezirk leben 18.390 Ausländer aus 140 Staaten, das
entspricht einem Anteil von 7,3 % der Gesamtbevölkerung.

Bei der für die Integrationspolitik wichtigen Zahl der zugewanderten Aussiedler und Spätaussiedler
kann von ca. 9.000 Personen ausgegangen werden. Innerhalb der Proportionen des Anteils von Aus-
ländern verschiedener Staatsangehörigkeiten sind keine neuen Entwicklungstendenzen zu erkennen. Nach
wie vor bildet die Gruppe der Vietnamesen mit 3.223 Bürgern den höchsten Anteil registrierter Aus-
länder in Lichtenberg. Mehr als ein Drittel aller Vietnamesen Berlins sind Lichtenberger Bürger.

Die „Bezirkliche Konzeption zur Zusammenarbeit mit freien Trägern der Migrantenarbeit in Lich-
tenberg“ sowie die „Analysen und Schlussfolgerungen zu ausgewählten Konfliktfeldern in der Integra-
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tionsarbeit“ aus 2003 wurden im Juli 2004 mit dem Bericht „Wohnsituation und Zusammenleben mit
Migranten und Migrantinnen in Lichtenberg“ ergänzt.

Eine Arbeitsgruppe des Migrantenrates, des Gleichstellungsausschusses der BVV und der Aus-
länderbeauftragten entwickelt Leitlinien für die bezirkliche Integrationspolitik, die im Frühjahr 2005
fertiggestellt und diskutiert werden sollen.

Die 14 . Interkulturellen Wochen unter dem Motto „Integrieren statt ignorieren“ waren ein Höhepunkt
in der Migrantenarbeit. Der Rat für Migrantenangelegenheiten und sein Arbeitskreis Spätaussiedler
organisierten gemeinsam mit dem Bezirksamt zahlreiche Veranstaltungen, so z. B. Ausstellungen, den
2. Lichtenberger Tag des „Interkulturellen Dialogs“ in Zusammenarbeit mit ARIC (Antirassistisch-
Interkulturelles Informationszentrum Berlin) e. V., politische Aktionen, Konferenzen, Konzerte, Feste
und interkulturelle Sportturniere sowie die Beteiligung am bundesweiten Vorlesetag der Stiftung Lesen
in Kitas und Grundschulen des Bezirkes. Die Interkulturellen Wochen waren erneut ein Beitrag im
Bemühen um Integration und Toleranz, gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit und für
friedliches Zusammenleben in unserem Bezirk..

Weitere inhaltliche Schwerpunkte der Migrantenarbeit waren die Intensivierung der Zusammenarbeit
mit Wohnungsbaugesellschaften und –genossenschaften, die Mitwirkung an der Umsetzung des Lokalen
Aktionsplans „Für Demokratie und Toleranz – Gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und
Antisemitismus“ im Bereich der Migrantenarbeit, Lesungen und Gespräche in Schulen zu Projekttagen
gegen Fremdenfeindlichkeit, Vorträge zu Integrationsfragen, zum Zuwanderungsgesetz und zur EU-
Erweiterung vor unterschiedlichen Gremien, Weiterführung der Netzwerkarbeit der Migrantenvereine
und Projekte, die Arbeitsgruppe zur Ausarbeitung von Richtlinien für die engere Zusammenarbeit mit
den soziokulturellen Zentren, Mitarbeit beim Projekt Networking Berlin der Berliner Gesellschaft für
internationale Zusammenarbeit und der Handwerkskammer Berlin „Bedürfnisorientierte Fachfortbildung
von Migrantinnen und Migranten mit Zertifikat“ zur Verbesserung der Chancen auf dem Arbeitsmarkt
bzw. bei der Existenzgründung, Weiterführung der interkulturellen Mediation sowie der
Beratungstätigkeit zu sozialen und aufenthaltsrechtlichen Fragen, Härtefällen, Bearbeitung von
Bürgeranliegen, Stellungnahmen zu Projekten.

Ein herausragendes, sehr erfolgreiches Beispiel bürgerschaftlichen Engagements sind die Aktivitäten
für eine Verbesserung der Wohnsituation im Doppelhochhaus Landsberger Allee 175/177. Auf Initiative
des Migrantenrates wurde mit dem soziokulturellen Zentrum Fennpfuhl, der Stadtteilmanagerin, dem
Bürgerverein, der Jugendfreizeiteinrichtung und freien Trägern ein Projekt entwickelt, bei dem es um
einen konkreten Zeit- und Maßnahmeplan des Eigentümers und der Verwaltung zur Beseitigung der
Missstände im Haus und in dessen Umfeld ging. Als Instrument der Selbsthilfe gründete sich im Juni
2004 eine interkulturelle Mietervertretung (in dem Haus wohnen Menschen aus 23 Ländern), deren
Aktivitäten regelmäßig von den Initiatoren des Projekts begleitet werden. Für 2005 wird ein Paket
integrativer Maßnahmen für verschiedene Zielgruppen geschnürt sowie niederschwellige Angebote
vor Ort für alle Mieter gemacht.

2.8. Kulturamt

Das Berichtsjahr 2004 kann für die Lichtenberger Bevölkerung ein stabiles und vielfältiges
Kulturangebot ausweisen. Rund 87.500 Besucherinnen und Besucher haben aktiv an den Kursen
von studio b, und Keramikatelier teilgenommen oder Konzerte und Ausstellungen in den kommunalen
Galerien besucht. Allein das Heimatmuseum Lichtenberg konnte im Berichtszeitraum 18.700 Besucher
verzeichnen, davon allein 6.000 in der Ausstellung „ Wie Silberfische flimmerten Bomber am Himmel“
und 5.000 Besucher in der Ausstellung „ 20 Jahre Großsiedlung Neu- Hohenschönhausen.“ Ein ähnlich
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lebhaftes Besucherinteresse erfährt das Mies van der Rohe Haus mit seinen Ausstellungen und
architekturhistorischen Führungen und Tagungen. Insbesondere das Symposium anlässlich des 80 .
Jahrestages der Grundsteinlegung für das Revolutionsdenkmal von Mies van der Rohe  und die
Sonderausstellung „DECOLLAGE INTERNATIONAL, Recycling von Kulturmüll „ waren
herausragende Höhepunkte. Die kulturgeschichtlich fundierten Veranstaltungsreihen im Studio im
Hochhaus und dessen Aktivitäten im Rahmen des Kulturaustausches mit Kaliningrad erreichten ein
Publikum, das weit über den Bezirk hinaus reicht.

Obwohl die kommunalen Kultureinrichtungen einen geringfügigen Publikumsverlust im Vergleich
zum Vorjahr hinnehmen mußten, vermitteln Besucherinteresse und Aufmerksamkeit auch positive
Wirkungen. Diese Tendenzen lassen sich aus den veränderten Rahmenbedingungen für die kommunalen
Kulturangebote im Bezirk erklären. Es wurden Veränderungen im Vorhalten von Kulturangeboten
notwendig, die von Besuchern erst einmal neu erschlossen werden mußten. Einzelne Angebote wurden
entweder auf andere „Nachbarstandorte“  verlagert oder von freien Trägern übernommen. Die
kulturpolitische Bedeutung des Kulturhaus Karlshorst wird sich längerfristig darin erweisen, ob eine
Grundinstandsetzung oder ein Neubau durchgesetzt werden kann. Bis dahin, so hat das Jahr 2004
gezeigt, arbeiten Kulturhaus und Vereine in einer anerkannten Übergangssituation.

Die Übertragung der Werkstattgalerie Studio Bildende Kunst in freie Trägerschaft erfolgte im
September 2004 an den Kulturring e.V. . Die Angebote der ehemaligen  kommunalen Einrichtung  als
auch das inhaltliche Profil, das in der Förderung  von zeitgenössischer  Druckgrafik besteht, wurden
in das Konzept des freien Trägers integriert. Für das Jahr 2005 werden diese Angebote von Kulturring
e.V. in  einem Leistungsvertrag mit dem Kulturamt geregelt. Dies betrifft ebenso die kulturellen Angebote
der Jugendkunstschule, die vom freien Träger Albus e.V. am Standort Demminer Straße 14 ab 1.
Januar 2005 übernommen und fortgeführt werden. Die vorbereitenden Planungen und ersten
Maßnahmen wie zum Beispiel eine sozial verträgliche Entgelterhöhung in den Kursangeboten,
Nutzungsänderungsanträge resp. Mietvertragsverhandlungen und Abschluß  sind bereits 2004 erfolgt.

Insgesamt werden mit dieser schrittweisen Neuorganisation der Angebote im Fachbereich Kultur
strukturelle Veränderungen in der Kulturarbeit deutlich, die zum einen auf die wirtschaftliche Notsituation
Berlins und zum anderen auf eine veränderte kulturelle Nachfrage reagieren.

Jahr Honorar Summe 
2000 128.922 432.570 
2001 135.274 427.802 
2002 103.557 407.571 
2003 114.758 408.495 
2004 136.112 415.208 
Summe: 618.623 2.091.646 
   
Mittelwert 123.724 418.329 
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Musikschule

Im Fachbereich Musikschule wurden ebenfalls wichtige Organisationsfragen diskutiert. Im
Zusammenhang der bezirklichen Standortreform und -politik wurde ein Nutzungskonzept zur Stand-
ortverdichtung der Musikschule in der Werneuchener Straße erarbeitet. Künftig werden die ehemalige
Grundschule neben der „Schostakowitsch“ Musikschule Projekte freier Träger nutzen. Nach erfolgter
Liegenschaftsübertragung in das Fachvermögen Kultur im Jahr 2004 werden Anfang 2005 die
entsprechenden Umbauten für barrierefreie Zugänge und Mehrfachnutzungen eingeleitet und schrittweise
umgesetzt. Kieznaher Musikschulunterricht wird weiterhin in Hohenschönhausen am Standort Werneu-
chener Straße gewährleistet sein.

Einen entscheidenden Höhepunkt in der Arbeit der Musikschule spielte das 50jährige Bestehen
der Alt-Lichtenberger Musikschule. In diesem Rahmen fanden hochwertige Konzerte im FEZ, Carous-
seltheater und Rathaus Möllendorffstraße statt.

Darüber hinaus wurden insgesamt 180 öffentliche Veranstaltungen in und außerhalb des Bezirks
angeboten. Unter anderem wurde gemeinsam mit Carousseltheater und Mitgliedern des Kulturaus-
schuss der 1. Lichtenberger Chorsommer organisiert. Dadurch und mit den Wettbewerbserfolgen
des Clara-Schumann-Chores, des Jugend-Streichorchesters sowie des Akkordeonorchesters hat die
Musikschule Lichtenberg einen wichtigen Beitrag in der öffentlichen Wahrnehmung innerhalb und
außerhalb des Bezirks geleistet.

Mit ihren insgesamt 2.279 Musikschülerinnen und Musikschüler erwirtschaftet die Musikschule
Lichtenberg 630.000 EUR bezirkliche Einnahmen.

Dass Kultur zur Lebensqualität in den Stadtquartieren gehört, wurde in den vom Kulturamt
organisierten fünf Kulturgesprächen immer wieder betont. Inhalt der vierstündigen , vom Stadtteilma-
nagement moderierten Gespräche war die aktuelle und künftige Situation der Kulturarbeit in den
bezirklichen Einrichtungen und Projekten freier Träger. Es zeigte sich, dass Lichtenberg eine ver-
gleichsweise dichte Kulturlandschaft mit sehr unterschiedlichen Öffentlichkeiten und Zielgruppen besitzt.
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Mit dem Ziel, die vorhandenen kulturellen Potenziale noch besser zu nutzen und zu vernetzen, werden
auch im Jahr 2005 weitere Kulturgespräche stattfinden. Eine breite Diskussion wurde zu den veränderten
Kriterien des Bezirkskulturfonds geführt. Zur fachlichen Unterstützung und Begleitung wurde der Kulturbeirat
neuberufen, in dem 8 Vertreter/innen der verschiedensten kulturellen Genres mitwirken.

2.9. Bibliotheksamt

26.122 neue Bücher der Sach- und Fachliteratur, der Kinder-, Jugend und Schönen Literatur, sowie
Wissen und Unterhaltung analog und digital auf CD-ROM, CD, Video und DVD. Aus dem Medienetat
finanziert wurden auch 368 Zeitschriften- und 23 Zeitungsabonnements.

Für die Erwerbung der neuen Medien konnten Mittel in der Höhe von 424.354 € zur Verfügung gestellt
werden.
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Die in den Jahren 2001-2003 umgesetzten strukturellen Maßnahmen hatten erstmalig im Jahr 2004 zur
Folge, dass durch Mittelumschichtungen im Rahmen des Budgets die Ausgaben für unmittelbare
bibliothekarische Angebote und Dienstleistungen erhöht wurden.
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Zur Erhöhung der Attraktivität der Bestände haben verschiedene, ineinandergreifende Maßnah-
men und Projekte beigetragen. Von den Besuchern der Bibliotheken wurden die übers Jahr regelmä-
ßigen Lieferungen am Markt aktuell erschienener Titel begeistert angenommen. Das Ausleih- und
Nutzungsverhalten zeigt, dass das Vertrauen, in der Bibliothek Neuerscheinungen nutzen zu können,
zugenommen hat. Die Medienangebote im Rahmen unseres Top-Titel-Projekts sind auf großes Inte-
resse gestoßen. Für das Jahr 2005 stehen aus der Refinanzierung ca. 150 v.H. der ursprünglich 2003
investierten Mittel zur Verfügung. Unterstützt werden die Bibliotheken auch von Bürgerinnen und Bürgern
des Bezirkes, von Verlagen und Unternehmen. Der „Zugang durch Geschenk“, die nach fachlichen Krite-
rien ausgewählte Medien, überwiegend Bücher hatten einen Wert von ca. 66.000 € und Zeitschriften-
abonnements einen Wert von ca. 1.800 €.
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Der Standardwert für die Erneuerungsquote beträgt im Land Berlin 8 v.H. Mit der Möglichkeit,
diese Entwicklung fortführen zu können, kann prognostiziert werden, dass die Öffentlichen
Bibliotheken einen noch größeren Nutzen für Bürgerinnen und Bürger haben werden.
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Von 617.373 Besuchen im Jahr 2004, 101.676 Besuche mehr als im Jahr 2003, haben viele Kinder,
Jugendliche und Erwachsene die Bibliotheken für sich neu entdeckt. 4.096 Bürger haben – in einer der vier
Lichtenberger Bibliotheken - im Jahr 2004 erstmalig einen Bibliotheksausweis erworben.

Nachdem am Ende des Jahres 2004 die Rekonstruktionsmaßnahmen der HOWOGE am Gebäude
Frankfurter Allee 147-149, in dem sich auch die Egon-Erwin-Kisch-Bibliothek befindet, abgeschlossen
waren, stiegen die monatlichen Bibliotheksbesuche sprunghaft von ca. 5.500 auf 9.000 Besuche der
Egon-Erwin-Kisch-Bibliothek an. Bei überwiegend laufendem Betrieb wurden die Bibliotheksräume
saniert und modernisiert. Neu in den Bibliotheken waren auch Partner, mit denen Kooperationen
vereinbart werden konnten. Zum Beispiel konnten für die  medienpädagogische Zusammenarbeit mit
Schülern und Kita-Kindern mit einigen Schulen verbindliche Kooperationen vereinbart werden. Die
Arbeit mit Bibliotheks-Kontaktlehrern sowie die Angebotsvermittlung im Rahmen von Lehrer-
konferenzen und Elternversammlungen wurde erweitert. Wie eine Bibliothek aufgebaut ist, wie die
Wege des Suchens und Findens sind, welche kulturellen Angebote unsere Bibliotheken gestalten,
konnten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bibliotheken, gemeinsam mit Lehrern und Erziehern
18.951 Kita-Kindern und Schülern vermitteln. Diese medienpädagogischen Angebote richten sich
noch überwiegend an Kinder, die das 13. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Im Jahr 2004
haben wir begonnen, zielorientiert Angebote für Jugendliche von 13–17 Jahren zu gestalten. Aus dem
Vorhaben, diese Altersgruppe und vor allem auch Jungen den persönlichen Nutzen vorzustellen, den
Bibliotheksangebote haben, wurde ein Arbeitsschwerpunkt für das Jahr 2005 abgeleitet.
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Neuheiten und Veränderungen hatten 2004 keinen spektakulären Charakter. Die bestehenden
Angebote, ob räumliche Situationen, mediale Angebote, Informationsbeschaffungen oder kulturelle
Ereignisse wurden entwickelt und an den qualifizierten Bedürfnissen unserer Besucher ausgerichtet.
Mit einem neu entwickelten Logo für die Lichtenberger Bibliotheken konnten wir ansprechend
aufmerksam machen und erste Anwendungen gestalten.

Relativ unbemerkt, jedoch viel genutzt, wurden auch im Jahr 2004 Dienstleistungen im Internet
angeboten. Im Rahmen der Kooperation Deutsche Internetbibliothek wurden 202 Links zum Thema
„Recht und Gesetze“ gepflegt, wovon jeder ca. 68 mal genutzt wurde. Die Nutzung dieser Links liegt
mit ca. 55 v.H. über der durchschnittlichen Nutzung aller Links unter www.internetbibliothek.de. Mit
2.614 E-Mail-Anfragen hatten wir im Vergleich zum Vorjahr 1.722 Anfragen mehr, die von Bibliothekaren
zuverlässig und schnell beantwortet wurden. Die Adresse www.voebb.de wurde, im Zusammenhang
mit Diensten der Lichtenberger Bibliotheken, ca. 72.000 mal (21 v.H.) für Verlängerungen der Leihfrist,
ca. 1.500 mal (17 v.H.) für Vormerkungen gewünschter Medien, ca. 1.900 mal (40 v.H.) für
Medienbestellungen genutzt. Neu ist, dass angemeldete Bibliotheksbenutzer in den Bibliotheken
besondere Konditionen für den Zugang zu elektronischen Datenbanken haben.

Im Jahr 2001 hatte jede der damals 12 Bibliotheken statistisch 52.363 Besucher. Im Jahr 2004 waren
es in jeder der vier Bibliotheken statistisch 154.343 Besucher. Schon jetzt nutzen ca. 1/3 der Besucher
ausschließlich die Beratungs-, Recherche- und Arbeitsmöglichkeiten in den vier Bibliotheken. Die ange-
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botenen Medien dienen der Informations- und Wissensbeschaffung, entsprechend ausgestattete In-
ternet- und Leseplätze werden viel genutzt. Die Hard- und Softwarebeschaffung für z.B. acht weitere
Internetplätze in der Anna-Seghers-Bibliothek sowie die Planungen für eine funktionsgerechtere Aus-
stattung der Bodo-Uhse- und Egon-Erwin-Kisch-Bibliothek, wurden noch im Jahr 2004 abge-
schlossen. Die Umsetzung der Projekte erfolgt im Jahr 2005.

„Warum haben Sie nicht das Buch von ...?“ wird bedeutend weniger gefragt als in den Vorjahren,
weil wir seit über einem Jahr regelmäßig Neuerscheinungen anbieten und auf diese wird gewartet.
Trotz der erkennbaren positiven Entwicklungen bildet der Rückgang der Entleihungen im Jahr 2004
um ca. 162.000 Entleihungen im Vergleich zum Vorjahr den Entwicklungsprozess ab. Mit 1.254.946
Entleihungen im Jahr 2004 konnten Nutzerwünsche erfüllt werden, jedoch noch nicht nachfragegerecht.
Mit dem Ziel, die vorhandenen Ressourcen kundenorientierter einzusetzen, haben einige Mitarbeiter
zum Beispiel auch Bibliotheken in Düsseldorf, Bremen und Dresden besucht und mit interessanten
Anregungen und Ideen die Lichtenberger Bibliotheksarbeit bereichert.

In Kooperation mit Partnern auf Bundesebene und Bezirksebene haben wir Bibliothek 2004 in
Lichtenberg ebenso gestaltet, wie in Kooperation auf Landesebene mit den anderen Bezirksbibliotheken
Berlins und der Zentral- und Landesbibliothek. Zum Beispiel wurden der Verbund der Öffentlichen
Bibliotheken Berlins (VÖBB) weiter entwickelt, Projekte der Leseförderung gestaltet (Buchwochen,
Märchentage, S-Bahn-LiteraturTour u.ä.), ein von der Katholischen Hochschule für Sozialwesen Berlin
initiiertes sozialpädagogisches Weiterbildungsprojekt geplant und vorbereitet und nicht zuletzt das
Top-Titel-Projekt aus Lichtenberg von mehreren anderen Bezirken übernommen. Das Lichtenberger Be-
standsmanagementkonzept wurde im Rahmen einer Fachtagung von Dozenten der Universitäten und
Hochschulen vorgestellt und war für einige Ausbildungsstätten anregend. Auch andere Berliner Bezirke
konnten unserem Konzept Anregungen für eine effizientere Bestandsarbeit entnehmen. Neu in den
Lichtenberger Bibliotheken ist eine berlinweit einmalige und umfangreiche Literatursammlung zum Thema
Rechtsextremismus. In Kooperation  mit der Netzwerkstelle für Demokratie und Toleranz, Licht-
Blicke (pad.e.V.), stellen wir das Angebot im Verbund der Öffentlichen Bibliotheken Berlins auf Lan-
desebene zur Verfügung.
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3.1. Wirtschaftsförderung

Die bezirkliche Wirtschaftsförderung als Anlauf- und Beratungsstelle für Existenzgründer, Unter-
nehmer und an Wirtschaftsentwicklungen interessierten Bürgern, hat im Jahr 2004 über 430 Bera-
tungsgespräche geführt. Eine detaillierte Analyse und Schlussfolgerungen dazu wird der Wirtschafts-
bericht 2004 enthalten.

Am 4. August, beim Tag der offenen Tür der Agentur für Arbeit Berlin Ost, informierte die Wirt-
schaftsförderung über ihr Angebot und beriet Existenzgründer in 3 Seminaren und mit 12 individuellen
Beratungen.

Die OE koordiniert im „Bezirklichen Bündnis für Wirtschaft und Arbeit“ die Projekte der Aktion 1
„Stärkung der lokalen Wirtschaft und Standortmarketing“ und der Aktion 2 „Stadtteilentwicklung
URBAN II“ (Wirtschaft und Arbeit).

Insbesondere das Projekt Regionalmanagement unterstützt die bezirklichen Wirtschaftsförderungs-
bemühungen, ebenso wie ergänzende Maßnahmen etwa der Ausbildungsatlas Lichtenberg (Internet),
das Coaching im Projekt Frau und Wirtschaft, das Geschäftsstraßenmarketing und Aktivitäten zur
Imageverbesserung. Darüber hinaus wurden neue Projekte unterstützt bzw. initiiert, die ab 2005 wei-
tere Potenziale erschließen werden.

Anlässlich der Deutschen Gründer- und Unternehmertage vom 23.-25. April informierte auch die
Lichtenberger Wirtschaftsförderung an einem Gemeinschaftsstand der Berliner Bezirksberater über
ihre Arbeit.

Am 21. Und 22. Oktober fanden die 11. Lichtenberger Wirtschaftstage unter dem Motto „Lichten-
berg mit Teamgeist“ statt. Erstmals wurde die Verbindung von Wirtschaft und Sport in den Mittelpunkt
der Veranstaltung gerückt. Dazu war als Mitveranstalter der Olympiastützpunkt Berlin gewonnen
worden. Dies verlieh der Leistungsschau von mehr als 70 Ausstellern und etwa 20 sportlichen
Vereinigungen zusätzliche Attraktivität. Die Publikumsresonanz konnte die Erwartungen nicht erfüllen.
Trotz interessanter Veranstaltungen und Diskussionsrunden fanden zu wenig Besucher den Weg in die
Ausstellungshalle. Für das nächste Jahr  wird deshalb über alternative Möglichkeiten der Präsentation
der Wirtschaftstage nachgedacht.

In Rahmen der Lichtenberger Wirtschaftstage wurde die Auslobung eines gemeinsamen Ausbildungs-
preises eastside 2004 für Unternehmen der Bezirke Lichtenberg und Marzahn-Hellersdorf initiiert. Hier
engagieren sich die Wirtschaftskreise und die BVV‘en beider Bezirke gemeinsam.

Intensiviert wurde 2004 die Zusammenarbeit der Wirtschaftsstadträte (und der OE’s Wirtschafts-
förderung) von Lichtenberg und Marzahn-Hellersdorf im Rahmen der AG Eastside, darin einbezogen
sind auch die Regionalmanagements beider Bezirke. Einige gemeinsame Aktivitäten waren:

 w Workshop zu Kooperationen und Netzwerken
 w Fachtagung Marketingkompetenz in KMU
 w Branchenkonferenz Gesundheitswirtschaft
 w Abstimmung von Vorhaben

3. Abteilung Wirtschaft
und Immobilien
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 w Zu den Aufgaben der OE Wirtschaftsförderung gehört die Beratung von Existenzgründern
und Unternehmern, die Bereitstellung von Informationen, die Kontaktvermittlung zu Institutionen,
Interessenvertretungen u.a., die Organisation von Informationsveranstaltungen und Veröffent-
lichungen zu Wirtschaftsthemen.
 w Die allgemeine Info- und Beratungstätigkeit der OE Wirtschaftsförderung (4 Frauen!) enthält
keine separaten Angebote für Frauen. Dennoch sind Gespräche immer individuell und berücksich-
tigen die jeweils spezifischen Situationen und Bedarfe.

Gender Mainstreaming

Dieses Angebot wird sowohl von Männern als auch von Frauen angenommen. Statistische Erhe-
bungen gibt es lediglich über Beratungen, hier werden einige Daten dokumentiert: Von den 251 in
diesem Jahr (2004) durchgeführten Gründungsberatungen waren 55 mit Gründerinnen (22%) also
relativ weniger Frauenanteil als 2003. Von 159 beratenen Unternehmern waren 36 Frauen (22,6%)
und damit ein höherer Frauenanteil als im Vorjahr. Rückschlüsse lassen sich daraus nicht ziehen.

Es geht in der Diskussion um Gender Mainstreaming auch nicht darum, dass der Anteil von Frauen
als Unternehmerin oder leitende Angestellte in Lichtenberger Unternehmen „unbedingt erhöht werden
muß“ oder möglichst noch eine Quote festzulegen, es geht darum, die Rahmenbedingungen für Berufs-
tätigkeit / Selbstständigkeit insgesamt zu verbessern. Das heißt dem entgegenwirkende Hürden schritt-
weise zu beseitigen.

Eine Schwierigkeit ist die Sprachbarriere, besonders wenn es im Beratungsgespräch um Details
des Vorhabens geht. Allerdings betrifft das nur einen geringen Teil unserer Kunden. Dennoch haben
wir aus dieser Erkenntnis Schlussfolgerungen gezogen und bieten jetzt wesentliche Informationen
auch in englisch, russisch und vietnamesisch an.

Das Projekt „Frau und Wirtschaft – individuelle Karriereberatung für die berufstätige Frau und
ihre Familie“,dessen Initiator das FrauenTechnikZentrum war, und das im Rahmen der wirtschaftsdien-
lichen Maßnahmen (BBB) vom Bezirksamt betreut und von der OE Wirtschaftsförderung aktiv
unterstützt wurde, lief im Oktober 2004 aus. Leider ist es den Initiatoren nicht gelungen die Nach-
haltigkeit des Angebotes in vollem Umfang zu sichern. Coaching und Beratungstätigkeit für Gründerin-
nen und Unternehmerinnen gibt es aber weiterhin.

Aus dem Projekt heraus wurde ein „Forum Frau und Wirtschaft“ ins Leben gerufen. Die erste
Veranstaltung unter Leitung des BzStR für Wirtschaft und Immobilien fand am 18.11.2004 statt.

Gemeinsam mit der Agentur für Arbeit gab es zielgruppenorientierte Beratungs- und Informations-
angebote für Existenzgründungen aus der Arbeitslosigkeit.

3.2. Immobilienservice

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Serviceeinheit Immobilien haben im Jahre 2004 ihre
Anstrengungen weiterhin darauf ausgerichtet, die Serviceeinheit zu einem Dienstleister für ein effizientes
Gebäude- und Liegenschaftsmanagement auszurichten. Gleichzeitig gab es eine intensive Mitarbeit in
überbezirklichen Arbeitsgruppen im Rahmen der Neuordnungsagenda des Berliner Senats.

Das betrifft die Arbeitsgruppen:

 w Implementierung eine bezirklichen Facility Management und
 w Neuordnung der planenden und bauenden Bereiche.

Die gesamte Arbeit der Serviceeinheit Immobilien konzentrierte sich im vergangenen Jahr auf
nachfolgende Schwerpunktaufgaben:
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Effiziente Verwaltung der Fachliegenschaften im Auftrag der Fachämter Jugend, Kultur, Gesundheit
und Soziales sowie neu seit 2004 Bildung und Sport. Zur Erfüllung dieser Aufgaben wurden mit allen
Fachbereichen Servicevereinbarungen abgeschlossen.

Um eine effizientere Nutzung der Gebäudeflächen zu erreichen, lag im vergangenen Jahr das Haupt-
augenmerk auf der Vorbereitung und Erarbeitung eines entsprechenden Bürodienstgebäudekonzeptes,
das von der Anmietung eines zentralen Verwaltungsstandortes im ehemaligen Bürogebäude der DB
AG in der Ruschestr. 104 ausging. Mit der Erstellung einer Vorlage für den Hauptausschuss des
Abgeordnetenhauses konnte der Nachweis der Wirtschaftlichkeit für den Bezirk erbracht werden.

Schaffung der Voraussetzungen und Durchsetzung vertraglicher Regelungen zur Nachnutzung von
ehemaligen Infrastruktureinrichtungen.

So wurden u.a. Nutzungsverträge für sogenannte Zwischennutzungen für die Objekte: Weißenseer
Weg 15/16; Wartiner Str. 75/76 und Sewanstr. 122 abgeschlossen. Gleichzeitig konnten aber auch
längerfristige Vermietungen z.B. mit dem Bildungswerk BBW für die Gensinger Str. 60 erreicht werden.

Räumliche Sicherstellung der Einrichtung der ARGE für Hartz IV im Bürodienstgebäude Mag-
dalenenstr. 17-19. Voraussetzung war der Leerzug des Gebäudes und die Unterbringung der Mitar-
beiter des Jugendamtes am Standort Große-Leege-Str. 103.

Technische Gebäudeverwaltung

Im Haushaltsjahr 2004 wurden aufgrund des geringen Ansatzes für Bauunterhaltungsmittel im
Wesentlichen Maßnahmen durchgeführt, die der Betriebsaufrechterhaltung und der Gefahrenabwehr
dienten. Es konnten jedoch im Rahmen der baulichen Unterhaltung auch Maßnahmen wie Weiterführung
Rathausverkabelung (IuK II) Einrichtung von 16 Computerräumen in Schulen, einschl. Verkabelung
Dachsanierung Kita Balatonstr.9 durchgeführt werden.

Darüber hinaus wurden im Rahmen der Investitionsplanung, des Schul- und Sportstättensa-
nierungsprogramms sowie aus Sonderfinanzierungen nachstehend aufgeführte Baumaßnahmen bzw.
Bauabschnitte erstellt.

Investitionsplanung

 w Fertigstellung des III. Bauabschnittes des behindertengerechten Umbaus des
         Rathauses Lichtenberg (Tordurchfahrt).
 w Fertigstellung des II. Bauabschnittes Grundinstandsetzungsmaßnahmen in der
         „Mildred-Harnack-Oberschule“, Schulze-Boysen-Straße 12, 10365 Berlin;
 w Fertigstellung Grundinstandsetzung Kita Bernhard-Bästlein-Straße 44/46, 10367
         Berlin
 w Investitionsprogramm „Zukunft, Bildung und Betreuung“ – Beginn des Ausbaus
        zu Ganztagsschulen Wönnichstraße 7 in 10317 Berlin, Josef-Orlopp-Str. 20 in
        10367 Berlin und Doberaner Str. 58 in 13051 Berlin
 w Beginn der Architekten- und Ingenieurplanung für das SFG Fennpfuhl

Maßnahmen des Schul- und Sportanlagensanierungsprogramms
 w Strangsanierung „Grundschule am Wilhelmsberg“ Sandinostr. 8, 13055 Berlin
 w Grundinstandsetzung 2. Bauabschnitt der „Carl-von-Linné-Schule für Körperbe-
         hinderte“, Paul-Junius-Straße 15, 10367 Berlin;
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 w  Sanierung der Tonnensporthalle, Georg-Orwell-Oberschule“, Sewanstraße 223,
         10319 Berlin, Fertigstellung;
 w Erneuerung von Fensteranlagen, Flurabschlusstüren an diversen Schulen.

Des Weiteren wurden durch die Technische Gebäudeverwaltung (TGBV) wichtige Baumaßnahmen,
deren Finanzierung im Rahmen von Förderprogrammen erfolgte, weiter bzw. neu  bearbeitet, u. a.:

 w Beginn der Sanierung des Seniorenheimes Sewanstraße 235, 10319 Berlin;
 w Beginn der Grundinstandsetzung und des Umbaus des ehemaligen Stadthauses
         Türrschmidtstraße 24/25, 10317 Berlin zum Heimatmuseum
 w Hüllensanierung der Kita Wönnichstr.72/74, 10317 Berlin
 w Sanierung Sanitärtrakt Mädchen-WC, Schule Nöldnerstr.44, 10317 Berlin
 w Neubau einer Trainingsbeleuchtungsanlage, Sportanlage „Am FEZ“

Die TGBV hat in 2004 insgesamt ein Bauvolumen von ca. 15,5 Mio. Euro umgesetzt.

 w Verwaltung der Liegenschaften des Finanzvermögens und Erwerb von Grund-
        stücken für das Fachvermögen;
 w Vorbereitung, und Durchführung und Abschluss von Erbbaurechtsverträgen für
         Pflegeeinrichtungen nach § 71 Abs. 2 SGB XI.

Abstimmung und Durchführung von Maßnahmen im Rahmen des Förderprogramms „Stadtumbau
Ost“, insbesondere Abrissmaßnahmen von Kindertagesstätten und Schulen/Turnhallen u. a.:

 w Liebenwalder Str. 20 in 13055 Berlin
 w Neubrandenburger Str. 21 in 13059 Berlin
 w Neubrandenburger Str. 23 in 13060 Berlin
 w Wustrower Str. 22/24 in 13051 Berlin
 w Hauptstraße 8 in 13055 Berlin
 w Randowstraße 11/13 in 13057 Berlin
 w Dolgenseestraße 32/33 in 10319 Berlin
 w Baikalstraße 31 in 10319 Berlin

3.3. Logistik und Informationstechnikservice

Die Zielvereinbarung der Organisationseinheit vom 09.12.2003 galt im Jahr 2004 unverändert
fort. Die Zahl der im Jahre 2003 abgeschlossenen Servicevereinbarungen erhöhte sich im Jahr 2004
auf insgesamt 15, davon 12 mit Organisationseinheiten des Bezirksamtes und 2 Servicevereinbarungen
mit der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport speziell für Ausschreibungen, sowie 1.
Servicevereinbarung mit dem Verbund Lichtenberger Seniorenheime.

Die Datenqualität der berlinweit vergleichbaren Produkte von LogIT hat sich erheblich verbessert.
Die Vergleichsberichte wurden in den Mentorenrunden des Produktbereiches Organisation und Ver-
waltung konsequent mit den Bezirken ausgewertet. Dadurch konnten verschiedene Doppelzählungen
bei dem Produkt Postbearbeitung in einigen Bezirken mit mehreren Poststellen bereinigt werden. Das
wird günstige Auswirkungen auf den Median bei diesem Produkt haben.

Von den 13 Produkten in der SE LogIT werden voraussichtlich 5 Produkte über dem Median lie-
gen, wobei es gelang eine Annäherung zu erreichen. Weitere Ergebnisverbesserungen werden ange-
strebt.
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Einkauf-Service

Insgesamt wurden Vergaben nach VOL/A im Werte von 12,5 Millionen € (5 Millionen € mehr als
im Vorjahr) durchgeführt. Darunter befanden sich

 w      13 Vergaben innerhalb der europäischen Union,
 w      15 öffentliche, nationale Verfahren,
 w      20 beschränkte Ausschreibungen,
 w 1.024 Abrufe aus Rahmenverträgen des Landes Berlin,
 w    991 freihändige Vergaben und
 w        2 Interessenbekundungsverfahren.

Durch das konsequente Ausschreibungsmanagement konnten im Vergleich zu den vorherigen Aus-
gaben bzw. dem vorher eingeschätzten Mittelbedarf Einsparungen in der Höhe von rund 800.000,00
€ erzielt werden. Insgesamt wurden 80 % des gesamten Auftragsvolumens an Unternehmen, die im
Land Berlin ansässig sind, vergeben, davon 2/3 an Lichtenberger Unternehmen. Die Auftragsvergaben
an Lichtenberger Unternehmen erfolgten zu 99 % nach durchgeführter europaweiter Ausschreibung.

Im Jahr 2004 wurde ein elektronisches Bestellsystem im internen Datennetz eingeführt. Mit Hilfe
dieses Warenkataloges können alle Organisationseinheiten des Bezirksamtes per Mausklick ihre
Büroartikel bestellen. Neben der Entbürokratisierung und zeitlicher Verkürzungen der Bestellabwick-
lung, werden durch das – für die Berliner Verwaltung noch neue System – jährlich über 100.000 €
gespart.

Transport- und Kopierservice

Es werden täglich ca. 9.000 bis 10.000 Sendungen bearbeitet, davon entfallen rund ¾ auf amtsinter-
ne Post. Von den insgesamt beförderten 582.380 Postsendungen wurden rd. 146.680 an die Deutsche
Post AG und an die PIN AG rd. 435.700 übergeben.

Für die Beförderung der bezirksinternen Post wurde ab Januar 2004 ein privater Kurierdienst ein-
gesetzt, dadurch konnten Personal- und Sachkosten eingespart sowie der Service insgesamt verbessert
werden. In der zentralen Vervielfältigungsstelle wurden rund 2,8 Mio. Kopien angefertigt. Das
Versenden von Dokumenten über E-Mail an die Vervielfältigung wurde genutzt und führte zur schnelleren
Erledigung der Aufträge.

IT-Service

Insgesamt betreut der IT-Service im Bereich des Kommunikationsnetzes rund 1.400 Bildschirm-
arbeitsplätze und knapp 2.000 Telefonnebenstellen mit der zentralen Server- und Systemtechnik verteilt
über mehr als 20 Dienstgebäude des Bezirksamtes.

Im neu verkabelten Rathaus wurde die Daten- und Kommunikationstechnik installiert und in Betrieb
genommen.

In Folge der Abkündigung des Betriebssystem Windows NT 4.0 begann die aktive Projektphase
für die Umstellung des gesamten Datennetzes auf Windows 2003/XP und MS Office 2003 sowie
dem Aufbau der zentralen Infrastrukturkomponenten. Darüber hinaus war es eine Zielstellung des
Projektes mit den zur Verfügung stehenden Mitteln eGovernment-Funktionalitäten zu implementieren,
um die infrastrukturellen Vorraussetzungen für die Bereitstellung von z.B. Verschlüsselungs- und Sig-
naturdiensten, Onlinefachverfahren oder diversen Web-Services zu schaffen.

Im Bereich der Infrastrukturbetreuung der Ämter galt es vor allen Dingen im Rahmen der Aktivitäten
zur Neuordnungsagenda und Hartz IV, der Ein- und Ausgliederung von Aufgaben und den damit
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verbundenen Umstrukturierungsprozessen aktiv zu unterstützen. Insbesondere in den Bereichen Jugend
und Soziales galt es die Ämter bei der Einführung von ALG II, die notwendige Anbindung an die
Verfahrensserver der Bundesanstalt für Arbeit, die Einführung der Version 8.0 von ProSoz und die
damit erfolgte Umstellung des Verfahrensbetriebes auf Terminalservertechnologie sowie die mit der
Bildung des Jobcenter Lichtenberg erforderlichen umfangreichen Organisations- und Strukturan-
passungen zu unterstützen. Weiterhin wurden in diesem Zusammenhang in den LuV´s Bauen und
Ordnungsamt mit der Übernahme neuer hoheitlicher Aufgaben auch neue Fachverfahren und IuK-
Technik in die bestehende Infrastruktur integriert. Dazu kamen weitere Verfahrenseinführungen bzw.
Anpassungen in anderen LuV und SE, hier seien besonders erwähnt neue Anwendungen im LuV
Bürgerdienste, der BVV oder der Serviceeinheit Finanz- und Personalservice.

Im Bereich der Telefonie wurden Anlagensysteme im Netzverbund aber auch in nachgeordneten
Einrichtungen erweitert bzw. angepasst.

Im Bereich des IuK Anwenderservice und Betreuung der Organisationseinheiten des Bezirksamts
wurde zunehmend auf ein aktuelles und informatives Intranetangebot geachtet. Auch das elektronische
Telefonverzeichnis mit zahlreichen Zusatzinformationen ist in Anbetracht der Vielzahl von organisa-
torischen und strukturellen Veränderungen zu nennen.

3.4. Ordnungs- und Wirtschaftsamt

Gewerbeentwicklung

Das seit Ende des Jahres 2003 zu verzeichnende positive Gründungsgeschehen setzte sich auch im
Jahr 2004  nachhaltig fort.

Im  Jahr 2004 überstiegen die Anmeldungen (höchstes Quantum seit 1992 !)die Abmeldungen um
ein Wesentliches. So standen 3.551 Gewerbeanmeldungen 2.669 Gewerbeabmeldungen gegenüber.
Dieses wiederum höchste Nettosaldo seit 1994 von 882 Gewerbetreibenden bedeutet eine Erhöhung
der Gesamtbestandes an gewerblichen Unternehmen (ohne ambulantes, sogen. Reisegewerbe,
Freiberufler und Öffentlich-Rechtliche) auf nahezu 15.000.

Damit wurde der höchste Bestand an Gewerbetreibenden  im Bezirk seit 1990 überhaupt registriert.
Der Ausländeranteil hieran hat sich von 5,65 % auf  6,94 % erhöht. 27.55 % des Gesamtzuwachses
2004 ist auf den positiven Saldo der Unternehmensgründungen  von Ausländern zurückzuführen.
Neben diesen Gewerbetreibenden im stehenden Gewerbe sind weitere 3941 Gewerbetreibende
ambulant  im Reisegewerbe tätig. Hier beträgt der Anteil der Ausländer sogar 46.9 % am Gesamtzu-
wachs von 113.

Der positive Gründungssaldo reflektiert sich ausschließlich im Bereich der Neugründung von Einzel-
unternehmen, wobei sich die Zahl der Betriebe, die in Form einer  juristischen Personen betrieben wer-
den, um 31 zurückgegangen ist.

Weitere statistische Angaben zur Gewerbeentwicklung sind den Grafiken der Anlage 1 „Kurzsta-
tistik Gewerbeentwicklung 2004“ zu entnehmen.

Gewerberechtliche Verfahren

2004 wurden 147 belastende Verwaltungsverfahren und 464 Ordnungswidrigkeitsverfahren geführt,
wobei es sich nur um unwesentliche Veränderungen gegenüber dem Vorjahr handelt.

Darunter mussten 86 Verfahren zur Untersagung der Gewerbetätigkeit und 12 Verfahren zum Wi-
derruf der Gaststättenerlaubnis  wegen Unzuverlässigkeit geführt werden.
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Im Bereich der Ordnungswidrigkeitsverfahren waren u.a. 39 Verstöße gegen das Jugendschutz-
gesetz, 20 Verstöße gegen das Ladenschlussgesetz und 28 Zuwiderhandlungen  gegen das Gaststätten-
gesetz zu ahnden.

 Allgemeine Ordnungsangelegenheiten

Mit dem vom Abgeordnetenhaus Berlin am 17.Juli 2004 verabschiedeten und am 01.09.04 in
Kraft getretenen Gesetz zur Errichtung bezirklicher Ordnungsämter -OÄErrG- wurde die rechtliche
Grundlage für die Errichtung von Ordnungsämtern – einschließlich deren sachlicher und personeller
Ausstattung - in den Bezirken geschaffen. Weitere Aufgaben der Haupt- und Bezirksverwaltung sowie des
Polizeipräsidenten von Berlin wurden damit auf die neuen Ordnungsämter der Bezirke abgeschichtet.

Das Bezirksamt Lichtenberg  hat mit BA-Beschluss 151/04 über die Zuordnung der abgeschichteten
Aufgaben innerhalb des Bezirksamtes ab 01.09.04 auch über die Aufbau- und Ablauforganisation
des neuen LUV „Ordnung und Wirtschaft“ unter Fusionierung der neuen Organisationseinheit mit
dem Wirtschafts-/Gewerbeamt entschieden.

Die Wahrnehmung der Aufgaben Sicherheit und Ordnung im öffentlichen Raum sowie der Verkehrs-
überwachung /Kontrolle des ruhenden Verkehrs traten insoweit als neue bezirkliche Zuständigkeit
hinzu. Die Aufgaben der unteren Straßenverkehrsbehörde (ehemals PolPräs) sind parallel dem LUV
Bauen mit der neuen Bezeichnung Amt für Bauen und Verkehr übertragen worden.

Ziel ist u.a. die Konzentration ordnungsbehördlicher Kompetenzen  - zwecks effektiverer und wahr-
nehmbarer Präsenz der Bezirksverwaltung  in ihrer  ordnungsbehördlichen Funktion zur Gewährleis-
tung der allgemeinen Ordnung im öffentlichen Raum. Es geht um mehr Sauberkeit und Ordnung auf
den Straßen und in den Grünanlagen unserer Stadt, mithin um mehr Lebensqualität. Es besteht nunmehr
rechtlich und tatsächlich die Möglichkeit, Ordnungswidrigkeiten (Verschmutzung von öffentlichen
Flächen einschl. Hundekot, Haus- und Nachbarschaftslärm, Sonn- und Feiertagsschutz, Einhaltung
des Hundegesetzes u.a.m.) und diesbezügliche Gedankenlosigkeit bei der Nutzung des öffentlichen
Raumes konsequenter als bisher zu verfolgen und zu ahnden.

In der einjährigen Entwicklungsphase des Projektes Ordnungsämter hat der Bezirk Lichtenberg an
vielen Stellen federführend mitgearbeitet.

Planmäßig, wenngleich noch nicht in voller Personalstärke, nahm das Ordnungsamt Lichtenberg
sodann zum 01.September seinen Betrieb auf.

Der aktuelle Status stellt sich in Lichtenberg komprimiert wie folgt dar:

 w 20 Mitarbeiter (Sollstärke 22) im Allgemeinen Ordnungsdienst -AOD- („Kiezstreife“)
         überwiegend aus dem Personalüberhang rekrutiert und geschult  sowie
 w 10 Politessen vom Polizeipräsidenten -VÜD- zur Überwachung des ruhenden Verkehrs
         nehmen nunmehr als Bezirksmitarbeiter ihren Dienst wahr,
 w Organisation eines 2-Schicht-System von 6.30-21.00 Uhr,
 w die AOD und VÜD sind außendienstgerecht mit Uniformen, Handy, 5 Dienstwagen,
         Kameras, Reizgas (nur zur Notwehr) ausgestattet,
 w die uniformierten Mitarbeiter im Außendienst sind mit weitreichenden ordnungsbehörd-
         lichen Vollzugsbefugnissen ausgestattet,
 w mit dem Aufbau einer zentralen Anlauf und Beratungsstelle – ZAB – ist begonnen, (zur
         Zeit vorrangig bürgerorientierten Beschwerdemanagement.)

Die wichtigsten Aufgaben des Ordnungsamtes im Überblick:
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 w Verkehrsüberwachung (ruhender Verkehr)
 w Ordnungswidrigkeiten im öffentlichen Raum
 w Umsetzen von Fahrzeugen
 w Kontrolle und Überwachung der Sauberkeit auf öffentlichen
         Straßen und Grünanlagen
 w Überwachung der Einhaltung des HundeG
 w Haus- und Nachbarschaftslärm
 w Überwachung Sonn- und Feiertagsschutz
 w Kontrollen nach dem Jugendschutzgesetz
 w Überwachung der Rücknahmepflicht für Umverpackungen und der
         Pfanderhebungspflicht u.a.

Zentrale Anlauf- und Beratungsstelle

 w Erstinformation von Bürgern und Beschwerdeführern
 w Entgegennahme und Bearbeitung von Anzeigen und Beschwerden
 w Antragsannahme im Zuständigkeitsbereich des Ordnungs- und Wirtschaftsamtes
 w Erteilung von Auskünften zu allen das Ordnungsamt betreffenden Angelegenheiten

Das beste jedoch ist, die neuen Ordnungshüter sind (auch optisch) wahrnehmbar im Erschei-
nungsbild unseres Bezirkes sowie im Bewusstsein vieler Bürger „angekommen“ .

Die INFO-Hotline, ( 4360, sowie Website-http://www.berlin.de/ba-lichtenberg/verwaltung/wirt-
schaft/wirtschaft.html werden von Bürgern & Mitarbeiterinnen anderer Fachämter außerordentlich
rege angenommen.

Zur bisherigen Arbeit des Ordnungsamtes in den vergangenen 4 Monaten kann eine positive Bilanz
gezogen werden. Bereits schon nach einem Quartal konnte und musste eine  beachtliche Zahl an Ver-
fahren bearbeitet werden. Der Ausfluss des ordnungsbehördlichen Einschreitens kann plakativ den

Grafiken der Anlage 2 entnommen werden.

Ziel im neuen Jahr wird sein, die wechselseitige Schulung der beiden Kräftegruppen im Ordnungsamt
Lichtenberg zügig voran zu treiben und die Binnenstruktur des Amtes weiter zu optimieren, wozu auch die
Erneuerung des Fuhrparks zählt.

Die Homepage des Ordnungsamtes wurde entsprechend dem neuen Aufgabenprofil aktualisiert und ist
im Intranet und Internet abrufbar.

Anlage 1:

Kurzstatistik Gewerbeentwicklung Bezirksamt Lichtenberg von Berlin 2004 
(ohne wirtschafts-/arbeitsmarkpolitische Strukturdaten, ohne öffentl.-rechtliche Arbeitgeber 
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Gewerbean- und Abmeldungen Bezirk Lichtenberg seit 1990
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Handwerk und Handwerksähnliche Betriebe im Bezirk Lichtenberg 

(einschließlich Filialen und handwerkliche Randtätigkeiten, wie Schlüsseldienste, 
„Absatzbars“ etc. und einschl. BGB-Gesellschafter, absoluter Stand per 31.12. -)  

Erhebung nach Eigenangabe der Gewerbetreibenden b ei den An- Ab- und Ummeldungen 
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Abbild (Grafik; Wirtschaftsamt) der phasendifferenten Gewerbeentwicklung „Gründungsboom, Ab-
ebben der Gründerwelle, Stagnation, Belebung“ in der vergangenen Dekade ist der Gründungssaldo
(2000: unter Berücksichtigung einer statistischen Basiskorrektur Betriebe HSH).
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Branchenstruktur der Gewerbebetriebe Lichtenbergs absolut und in %:  
2004

57
%

3%

24
%

15%

1%

Industrie = 133 = 1 % (1995 = 1 %)

2. Handwerk = 2.283 = 15 % (1995 = 17 %)

3. Handel incl. Vertreter = 3.537 = 24 % (1995 = 36 %)

4. Gastronomie  = 519 = 3 % (1995 = 2 %)

5. Dienstl. ohne Gastron. = 8.509 = 57 % (1995 = 44 %)

(Quelle: MIGEWA, Angaben aus Gewerbebescheinigungen)

Anlage 2:

Ordnungsbehördliches Handeln im Ordnungsamt Lichtenberg, Stand. 12/2004

Verkehrsrechtliche Ordnungswidrigkeiten im Bezirk Lichtenberg
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4.1. Amt für Planen und Vermessen

Fachbereich Stadtplanung

Flächennutzungsplanung

Das FNP-Änderungsverfahren Landesberger Allee – Verschiebung Einzelhandelskonzentration – wurde
im Oktober 2004 abgeschlossen.

Das FNP-Änderungsverfahren Frankfurter Allee zur Konkretisierung der Einzelhandelskonzentration
wurde unter Einbeziehung des Bezirks begonnen. Für den Bereich Blockdammweg/Köpenicker Chaus-
see ist in Korrespondenz zur Überarbeitung des Entwicklungskonzepts für den produktionsgeprägten
Bereich (EpB) der Antrag zur Änderung des FNP, insbesondere zum Entfall des Symbols für den Ab-
fallstandort gestellt.

Im Mai 2004 wurde die frühzeitige Bürgerbeteiligung für das FNP-Änderungsverfahren zur Darstellung
eines Golfplatzes westlich des Bundesstraße 2 unmittelbar an Lichtenberg angrenzend im Pankower Bereich
des Regionalparks Barnim gestartet. Wichtigstes Anliegen des Bezirksamtes Lichtenberg ist dabei die Si-
cherung von bestehenden Wegeverbindungen im Regionalpark.

Bezirkliche Entwicklungsplanungen

Für Neu-Hohenschönhausen konnte der Entwurf zur Bereichsentwicklungsplanung einschließlich
Maßnahmekonzept hergestellt und abgestimmt werden. In der Anna-Seghers-Bibliothek wurde die
Ausstellung „20 Jahre Großsiedlung Neu-Hohenschönhausen“ eröffnet.

Zum Entwurf der Bereichsentwicklungsplanung Alt-Lichtenberg fanden in den Mittelbereichen 3 öffentliche
Erörterungsveranstaltungen statt, deren Ergebnisse in den BEP-Entwurf einfließen. Gleichzeitig stand das
Faltblatt zur BEP Alt-Lichtenberg der interessierten Öffentlichkeit zur Verfügung.

Die Überarbeitung der Bereichsentwicklungsplanung Alt-Hohenschönhausen ist in Vorbereitung mit
dem beauftragten Planungsbüro. Gegenwärtig wird intensiv der Ankauf von Teilflächen der ehemali- gen
Trasse der Niederbarnimer Eisenbahn in Hohenschönhausen zur Schaffung einer Grünverbindung vorbereitet.

Im Vorfeld der zum 12.12.2004 durchgeführten BVG-Liniennetzveränderungen wurden durch die Abt.
Stadtentwicklung intensive Gespräche mit der BVG über die geplanten Maßnahmen geführt.Da- durch
konnten zwar einige, aber nicht alle Kürzungsmaßnahmen abgewendet bzw. gemildert werden. Ergänzende
Schreiben an die BVG und die zuständige Senatsverwaltung für Stadtentwicklung blieben allerdings bis-
her ohne Erfolg.

Arbeitsschwerpunkte in Karlshorst waren neben den Konzepten zum Erhalt der Trabrennbahn (B-Plan
11-14b) und zum Wohnungsbauvorhaben Karlshorst-Ost (B-Plan XVII-50a) die Mitwirkung am
Entwicklungskonzept Wuhlheide sowie an dem Bürgerforum des Bezirksamtes und des Bürgervereins
Berlin-Karlshorst zum Thema Bauen und Verkehr.

Interkommunale Kooperation

Im Jahr 2004 haben 4 kommunale Nachbarschaftsforen der AG Nord stattgefunden. Schwerpunkt-themen
hier waren insbesondere die Abstimmung zur Wegevernetzung bezüglich der Fuß- und Radwege innerhalb
des Regionalparks. Im März 2004 war der Bezirk Lichtenberg Gastgeber des Gremiums. In Zusammenarbeit
mit dem Landkreis Barnim wurde vom Bezirk das Faltblatt „Räumliches Strukturkonzept Barnimer
Stadtranddörfer“ heraus gegeben. Seit Juni 2004 hat der Bezirk Lichtenberg, vertreten durch die
Bezirksstadträtin für Stadtentwicklung den Vorsitz der AG Nord.

4. Abteilung Stadtentwicklung



56

Stadtumbau Ost / Wohnumfeldverbesserungsmaßnahmen

Die Umsetzung der stadtplanerischen Förderprogramme blieb trotz zeitlicher Rückschläge in Folge
der Haushaltsproblematik zu Jahresbeginn im Zeitrahmen, wozu allerdings einige Umsteuerungen
erforderlich waren. Im Budgetentwurf der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung für das Programm
Stadtumbau-Ost wurden für den Bezirk weitere Mittel in Höhe von insgesamt 2,5 Mio € für die För-
derperiode 2005-2009 vorgesehen. Bereits beschlossene Maßnahmen dieses Programms wurden be-
gonnen bzw. fortgesetzt. Ebenso wurden neue Planungen beauftragt (1. Bauabschnitt der Anton-
Saefkow-Promenade, Planungskonzept für das Altenhofer Dreieck und für die Dathe-Promenade
sowie im Ortskern Friedrichsfelde für den Bereich Einbecker Straße/U-Bf. Friedrichsfelde).

2004 konnten zahlreiche Maßnahmen zur Gestaltung von öffentlichen Plätzen und Grünflächen mit
Fördergeldern aus dem Wohnumfeldprogramm und aus dem Programm Stadtumbau Ost realisiert werden.
So wurden z.B. im Ortsteil Neu-Hohenschönhausen der Wustrower Park und in Friedrichsfelde der
Stadtplatz Rosenfelder Ring fertiggestellt sowie mit dem 1. Bauabschnitt für die Anton-Saefkow-Promenade
begonnen.

Aus dem Förderprogramm Stadtumbau Ost konnten insgesamt 14 Aufwertungsmaßnahmen umgesetzt
werden. In Vorbereitung der Förderperiode 2006/07 sind weitere 30 Maßnahmen im Sinne von Vornotie-
rungen an SenStadt gemeldet. Für 19 Maßnahmen im Programmjahr 2005 liegen dem Bezirk Bewilligungen
vor.

An 9 Standorten wurden Rückbaumaßnahmen leer stehender Kita- und Schulgebäude vorbereitet
und durch die Abteilung Wirtschaft und Immobilien durchgeführt.

Im Programm „Wohnumfeldverbessernde Maßnahmen“(WUM) ist die Beantragung und vorläufige
Bewilligung für den Rückbau der WGLi-Baracke am Fennpfuhl erfolgt.

Im Rahmen des Berliner Pilotprojektes Gender Mainstreaming wurde die Arbeit des Projektbeirats
Stadtumbau Ost - Kernbeirat und Gebietsbeiräte - fortgesetzt.

Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit zum Kernbeirat Stadtumbau und den Gebietsbeiräten zur
Umsetzung der Grundsätze des Gender Mainstreaming bei der Realisierung der Maßnahmen im
Förderprogramm Stadtumbau-Ost ist ein Informationsfaltblatt erarbeitet und veröffentlicht worden.

Gender Mainstreaming

Die Abteilung Stadtentwicklung führt seit Herbst 2003 ein Pilotprojekt Gender Mainstreaming mit
dem Titel „Berücksichtigung gleichstellungsrelevanter Aspekte bei städtebaulichen Fördemaßnahmen–
Beirat Stadtumbau-Ost“ durch. Im November 2003 konstituierte sich der Kernbeirat zur Beratung
des Bezirksamtes zu Gender Mainstreaming im Programm Stadtumbau Ost. Gleichzeitig wurden in
den 5 Fördergebieten Stadtumbau Gebietsbeiräte berufen, deren Funktion es ist, das Bezirksamt bei
der Planung und Ausführung konkreter Projekte, die im Rahmen von Stadtumbau Ost durchgeführt
werden, zu beraten. Durch eine externe Organisationsberatung konnten die Mitglieder der Beiräte
über Gender in der Stadtentwicklung informiert und bei der Organisation des Kernbeirats und der
Gebietsbeiräte unterstützt werden.

Am 12.1.2004 tagten der Kernbeirat und die Gebietsbeiräte gemeinsam. Es wurde über die
geplanten Maßnahmen, Einzelheiten der Beantragung der Projekte und Planungsstand der Maßnahmen
berichtet. Dabei stellte sich heraus, dass viele Mitglieder viel Einarbeitungszeit benötigen, um sich in
die komplexe Materie der Stadtentwicklung und der Programmgestaltung von „Stadtumbau Ost“
einzuarbeiten. In einem Gender Training für die Stadtteilmanagerinnen, die Bauverwaltung und
interessierte Mitglieder der Beiräte stellte die externe Begleitung Geschlechteraspekte für die Stadt-
entwicklung vor. Es wurde eine Begehung von zwei Stadtgebieten durchgeführt und mit einem
Planungsbüro die Konzepte für eine Platzgestaltung unter Gender-Aspekten diskutiert. Die Beteiligten
haben durch den Prozess Analyse- und Handlungskompetenz gewonnen und sind nun in der Lage,den
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Prozess in den Gebieten zu begleiten. Die Abt. Stadtentwicklung kooperiert seither in Bezug auf die Pro-
jekte eng mit den Gebietsbeiräten und informiert diese regelmäßig.

Seit Gründung des Projektbeirates Stadtumbau Ost haben in 2004  6 Kernbeirats- und 21 Gebiets-
beiratssitzungen stattgefunden. Beispielhaft wurden im Gebietsbeirat Neu-Hohenschönhausen die Maß-
nahmen S-Bhf-Wartenberg und Grünfläche Grevesmühlener Str., im Beirat Alt-Hohenschönhausen
der Ortskern Hohenschönhausen, im Beirat Fennpfuhl die Anton-Saefkow-Promenade und das
Altenhofer Dreieck, im Beirat Friedrichsfelde der Rosenfelder Ring und die Dathe-Promenade sowie
im Beirat Ostkreuz der Nöldnerplatz erörtert.

Die bisherige Arbeit der Beiräte zeigt, dass allein die Partizipation von Bürgerinnen und Bürgern an
der Planung nicht zu geschlechtergerechten Entwürfen führt. Vielmehr ist ein spezifischer Blick auf
Geschlechteraspekte notwendig, um beispielsweise die Sicherheit von Frauen und die Vermeidung
oder Vereinfachung von Begleitmobilität zu gewährleisten.

Für den Beteiligungsprozess des Gebietsbeirates zeigt sich, wie schwer es für Bürgerinnen und
Bürger ist, Kritik an einer bereits vorgelegten Planung anzubringen und die Geschlechteraspekte der
Planung beharrlich herauszuarbeiten und argumentativ zu vertreten.

Gender-Aspekte beim Stadtumbau sind sehr verschieden, weil die Anforderungen unterschiedlich
sind. Deshalb wurde für die Beurteilung der Planungen mit Unterstützung der externen Beratung ein
Kriterienkatalog erarbeitet, der vor allem Themenfelder aufreißt und beim Formulieren von Fragen
hilft. Dieser Kriterienkatalog ist Bestandteil aller Planungsaufträge für Stadtumbauprojekte

Mit dem Projektbeirat Stadtumbau Ost hat der Bezirk Lichtenberg ein Gremium geschaffen, das
die Verwaltung bei den geschlechterpolitisch relevanten Aspekten der Baumaßnahmen berät und
zugleich ein Instrument der Bürgerbeteiligung ist. Mit dieser Struktur betritt der Bezirk Neuland,
denn bisher waren für Geschlechterfragen Frauenbeiräte eingesetzt worden. Die Diskussion in dem
Kernbeirat und in den Gebietsbeiräten zeigte, wie schwer es ist, Geschlechteraspekte in gemischtge-
schlechtlichen Gruppen zu artikulieren und zu diskutieren. Der Beirat schafft sehr viel Transparenz, und er
bietet Frauen und Mädchen ein wichtiges Forum. Die Akteurinnen und Akteure der Verwaltung und die
Mitglieder der Beiräte sind dem Anliegen der Gleichstellung der Geschlechter gegenüber aufgeschlossen
und engagieren sich für dessen Umsetzung im Städtebau. Daher hat das Vorhaben sehr gute
Ausgangsbedingungen, zu denen auch die externe Begleitung durch Information, Prozessbegleitung
und Moderation einen wichtigen Beitrag geleistet hat.

Die Abteilung Stadtentwicklung hat im Pilotprozess wichtige Steuerungsinstrumente für Gender
Mainstreaming im Städtebau entwickelt und wird diese ausbauen:

 w Der Kernbeirat ist ein wichtiges Instrument der Beratung für die Steuerung des
        Programms Stadtumbau.
 w Der Kernbeirat hat eine Geschäftsstelle beim Fachbereich Stadtplanung.
 w Die Gebietsbeiräte sind ein Instrument, einzelne Maßnahmen unter Gender-Aspekten
        von Anfang der Planungen an bis zur Umsetzung durchgängig beraten zu lassen. Die Ge-
         bietsbeiräte werden von den Stadtteilmanagerinnen organisiert.
 w Die Vorsitzende des Kernbeirates nimmt als beratendes Mitglied an den Steuerungsrun-
         den zur Programmdurchführung teil.
 w Das Bezirksamt fordert bei der Beauftragung von Planungen (Büros, Firmen) die qualifi-
         zierte Bearbeitung (Darstellung der Probleme und Handlungsmöglichkeiten für die Behe-
         bung oder Vermeidung von Probleme) der Geschlechteraspekte.
 w Durch die Mitgliedschaft externer ExpertInnen im Kernbeirat sind Kooperationsmöglich-
         keiten mit anderen Kommunen eröffnet worden (1. Austausch mit der Stadt Dessau fand
         im November 2004 statt).
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Urban II

Im Rahmen der Koordinierung des Förderprogramms Urban II erfolgten u.a. die Fertigstellung des
Grünzugs Frankfurter Allee Süd, der Beginn der Baumaßnahme Kiezspinne, der Bau des Spielplatzes
Hauffstraße 12 sowie die Entwurfsplanung für den 2. Und 3. Bauabschnitt zur Neugestaltung des Nöld-
nerplatzes.

Das Lichtenberger Sonnenblumenlabyrinth in der Fischerstraße erlebte einen großen Besucheran-
sturm und war in Presse und Fernsehen prominent vertreten.

Bebauungsplanverfahren

In 2004 konnten im Vergleich zu 2002/03 folgende Verfahrensschritte im Rahmen von Bebauungs-
planverfahren abgeschlossen werden:

 2002 2003 2004 
 
Aufstellung (incl. Einstellungen) 

 
9 (3) 

 
4 (3) 

 
8 (5) 

Frühzeitige Bürgerbeteiligung 3 13 3 
Beteiligung Träger öffentlicher Belange 2 5 8 
Öffentliche Auslegungen 2 3 12 
Festsetzungen 3 1 5 
Insgesamt 19 26 36 
 

Im Zusammenhang mit den B-Plänen 11-14a „Wohnpark Karlshorst“ und XXII-39 „Wohnen am
Gehrensee“ (jeweils 500 Wohneinheiten) wurden städtebauliche Verträge zur Sicherung der öffentlichen
Infrastruktur (Straßen, Grünflächen, Kitas) abgeschlossen.

Außerdem führt die Umsteuerung im Entwicklungsgebiet Rummelsburger Bucht zum relativ
kurzfristigen Abschluss der erforderlichen B-Planverfahren bis 2006.

Stadterneuerung
Im Sanierungsgebiet Kaskelstraße wurden das Sportfunktionsgebäude Hauffstraße 13 und die

Grünfläche Türrschmidtstraße/Pfarrstraße fertiggestellt und eröffnet. Die Ausstellung „Schritt für Schritt
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– Erneuerung rund um die nördliche Weitlingstraße“ war im Bahnhof Lichtenberg zu sehen. Um den
Fördermitteleinsatz im Programm städtebaulicher Denkmalschutz zu optimieren ist die Erhal-
tungsverordnung Kaskelstraße/Viktoriastadt erweitert worden.

Es fanden drei Sitzungen des Sanierungsbeirates statt.

Untere Denkmalschutzbehörde
Schwerpunkt der Arbeit der Unteren Denkmalschutzbehörde Lichtenberg war neben den

praktischen Aufgaben die Vorbereitung und Durchführung von Führungen und Veranstaltungen zum
Tag des offenen Denkmals am 11. und 12.09.2004, der in diesem Jahr unter dem Motto „Denkmal
und Wasser“ stand. Erstmalig stand in diesem Jahr ein „Denkmal-Shuttle“ mit Kleinbussen in Nord-
Süd-Richtung zwischen zentralen Denkmal-Orten im Bezirk Lichtenberg gegen einen geringen
Unkostenbeitrag zur Verfügung.

Die Tagungen des Bezirksdenkmalbeirats Lichtenberg wurden in der Funktion der Geschäftsstelle
betreut und durchgeführt.

Zu den „Regelaufgaben“ zählten die Betreuung der Restaurierung des Rathausgiebels, der
Scheffelböcke, der Wohnanlage Lincolnstraße und die Vorbereitung der Sanierung des Wasserturmes
am Obersee und seiner Umnutzung zum Restaurant.

Fachbereich Vermessung

Im Frühjahr 2004 wurde die „Umgestaltung“ der Flurkarte 1: 1000 abgeschlossen, d.h. der digitale
Datenbestand der ALK liegt für 139 Kartenblätter des gesamten Bezirks als amtliche Flurkarte vor.
Diese Aussage bezieht sich auf den „Mindestinhalt“ der ALK, d.h. Flurstücke, Gebäude, Straßenbäume
und Bordkaten einschließlich der Objektbildung. In den vergangenen Monaten wurde der Mindestinhalt
ergänzt durch ausgewählte topographische Elemente wie z.B. große Böschungen,  Mauern mit
besonderer Bedeutung. Aufgrund des immensen Aufwandes wurden diese Elemente nicht durch örtliche
Vermessung erfasst, sondern mit Hilfe vorhandener Unterlagen in der ALK digitalisiert. Diese Aufgabe
wird in den nächsten Monaten und Jahren weitergeführt.

Die Übernahmezeit von eingereichten Vermessungsschriften in das Liegenschaftskataster konnte
von ca.11- 12 Monaten Ende 2002 auf z.Zt. durchschnittlich 5 Monate verkürzt werden. Es ist
festzustellen, dass mit gegenwärtig 110 Vermessungsschriften eine Zunahme von 20% gegenüber
dem Vorjahr festzustellen ist. Von 132 eingegangenen Gebäudevermessungen wurden 72 übernommen.

Die Bereitstellung von Vermessungsunterlagen für alle Vermessungsstellen Berlins stieg auf 332
Unterlagen gegenüber 261 Unterlagen im IV. Quartal 2003 an. Diese Zahl dient als Frühindikator für
die eingehenden Vermessungsschriften. Überwiegend durch externe Antragsteller wurden 100
Rückverfolgungen abgefordert.

Für 20 Blöcke liegt ein festgesetztes Koordinatenkataster vor.

Alle Anforderungen an analoge und digitale Geobasisdaten wurden erfüllt, u.a. wurden für 5187 ha
Daten an interne Nutzer und 1200 ha Daten an externe Nutzer digital abgegeben.

64 Lage- bzw. Bestandspläne, 17 Teilungsvermessungen und Grenzabsteckungen, 4 Achs- und Bord-
steinabsteckungen für den Straßenbau und 3 Gebäudevermessungen sowie sonstige örtliche Vermessungs-
leistungen wurden ausgeliefert. Für das alte Rathaus Boxhagen wurden 30 Senkungsbeobachtungen
durchgeführt.

Einschließlich Sanierung konnten 79  Wertermittlungen ausgeliefert werden.



60

 1 9 9 5 1 9 9 6  1 9 9 7  1 9 9 8 1 9 9 9  2 0 0 0 2 0 0 1  2 0 0 2  2 0 0 3 2 0 0 4  

B a u a n t r ä g e  1 . 4 9 7 1 . 2 7 5  1 . 0 7 5 1 .111  1 . 0 4 4  9 5 0  1 . 6 2 8  1 . 5 1 5 1 .494  1 . 1 9 0  

I n v e s t i t i o n s v o l u m e n  i n  
M r d .  €  
 

 
0 , 8 3 

 
0 , 5 6 

 
0 ,33  

 
0 , 2 7 

 
0 , 2 7 5  

 
0 ,28  

 
0 , 3 5 

 
0 , 1 1 5 

 
0 ,160  

 
0 , 0 9 8  

e r t e i l t e  Besche ide  1 . 6 5 6 1 . 7 8 5  1 . 7 0 9 1 .307  1 . 2 6 5  1 . 3 2 9 1 . 4 3 1  1 . 2 3 7 1 .111  1 . 2 1 6  

d a v o n :  
B a u g e n . ,  V o r b e s c h e i d e  
V e r s a g u n g e n 
B e f r e i u n g e n 
B a u z u s t a n d s b e s i c h t i g .  

 
 

1 . 2 1 0 
61  

3 8 5  

 
 

8 5 3 
1 5 7 
3 2 8 

 
 

1 . 2 3 8 
9 8  

373  

 
 

8 6 0  
49  

3 9 8  

 
 

816  
5 1  

315  

 
 

8 9 0  
87  

3 5 2  

 
 

1 . 2 0 2  
94  

4 8 9 

 
1 . 1 3 6 

2 3  
9 8  

322  

 
6 1 8 
20  
60  

1 7 4 

 
1 . 0 3 7  

1 4  
6 4  

1 0 1 

A n g e z e i g t e  M ä n g e l  
i n  W o h n g e b ä u d e n 

 
3 0 2  

 
3 0 9 

 
227  

 
1 4 3  

 
144  

 
1 0 4  

 
1 5 5 

 
233  

 
1 .242  

 
3 5 4 

M ä n g e l b e s e i t i g u n g  a u f  
V e r a n l a s s u n g   d .  
W o h n u n g s a u f s i c h t 

 
 

1 6 5  

 
 

2 2 9 

 
 

182  

 
 

1 5 9  

 
 

146  

 
 

1 1 5  

 
 

1 5 9 

 
 

205  

 
 

1 .205  

 
 

2 7 2 

 
Im Berichtszeitraum wurden Verwaltungsgebühren mit einem Umfang von 934.494,07 € (Plan 2004:

920.000,- €) eingenommen. Das Volumen der festgesetzten Buß- und Zwangsgelder beträgt 42.799,53€.

Für die Durchführung von Ersatzvornahmen zur Aufrechterhaltung der Versorgung von Wohnge-bäuden
mit Fernwärme, Wasser und Gas sowie zur Gefahrenabwehr wurden 29.025,64 € aufgewendet.

Zur Beseitigung rechtswidriger Zustände wurden 236 Anordnungsverfahren eingeleitet und 62
Anordnungen erlassen.

In 35 Fällen (2003: 34) mussten Verwaltungszwangsmaßnahmen angedroht und in 8  Fällen (Vorjahr:
13) festgesetzt werden. in 3 Fällen wurden Verwaltungszwangsmaßnahmen ohne vorausgehenden
Verwaltungsakt ausgeführt.

Das Verwaltungsgericht wurde in 15 Fällen (2003: 21) angerufen und 5 (2003: 3) Anträge auf
vorläufigen Rechtschutz gestellt.

Insgesamt konnten 21 Verwaltungsstreitverfahren (2003: 30) zum Abschluss gebracht werden. Ein
Verfahren wurde für erledigt erklärt. Alle anderen Bescheide des BWA wurden durch das
Verwaltungsgericht, in 2 Vorgängen durch das OVG bestätigt. 28 Klageverfahren (2001: 4, 2002: 8,
2003: 7, 2004: 9) sind noch offen.

Im Berichtszeitraum wurden 272 Mängel in Wohnungen beseitigt; insbesondere mussten dabei
Liefersperren für die Versorgung mit Gas, Wasser, Strom und Fernwärme aufgehoben werden.

Im Folgenden werden die wichtigsten Bauvorhaben im Berichtszeitraum aufgeführt:

Bereich Hohenschönhausen

Suermondtstraße 29,30:
Erteilung der Baugenehmigung für den Neubau von 2 Wohngebäuden  mit  66 WE, einer Tiefgarage

und  einem Kinderspielplatz. Im Mai 2004 wurde mit den Bauarbeiten begonnen.
Zurzeit sind Bauteil 1 bis zum 5. OG und Bauteil 2 bis zum EG errichtet.

4.2. Bau- und Wohnungsaufsichtsamt
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Sabinensteig 21:
Baugenehmigung für ein Mehrfamilienhaus mit 12 WE  - die Fertigstellung erfolgte im 4. Quartal.

Waldowstraße 19- 20:
Sanierung, Instandsetzung, Ausbau und Nutzungsänderung des denkmalgeschützten Wasserturms;

im 4. Quartal erfolgte im Dezember der Baubeginn.

Dorfstraße 24 (Malchower Aue):
Genehmigung und Fertigstellung von zwei Doppelhäusern und einem fünfsegmentigen  Reihenhaus

sowie Garagen zwei Remisen

Bauvorhaben „Falkenwiese“; Elisabeth-Schliemann-Straße 16 – 20B:
Genehmigung und Fertigstellung von 28 Wohneinheiten in Reihenhaus / Doppelhaushälfte

Lindenweg 7:
Genehmigung einschl. Baubeginn Mehrfamilienhaus mit 9 WE und Remise

Käthestraße 11:
Genehmigung einschl. Baubeginn Mehrfamilienhaus mit 6 WE und Remise

Bereich Lichtenberg

Schulze-Boysen-Straße 38:
Im Jahr 2004 wurde die Baugenehmigung für den Neubau des Kiezspinne FAS e. V. erteilt;

Baubeginn erfolgte am 01.09.04, derzeit sind Rohbauarbeiten im Gange. Das als Nachbarschaftshaus
konzipierte Gebäude soll als Vereinssitz und Zentrum seiner gemeinnützigen Tätigkeiten mit sozialen
und kulturellen Angeboten genutzt werden.

Spittastraße 38A/40:
Der südliche Gebäudeteil der denkmalgeschützten „Alten Schmiede“ ist auf Grund unzureichender

Unterfangungsmaßnahmen teilweise eingestürzt und wurde bis auf die westliche Außenwand abgebrochen.
Die neue Planung sieht vor, das Gebäude in seiner ursprünglichen Kubatur wieder aufzubauen.

Zurzeit wird der westliche Kellerbereich bis Oberkante Kellergeschoss errichtet. Die Gründung und
das Erdgeschossmauerwerk sind fertiggestellt.

Türrschmidtstraße 24/25:
Denkmalgerechte Grundinstandsetzung und Nutzungsänderung der fünf- bzw. zweigeschossigen
Gründerzeitgebäude zum  Heimatmuseum. Die Baugenehmigung für Umbau und Sanierung wurde im
Juni 04 erteilt. Gegenwärtig findet der Innenausbau statt. Die Bewehrungsabnahme für die neuen
Decken im Flurbereich im Erdgeschoss wurden im Dez. 04 durchgeführt.

Rummelsburger Bucht;
Alice-und-Hella-Hirsch-Ring/Lina-Morgenstern-Straße/An den Knabenhäusern 14:

Im Jahr 2004 wurden Genehmigungen für 41 WE erteilt; Baubeginn erfolgte für 36 Eigenheime.

An den Knabenhäusern 10, 12:
Umbau der denkmalgeschützten Knabenhäuser zu Wohnungen; Fertigstellung von 8 Wohnungen

in 2004.

Bornitzstraße 44, 46,60, 62 und 76-82:
Vorbescheide zur Errichtung von 86 Einzel- bzw. Doppelhäusern sowie Baugenehmigung für das

erste Doppelhaus erteilt; Baubeginn für die Außenanlagen erfolgte bereits im  Okt. 04.
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Bereich Karlshorst-Friedrichsfelde

Tierpark Friedrichsfelde; Am Tierpark 125:
Die auf einer Fläche von 42.000 m² errichtete Anlage für europäische Gebirgstiere, in direkter

Nachbarschaft zu der bereits fertiggestellten Anlage für asiatische Gebirgstiere, wurde Ende April
diesen Jahres in Nutzung genommen.

Alfred-Kowalke-Straße 17:
Für den Neu - und Umbau des Institutes für Zoo- u. Wildtierforschung wurde die  Baugenehmigung

erteilt. Es sollen ca. 50 Arbeitsplätze entstehen in verschiedenen Laboren sowie Büros; ferner entsteht
ein Hörsaal im EG; Baubeginn erfolgte am 27.09.2004; zurzeit erfolgen Rohbauarbeiten.

Sewanstraße 44:
Der alte Lebensmittelmarkt wurde abgebrochen und im Februar 04 die Baugenehmigung für einen

neuen Markt an anderer Stelle auf dem Grundstück erteilt.
Im Oktober 2004 fand die Eröffnung statt.

Bauvorhaben Fachbereich Sonderbau

Herzbergstraße 79:
Der Umbau des Hauses 11 zu einer Tagesklinik für psychiatrische Patienten und psychiatrische

Institutsambulanz wurde genehmigt.
Die Tagesklinik wird 20 Plätze umfassen. Neben Gemeinschaftstherapieräumen werden

Einzeltherapieräume, Arbeitsräume für die Ergotherapie, Diensträume für Ärzte, Sozialarbeiter etc.
sowie Ruheräume entstehen.

Fanningerstraße 32:
Baubeginn Neubau Funktions- und Bettenhaus und Eckgebäude mit jeweils 5 Obergeschossen.

4.3. Amt für Bauen und Verkehr

Im Jahr 2004 wurden durch das Amt Bauen und Verkehr Bauleistungen im Straßenland in Höhe
von insgesamt  8.713.345 € erbracht.

Diese Summe setzt sich wie folgt zusammen:

Investitionsmittel des Bezirkes    580.047 €  

G A-Mittel 1.951.440 €  

Leistungen für Dritte  2.479.109 €  

Förder- und Sonderprogramme 1.637.886 €             

Unterhaltung Straßenland 2.064.863 €  

 Durch kostengünstiges Bauen und konsequente Inanspruchnahme von Drittmitteln in 2004 sind
erhebliche Verbesserungen im Straßenland erreicht worden.

Es wurden folgende Straßenbaumaßnahmen fertig gestellt:

 w Gärtnerstr.
 w Plauener Str. (Marzahner Str. bis Rhinstr.)
 w Alfred-Kowalke-Str.
 w Hauffstr. (von Pfarrstr. bis Kaskelstr.)
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Aus Unterhaltungsmitteln wurden größere Abschnitte der Lückstr., der Stolzenfelsstr. und der
Volkradstr. grundhaft instand gesetzt.

Des weiteren wurde die I-Maßnahme Neubau der Einbecker Straße und die Rekonstruktion der
südlichen Pfarrstraße begonnen und die im Haushaltsplan festgelegten Mittel für beide Maßnahmen
verbaut.

Neu errichtet wurden ebenfalls der fehlende Gehweg in der Gotlindestraße im Bereich der Agentur für
Arbeit und der östliche Gehweg der Rheinsteinstraße zwischen Köpenicker Allee und Zwieseler Straße.

Zur Verbesserung der Querungsmöglichkeiten für Fußgänger wurden folgende Lichtsignalanlagen
in Betrieb genommen:

 w Hauptstraße (HSH)
 w Malchower Weg/Degnerstr.
 w Plauener Str./Rhinstr.
 w Gotlindestr./Siegfriedstr.
 w Gärtnerstr./Konrad-Wolf-Str.

Darüber hinaus wurden drei Fußgängerüberwege (Vincent-van-Gogh-Str./Randowstr.; Gensinger-
str.); Gärtnerstr., drei Mittelinseln (Josef-Orlopp-Str.; Sewanstr./Erieseering; Sewanstr./Ontarioseestr.)
sowie die Gewegvorstreckung Seddinerstraße hergestellt.

Zusätzlich zu diesen genannten Maßnahmen wurden andere Überquerungsstellen für mobilitäts-
eingeschränkte Verkehrsteilnehmer durch Absenkung der Bordsteine umgebaut:

 w Ehrlichstr. (zwischen Wildensteiner Str. und Liepnitzstr.)
 w Landsberger Allee/Franz-Jacob-Str./Judith-Auer-Str.
 w Bordabsenkungen an Straßenbahnhaltestellen in der Herzbergstr.

Aus dem Programm der Senatsverwaltung zur Verbesserung der Infrastruktur für den Radverkehr
wurden folgende Maßnahmen mit einer Bausumme von insgesamt 121.566 € realisiert:

 w Geh- und Radweg Ahrensfelder Chaussee zwischen Barnimgymnasium
         und M.-E.-v.-Humboldt-Str.
 w Geh- und Radweg Pablo-Picasso-Str. (von Falkenberger Chaussee bis
         Warnitzer Str.)
 w Radweg am Loeperplatz
 w Radweg Sewanstr. (zwischen Erieseering und Ontarioseestr.)
 w Angebotsstreifen Nordseite Straße Alt-Friedrichsfelde

Des weiteren wurde die Neugestaltung der Mittelpromenade der Große-Leege-Str., verbunden mit
der Neuordnung des Parkens bis zur Strausberger Straße fortgeführt und damit ein wesentlicher
Beitrag zur Verkehrsberuhigung und zum Baumschutz erreicht.

Die Mittel der baulichen Unterhaltung wurden überwiegend zur Beseitigung von Gefahrenstellen
eingesetzt. Insgesamt wurden 26.838,34  m²  Verkehrsfläche instand gesetzt. Weiterhin wurden 63 Schwer-
behindertenstellplätze neu angelegt und 36 entfernt.

Durch die Gruppe Entwurf des Amtes wurden folgende Bauplanungsunterlagen erstellt:

 w Neubau der Vulkanstr. (von Herzbergstr. bis Landsberger Allee)
 w Neubau der Josef-Orlopp-Str. (von Vulkanstr. bis Siegfriedstr.)
 w Neubau der Ruschestr. (von Frankfurter Allee bis Normannenstr.
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         und von Bornitzstr. bis Josef-Orlopp-Str.)
 w Neubau der Türrschmidtstr. (von Markstr. bis Geusenstr.)
 w Neubau der Türrschmidtstr. (von Stadthausstr. bis Kaskelstr.)
 w Neubau einer Fahrradspur  und von zwei Mittelinseln in der Se-
         wanstr. (von Friedenhorster Str. bis Ontarioseestr.)
 w Verbesserung der Umsteigebeziehungen am Prerower Platz incl.
         Anlage einer Radverkehrsanlage in einem Teil der Rüdickenstr.
         und einem Teil der Zingster Str.
 w Verbesserung der Umsteigebeziehungen am Bhf.-Vorplatz Fried-
         richsfelde Ost
 w Neubau eines Gehweges in der Rheinsteinstr. auf der Ostseite von
         der Köpenicker Allee bis Zwieselerstr.
 w Neubau der Grünanlage zw. Pfarr-, Türrschmidt- und Kernhofer Str.,
         Straßenbauteil: Neubau der südlichen Kernhofer Str.
 w Sanierung der nördlichen Kernhofer Str.
 w Neubau eines Radweges am Loeperplatz NO-Quadrant
 w Neubau eines gem. Geh- und Radweges am Regenrückhaltebecken
         von Pablo-Picasso-Str. bis Falkenberger Chaussee
 w Anlage einer Mittelinsel in der Zechliner Str. vor Nr. 4 - 6
 w Anlage einer Mittelinsel in der Schulze-Boysen-Str. unter der Bahnbrücke
 w Neubau der LSA Malchower Weg/Degnerstr.

Damit sind die Voraussetzungen geschaffen, dass auch in 2005 die geplanten Baumittel realisiert
und verschiedenste Fördermittel in Anspruch genommen werden können.

Mit Einnahmen in Höhe von 3.069.550 €  konnte der Haushaltsansatz ohne Berücksichtigung der
Sonderzahlung der Berliner Wasserbetriebe in Höhe von 1.233.333 € mit  120 % erfüllt werden.

Wesentliche Einnahmebestandteile sind:

Gebühren nach der Verwaltungsgebührenordnung      77.288 €  
Entgelte für Sondernutzung Straßenland 1.808.092 €  
Erschließungsbeiträge    695.957 €  
Gebühren für Leistungen Dritter    221.090 €  
 

Für die Inanspruchnahme des Straßenlandes wurden 1.741 Sondernutzungserlaubnisse erteilt.

Der geplante Grunderwerb in Höhe von 130 T€ nach dem Verkehrsflächenbereinigungsgesetz
konnte nur in Höhe von 2.652 € realisiert werden, da wenig Verkaufsbereitschaft der Grundstücks-
eigentümer vorlag. Es  wurden mit dem Immolilienservice Maßnahmen abgestimmt, die sichern sollen,
dass der gesetzliche Auftrag zum Grunderwerb in den Jahren 2005 bis 2007 realisiert werden kann.

Mit dem 01.09.2005 wurde die bezirkliche Straßenverkehrsbehörde in das Amt erfolgreich
eingebunden.

Durch die sechs Mitarbeiter wurden ab diesem Zeitraum 235 verkehrliche Maßnahmen angeordnet
und 275 Ausnahmegenehmigungen, davon 83 für Schwerbehinderte erteilt.

So wurde zur Verkehrsberuhigung im Rosenfelder Ring eine Einbahnstraße angeordnet, die große
Zustimmung der Anwohner fand.
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5.1. Jugendamt

Fachbereich 1 - Allgemeine Förderung von jungen Menschen und Familien

Zu den Aufgaben der Jugendhilfe gehören nach den §§ 11,13,14 und 16 SGB VIII Angebote der
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes sowie der Familien-
förderung. Diese Angebote werden sowohl durch den öffentlichen Träger der Jugendhilfe als auch durch
Träger der freien Jugendhilfe realisiert.

Die sozialpädagogischen Ziele des Fachbereiches Allgemeine Förderung von jungen Menschen
und Familien und der öffentlichen Jugendfreizeiteinrichtungen orientieren sich in erster Linie am Bedarf
und den Bedürfnissen der jungen Menschen und ihrer Familien. Daraus leitet sich die Notwendigkeit
ab, die Vielfalt der Bedürfnisse und Interessen zu berücksichtigen, die das Leben der jungen Menschen
in unserer Zeit bestimmen. Es sind alters- und herkunftsspezifische Angebote zu entwickeln, die aktuelle
Tendenzen und Erkenntnisse ebenso berücksichtigen wie kiezspezifische Gegebenheiten. Dabei gilt es zu
beachten, dass neben den außerordentlich wichtigen Orientierungs- und Lebenshilfen im Übergang von
Schule zum Berufsleben, die in erster Linie persönliche Perspektiven in Beruf und Gesellschaft eröffnen
sollen, auch sport- und erlebnisorientierte Freizeitangebote sowie Kinder- und Jugenderholungsmaßnahmen
wichtige Angebotsfelder sind.

5. Abteilung Jugend, Bildung und Sport

Im Jahr 2004 konnten in 22 öffentlichen Jugendfreizeiteinrichtungen 2.173 Plätze bereit gehalten
werden.

Das Jugendamt hat im Jahre 2004 per Beschluss des JHA insgesamt  23 Projekte von Trägern der
freien Jugendhilfe mit insgesamt 1.301.119 € gefördert.
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Zusätzlich finanzierte das Bezirksamt auf der Grundlage eines Leistungsvertrages das Projekt Kleine
Kantine in freier Trägerschaft am Standort Parkaue 25 in Höhe von 78.763 €.

Für zwei Schulstationen wurden 152.000 € auf der Basis von Zuwendungsverträgen zur Verfügung
gestellt. Eine Förderung von weiteren 11 Trägern der freien Jugendhilfe erfolgte durch die mietent-
geltfreie Überlassung von Räumen.

Geförderte Träger der freien Jugendhilfe haben in Lichtenberg insgesamt in 30 Jugendfreizeiteinrich-
tungen 2.131 Plätze betrieben. Für Kinder- und Jugenderholungsmaßnahmen, standen im Jahr 2004
Mittel in Höhe von 96.100 € bereit.

Über BVV Sondermittel konnten 7 Jugendprojekte mit insgesamt 6.627 € gefördert werden.

Das Gesamtvolumen der an Träger der freien Jugendhilfe ausgereichten Mittel betrug im Jahr 2004
1.584.364 €.

 2003 2004 
Anzahl der Jugendfreizeiteinrichtungen 25 22 
Angebotsstunden (Produkt 78387) 106.850 ca.106.000 

(Prognosewert) 
Anzahl der Stellen für pädagogische Mitarbeiter in 
Jugendfreizeiteinrichtungen 

 
87 

 
65 

 
Anzahl Praktikanten in Jugendfreizeiteinrichtungen 

 
11 

 
38 

 
Besuche in Jugendfreizeiteinrichtungen 

 
279.989 

 
300.000 

 Im Jahr 2003 wurden in 25 öffentlichen Jugendfreizeiteinrichtungen 106.850 Angebotsstunden im
Produkt Allgemeine Jugendförderung erbracht. Im Jahr 2004 werden die 22 öffentlichen Jugend-
freizeiteinrichtungen lt. Prognoserechnung diese Anzahl annähernd erreichen. Dieses Ergebnis ist dem
hohen Engagement der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in den öffentlichen Jugendfreizeiteinrichtungen
und dem Einsatz von ehrenamtlichen Helfern und Praktikanten zu danken. Im Jahr 2004 werden vo-
raussichtlich mehr als 300.000 Besuche zu verzeichnen sein. Das bedeutet eine Steigerung um 7% im
Vergleich zum Jahr 2003.

Im Jahr 2004 legte der Fachbereich 1 des Jugendamtes die Fachdienste Trägeraufgaben und
Gewährleistungsaufgaben zu einem Fachdienst zusammen. Diese Zusammenlegung hatte personelle
Auswirkungen. Im Fachbereich 1 arbeiteten im Jahr 2004 13 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (2003:
16).

Die Durchführung von Kinder- und Jugenderholungsmaßnahmen ist an Träger der freien Jugendhilfe
abgegeben worden. Die pädagogische Sachbearbeitung der öffentlichen Jugendfreizeiteinrichtungen
wird insbesondere für die konzeptionelle Begleitung durch die für die Regionen zuständigen
Sozialarbeiterinnen übernommen.

Arbeitsschwerpunkte und Projekte 2004:

 w Modellprojekt Gender Mainstreaming
 w Informationsveranstaltung im Rahmen der politischen Bildungsarbeit zu aktuellen Trends
         und Strategien der rechtsextremen Szene und sich daraus ergebende Handlungsansätze
         im Mai 2004
 w Jugendkulturtage Lichtenberg im Mai 2004
 w Mädchenaktionstag im Juni 2004
 w Fete de la Musique im Juni 2004
 w Lange Nacht der Lichtenberger Jugendfreizeiteinrichtungen im August 2004
 w Politische Bildungsveranstaltung zum Thema Antisemitismus - aktuelle Erschei-
         nungsformen und Handlungsmöglichkeiten in der Jugendarbeit im August 2004
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 w Bandwettbewerb der Jugendfreizeiteinrichtungen „Arche“ und „TC“ im September 2004
 w Lichtenberger Jugendkonferenz im Oktober 2004
 w Berufsworkshop für Mädchen im November 2004
 w Selbstevaluation auf der Grundlage des Handbuches „Qualitätsmanagement der Berliner
         Jugendfreizeitstätten“ im Dezember 2004
 w Einrichtungsübergreifendes Suchtpräventionsprojekt Dezember 2004
 w Sportaktivitäten im Rahmen der Suchtprävention in den Frühjahrs-, Sommer- und Herbst-

   ferien 2004

Diese Projekte wurde sehr gut angenommen und hatten eine große Resonanz bei den entsprechenden
Zielgruppen (Kinder, Jugendliche, Familien, Sozialarbeiter, Erzieher).

Gender Mainstreaming

Das Modellprojekt „Gender Mainstreaming im Handbuch Qualitätsmanagement der Berliner Jugendhilfe“
des Fachbereiches 1 des Jugendamtes wurde abgeschlossen. Wie geplant sind die Kapitel 2 „Kernaktivitäten
zur Arbeitsorganisation“ und Kapitel 5 „Offener Bereich in der Offenen Jugendarbeit“ im Handbuch
Qualitätsmanagement der Berliner Jugendhilfe gendergemäß überarbeitet. Zusätzlich ist das Kapitel 1
„Grundlegende Ziele und Handlungsorientierungen“ des Handbuches bearbeitet worden. Die Ergebnisse
wurden in verschiedenen Gremien (Fachbereichsleiter-Runde, Jug AL-Runde, bezirkliches Steue-
rungsgremium, öffentliche Präsentation im Rathaus Lichtenberg, Jugendamt Neukölln) präsentiert. Diese
Kapitel werden in der Neuauflage durch die Senatsverwaltung für Jugend im Jahr 2005 Berücksichtigung
finden. Das Modellprojekt Lichtenberg wurde im Jugendamt Neukölln präsentiert. Die Überarbeitung
weiterer Kapitel des Handbuches erfolgt zur Zeit durch das Jugendamt Neukölln.

Der Fachbereich 1 beteiligt sich an der Weiterentwicklung des QM-Handbuches und arbeitet in der
Projektgruppe des QM-Handbuches zum Schwerpunkt „Mädchen- und Jungenarbeit / geschlechtsdif-
ferenzierte Jugendarbeit“ mit.

Zur Zeit wird im Fachbereich 1 des Jugendamtes ein Modellprojekt zur Jungenarbeit entwickelt.
Der Fachbereich 1 beteiligt sich mit dem Produkt „Allgemeine Kinder- und Jugendförderung“ am

Modellprojekt „Gender-Budgetierung“ des Bezirksamtes.
Im Juni 2004 fand der 5. einrichtungsübergreifende Mädchenaktionstag in der Jugendfreizeit-

einrichtung „eastside“ statt. Die vielfältigen Angebote wurden von ca. 70 Mädchen aus dem ganzen
Bezirk gut angenommen.

Wie bereits in den vergangenen Jahren führte das BA-Lichtenberg der Fachbereich Allgemeine Förderung
von jungen Menschen und Familien gemeinsam mit der Bundesagentur für Arbeit, Agentur für Arbeit Berlin
Ost, dem Förderverein für arbeitslose Jugendliche (FVAJ e.V.) sowie dem Mädchenarbeitskreis Lichtenberg
einen Berufsworkshop für Mädchen durch. Die Veranstaltung fand im November 20004 in der JFE
„Tierparkclub statt. Die Mädchen konnten sich in den Berufen Hotelfachfrau, Friseurin, Medien-
gestalterin, Reiseverkehrskauffrau, Physiotherapeutin, Altenpflegerin und Polizistin im mittleren Dienst
informieren und praktisch ausprobieren. Anmeldeformulare wurden in allen Jugendfreizeiteinrichtungen
in öffentlicher und freier Trägerschaft sowie an allen Haupt-, Gesamt-, Realschulen und Gymnasien
für die Schülerinnen der Klassenstufen 9 und 10, bzw.  11 und 12 verteilt. Insgesamt nahmen 62
Mädchen diese Möglichkeit der Berufsorientierung für sich wahr.

Baumaßnahmen

Auf der Grundlage der Prioritätenliste wurden 5 Bauunterhaltungsmaßnahmen in öffentlichen Jugendfrei-
zeiteinrichtungen im Umfang von 85.000 € durchgeführt.

Die Jugendfreizeiteinrichtung „Napf“ (bisher Pfarrstraße 139) konnte am 08.11.2004 in das neue
Sportfunktions- und Jugendfreizeitgebäude in der Hauffstraße 13 einziehen.
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Fachbereich 2 - Tagesbetreuung von Kindern

Die Arbeit des Fachbereiches wurde im Jahr 2004 durch folgende Schwerpunktaufgaben bestimmt:

 w Planung und Bereitstellung bedarfsgerechter Betreuungsangebote in
         Kindertagesstätten sowie in Tageseinzel- und Tagesgroßpflegestellen,
 w Sicherung und Optimierung der Qualität des Betreuungsangebotes,
 w Übertragung von öffentlichen Kindertagesstätten an freie Träger

Es ist dem Jugendamt Lichtenberg auch im Jahre 2004 gelungen, allen Kindern, deren Eltern im
Jugendamt einen Antrag auf Tagesbetreuung gestellt haben, einen Kitaplatz zur Verfügung zu stellen.
Mit Stand 01.10.2004 (Dienstkräfteanmeldung) wurden 5.108 Plätze vertraglich vergeben. Im
Jahresdurchschnitt lag die Betreuung in Tagespflegestellen bei 75 Kindern.

Per 01.01.2004 bestanden 51 kommunale Kindertagesstätten im Bezirk Lichtenberg. Durch
Übertragungen in freie Trägerschaft arbeiten per 01.01.2005 noch 39 kommunale Kindertagesstätten.

Zum 01.01.2004 wurde das Kita-Kosten-Beteiligungsgesetz - Änderungsgesetz in Kraft gesetzt.
Bis Ende März erhielten alle 6.085 Eltern einen neuen Kostenbescheid. Bei 68,29% der Eltern konnte
eine geringere monatliche Kostenbeteiligung festgesetzt werden. Bei 36,58% der Eltern mussten die
monatlichen Kostenbeiträge erhöht werden. In den höheren Einkommensgruppen lag die Erhöhung
der Kostenbeiträge monatlich zwischen 50 und 180 €.

Aufgrund der geänderten Kostenbeteiligungen kam es zu 21 Kündigungen und es wurden 108
Anträge auf Stundenreduzierung eingereicht. Gegen die gesetzliche Erhöhung sind 9 Eltern in
Widerspruch gegangen.

Der erhöhte Arbeitsaufwand im I. Quartal 2004 erforderte von den Mitarbeiterinnen in der
Kitakostenstelle einen hohen persönlichen Einsatz. Die Erstellung der Bescheide konnte nur durch
Mehrarbeitszeit kompensiert werden.
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Ab 20.10.2003 wurde bereits im Vorgriff auf das neue Schulgesetz die örtliche Zuständigkeit der
Hortbetreuung aus den Kindertagesstätten für 555 Hortkinder an die Grundschulen in den OGB
verlagert. Die Horterzieherinnen aus den Kindertagesstätten wurden ab diesem Zeitpunkt an die
Grundschulen in den Offenen Ganztagsbetrieb abgeordnet. Mit Wirkung vom 01.01.2004 wurden
18 Horterzieherinnen aus den Kindertagesstätten an den OGB versetzt und durch die Senatsverwaltung
für Bildung, Jugend und Sport übernommen. Von den 555 Eltern haben ab 01.03.2004 insgesamt
463 Eltern einen Hortvertrag mit dem OGB abgeschlossen. 92 Eltern haben ihre Kinder nicht mehr in
den Grundschulen im OGB ab 01.03.2004 betreuen lassen.

Am 01.06.2004 wurde die Kita Bernhard – Bästlein – Str. 44/46 nach 4- jährigen umfangreichen
Baumaßnahmen wiedereröffnet. Für die Kinder sind Räume entstanden, die zu einer neuen Lebensqua-
lität bei der Umsetzung der Betreuungs-, Bildungs- und Erziehungsqualität beitragen sollen. Ausge-
zeichnet fügt sich das Gebäude in das Wohnensemble ein. Die Kita wurde so gestaltet, dass auch
behinderte Kinder barrierefrei alle Räume nutzen können.

Im Rahmen des Umweltentlastungsprogramms – UEP – wurden im Zeitraum von September 2003
bis April/Mai 2004 folgende Kindertagesstätten saniert:

 w Kita Sewanstr. 197/199
 w Kita Schulze – Boysen – Str. 22/24
 w Kita Reriker Str. 18/20

Die durchgeführten Sanierungsmaßnahmen (Dach, Außenwände, Fenster, Außentüren) an den Kita
– Gebäuden hatten das Ziel, die Energieverbrauchswerte zu senken und somit den Energiestandard
der Kindertagesstätten auf ein fortschrittliches, umweltvorteilhaftes Niveau anzuheben. Gleichzeitig
diente die Maßnahme der Verbesserung der Betreuungsqualität in den Kindertagesstätten.

Der Bewilligungsbescheid zur Instandsetzung und Modernisierung des Gebäudes der Kita Wön-
nichstr. 60/62 liegt dem Fachbereich 2 seit Anfang August 2004 vor. Die Förderung erfolgt nach der
Verwaltungsvorschrift über die Gewährung von Zuwendungen für wohnumfeldverbessernde Maß-
nahmen, zur städtischen und lokalen Infrastruktur und zur Aufwertung von Großsiedlungen und
Gebieten mit besonderem Entwicklungsbedarf sowie Sanierungs- und Stadtumbaugebieten. Der Freizug
der Kita erfolgte ab 01.10.2004 und wird voraussichtlich für ein Jahr notwendig sein. Die Kinder
wechselten im Gruppenverband mit ihren Erzieherinnen in die Kitas Harnackstr. 7/9, Schulze – Boysen
- Str. 22/24 und John – Sieg - Str. 1/3.

Mit Beginn des Kita-Jahres 2004/2005 wurde allen Kindertagesstätten das „Berliner Bildungspro-
gramm für die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen bis zu ihrem Schul-
eintritt“ übergeben. Gleichzeitig erhielten alle Kita-Eltern eine Kurzfassung des neuen Bildungspro-
gramms in Form einer Broschüre. Der Bezirkselternausschuss informierte sich im Rahmen seiner Sit-
zung im Oktober 2004 zu den Ansprüchen des Programms.

Das Programm ist für alle Kindertagesstätten als verbindliches Material erklärt. Hier wird fundiert
und differenziert beschrieben, welche Bildungsprozesse Kindern im Verlaufe ihres Kita-Lebens bis zum
Schuleintritt ermöglicht werden sollten und welche Bildungsaufgaben sich daraus für jede einzelne
Erzieherin ergeben. Im Zentrum des Programms stehen 7 Bildungsbereiche, wobei der Sprachförderung
eine zentrale Bedeutung zukommt.

Die Einführung und Umsetzung des Berliner Bildungsprogramms in die Praxis ist und wird zentrale
Aufgabe eines jeden Trägers und jeder Kita in den nächsten Monaten und Jahren sein. Alle Lich-tenberger
Leiterinnen der kommunalen Kindertagesstätten erhielten ab Dezember 2004 eine 2-tägige Schulung zur
Einführung des Programms durch die Multiplikatoren der Kita-Beratung, um eine qualifizierte Einführung
in den Kita-Teams vorzunehmen.
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Im Bezirksamt Lichtenberg gibt es sowohl Kindertagesstätten, die selbstkochende Einrichtungen
sind, als auch Kindertagesstätten die die Beköstigung durch Außenanbieter realisieren. Am 02.06.2004
führte das Jugendamt eine Expertenanhörung über „Gesunde Ernährung in Kindertagesstätten“ durch.
Auf dieser Veranstaltung stellten interne und externe Fachleute die unterschiedlichsten Beköstigungs-
formen unter dem Aspekt der gesunden Ernährung vor.

Die Kita Hauptstr. 6T wurde für 100 Kinder gebaut und konnte im August 1999 in Betrieb genommen
werden. Da sich die Kita in Nähe des Rummelsburger Ufers befindet, bestand von Anfang an das
Problem, dass sich die herkömmlichen Sonnenschirme und Sonnensegel aufgrund des vorherrschenden
Windes als unbrauchbar erwiesen. Die Kita erhielt von der IKEA – Stiftung eine Spende in Höhe von
12.760,00 € zur Umsetzung des Projektes. Durch das hohe Engagement von Eltern gelang es, noch
weitere Firmen für das Projekt zu gewinnen. Am 18.08.2004 konnte der Kitaspielplatz mit dem
besonderen Sonnendach, das aus neun dreieckigen Segeltüchern besteht, feierlich eingeweiht werden.

Im September 2004 wurde in einer Vorschulgruppe des Kitaverbundes Römerweg 106/112 im
Interesse einer besseren Förderung der Kinder nichtdeutscher Herkunftssprache und unter Einbe-
ziehung neuer Erkenntnisse zum frühkindlichen Spracherwerb ein bilinguales Projekt (russisch-deutsch)
begonnen. Das Konzept dieses Projektes wurde in enger Zusammenarbeit mit der benachbarten Eu-
ropaschule erarbeitet. Ziel ist es, den Kindern einen kontinuierlichen Übergang von der Kindertages-
stätte in die Schule zu ermöglichen.

In allen Kindertagesstätten wurde die Sprachstandsfeststellung „Deutsch Plus“ mit allen Vor-
schulkindern durchgeführt. Im Vorfeld erfolgte durch den Fachbereich 2 und der Kita – Beratung
eine Anleitung der Kitaleiterinnen. Alle Eltern wurden über das Vorhaben in den Kindertagesstätten
informiert.

Im Jahr 2004 wurden 8 kommunale Kindertagesstätten mit 1.084 Plätzen an freie Träger übertragen.

1. Kita Schleizer Str. 62 zum 01.01.04 an urban – consult gGmbH 
2. Kita Charlottenstr. 3a/b zum 01.04.04 an AWO Berlin KV Südost e.V. 
3. Kita Massower Str. 21/23 zum 01.05.04 an Jugend- und Sozialwerk gGmbH 
4. Kita Hedwigstr. 9/10 zum 01.07.04 an Sozialdiakonische Jugendarbeit 

Lichtenberg e.V. 
5. Kita Dierhagener Str. 1/3 zum 01.08.04 an Kinderhaus Berlin-Mark Brandenburg  
6. Kita R.-Seiffert-Str. 26/28 zum 01.09.04 an Sozialdiakonische Jugendarbeit 

Lichtenberg e.V. 
7. Kita Plonzstr. 22 zum 01.09.04 an Forum Soziale Dienste e.V. 
8. Kita Wönnichstr. 72/74 zum 01.10.04 an Evangelisches Jugend- und Fürsorgewerk 

gGmbH 
 Der Durchschnitt der Erzieherinnen, die 2004 eine Bereitschaft zum Trägerwechsel zeigten, lag im

Bezirk bei 57,1 %.

Im Jahr 2005 wird der Übertragungsprozess fortgesetzt. Ziel ist es, bis zum 01.07.05  66% der
vorhandenen Kitaplätze an freie Träger zu übertragen.

Fachbereich 3 – Erziehungs- und Familienberatung

Schwerpunkt der Arbeit des Fachbereichs war auch im Jahr 2004 die Sicherung der Versorgung
Lichtenberger Familien mit Leistungen der Erziehungs- und Familienberatung, sowohl durch eigene
Beratungsleistungen als auch durch die Gewährleistung von Beratungsstellen freier Träger. Insgesamt
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wurde in 2004 mit etwa 1.200 Familien gearbeitet, davon ca. 900 Beratungsfälle abgeschlossen. Zur
Senkung der Infrastrukturkosten hatte der Fachbereich zum Ende des Jahres 2003 zwei Standorte
aufgegeben und die Angebote im Objekt Zum Hechtgraben 1 konzentriert.

Parallel beteiligte sich der Fachbereich im Rahmen seiner fachdienstlichen Tätigkeit an der
Hilfeplanung bei Hilfen zur Erziehung, speziell bei therapeutischen Hilfen. Weitere Schwerpunkte
waren Leistungen des begleiteten Umgangs sowie der Aufbau eines Begutachtungsverfahrens bei
Vollzeitpflege mit erweitertem Förderbedarf.

Der Fachbereich führte weiterhin Familienbildungsangebote in Kooperation mit anderen
Einrichtungen, wie Kitas, Schulen und Nachbarschaftszentren durch.

Die pädagogisch- psychologische Fachberatung für die kommunalen Kindertagesstätten hatte in
2004 insbesondere den Schwerpunkt der Einführung des Berliner Bildungsprogramms. In einer ersten
Phase wurden die Leitungskräfte von 39 Kitas in zweitägigen Fortbildungen qualifiziert.

Am 16.11.2004 führte das Jugendamt eine Konferenz zur gesunden Entwicklung von Kindern
(Kindergesundheitskonferenz) durch. Im Mittelpunkt standen Berichte, Projektvorstellungen und
Beispiele aus der praktischen Arbeit der Kindertagesstätten im Bezirk. Mitarbeiterinnen aus den
Kitas stellten ihre Ergebnisse den Teilnehmern der Konferenz vor. Die Ergebnisse sind auf der
Internetseite des Jugendamts dokumentiert.

Fachbereich 4 – Familienunterstüzende Hilfen

Die Fortführung der Arbeit in der Jugendhilfe war 2004 geprägt vom Leitbild „Jugendhilfe in Berlin“.
Kern dieses Leitbildes ist die weitere Sicherung einer hohen Qualität in der Jugendhilfe und die

Optimierung der Entscheidungsprozesse. Um dies zu erreichen, sollen Aufgaben ausgelagert und
Sozialraumorientierung als Arbeitsansatz und Steuerungsinstrument eingeführt werden.

Zur Einführung der Sozialraumorientierung im Bezirk Lichtenberg wurde durch den Jugendhilfe-
ausschuss ein Konzept beschlossen; es fanden workshops und Vorträge in der freien und öffentlichen
Jugendhilfe statt.

Mit der Koordinierung beauftragte der Jugendhilfeausschuss ein Steuerungsgremium.

Mit Bezug auf das Konzept Sozialraumorientierung nach Prof. Hinte von der Universität Essen
wurde die Falleingangsphase in den sozialpädagogischen Diensten des Fachbereiches 4 – Familien-
unterstützende Hilfen - überarbeitet .

Die Festlegungen von Hartz IV führten zu einer Änderung des AG KJHG. Zukünftig werden Hilfen
zum Lebensunterhalt für allein erziehende Mütter mit Beistandschaften nicht mehr im Fachbereich 4
gewährt. Die Ausgestaltung der neuen Aufgaben, die Auflösung des Fachdienstes Materielle Hilfen,
die Überleitung der KlientInnen und des Personals in das Sozialamt und die Arbeitsgemeinschaft
Agentur für Arbeit und Bezirksamts Lichtenberg standen im Mittelpunkt des letzten halben Jahres.

Ausgehend von den Leitbildern stand im Jahr 2004 weiter im Mittelpunkt die Frage, wie müssen
fachliche Standards und Angebote verändert werden, um Leistungen nach dem SGB VIII zu erbringen
und gleichzeitig die Kosten zu senken. Vorrangiges Ziel war es die Hilfen weiter zu qualifizieren und
zu optimieren.

Durch diese Fragestellung konzentrierte sich ein großer Teil der fachlichen Verständigung auf die
Falleingangsphase und die Hilfeplanung. Ressourcenorientiertes Vorgehen, welches auf konkrete Ziele
hinarbeitet und die Familien in ihrer Verantwortung belässt, führt die Familien in erste Linie auf eigene
und familiäre Ressourcen zurück. Ergänzend werden sozialräumliche Ressourcen einbezogen und
entwickelt und damit institutionelle Hilfen eingrenzt.
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Bei der Überarbeitung der Falleingangsphase und der Hilfeplanung fanden Arbeitsprinzipien nach
Prof. Hinte, wie Orientierung am Willen der Betroffenen, Kooperation im sozialen Raum, aktivierende
Sozialarbeit verstärkt Eingang.Durch die Fokussierung auf klare Zielorientierung und mehr Sozial-
raumressourcen konnten die Familien Lösungen entwickeln, in denen sie mehr Verantwortung
übernehmen. Das Verhältnis von ersetzenden Hilfen konnte zugunsten von unterstützenden verändert
werden.



73

Veränderungen in den  Hilfen zur Erziehung erfolgen weil:

 w mit den BürgerInnen verstärkt andere als institutionelle Lösungen gefunden wurden,
 w in der Kooperation mit anderen professionellen HelferInnen stärker die Möglichkei-
         ten und Grenzen der sozialpädagogischen Dienste thematisiert wurden,
 w Vor- und Nachrang gegenüber anderen Leistungsträgern noch mehr in den Mittel-
         punkt rückte,
 w in der Hilfeplanung Fragen der Effektivität und Effizienz immer größeren Raum einnehmen.

Wird ein Bedarf an Hilfen zur Erziehung festgestellt, werden die Leistungsberechtigten entsprechend
§ 5 SGB VIII, Wunsch- und Wahlrecht, an der Auswahl des Leistungsanbieters beteiligt.

Die häufigsten Anlässe für Hilfen zur Erziehung bilden Symptome belasteter Beziehungen im familiären
Bereich:

 w Beziehungsstörungen zwischen Eltern und Kindern,
 w Gedeihstörungen / Entwicklungsstörungen von Kindern,
 w Suchtmittelabhängigkeit - insbesondere Alkoholismus,
 w Reaktionen auf unverarbeiteten Missbrauch oder Misshandlung der
         Erziehungspersonen in ihrer eigenen Kindheit,
 w verunglückte Trennungs- und Scheidungsprozesse der Eltern,
 w aus dem Ruder laufende Stiefeltern- oder Ein-Eltern-Familien
 w körperliche, sexuelle und seelische Misshandlung und/oder Vernach-
         lässigung eines Kindes oder Jugendlichen,
 w seelische Behinderung eines jungen Menschen,
 w Schulschwierigkeiten, Schulverweigerung, Leistungsprobleme, Schul-
         angst, Lehrer - Schüler – Konflikte,
 w Verhaltensunsicherheit von Eltern und/oder Kindern,
 w Aggressivität (jeweils als Problem der Jugendlichen und I oder der Eltern),
 w Überforderung der Eltern,
 w Inkonsequenter Erziehungsstil der Eltern,
 w Inadäquates Sozialverhalten von Eltern und /oder Kindern,
 w Überbehütung als Erziehungshaltung der Eltern,
 w Nachbetreuungsbedarf junger Menschen.

Zielsetzungen bei der Hilfeplanung:

 w Sicherung des Verbleibs eines Kindes oder Jugendlichen in der Herkunftsfamilie,
 w die Unterbringung eines Kindes oder Jugendlichen außerhalb der Herkunftsfamilie
         mit dem Ziel der Rückkehr in die Herkunftsfamilie,
 w familienersetzende Fremderziehung eines Kindes oder Jugendlichen in einer Ersatz-
         familie oder im Heim als geschützte Chance zur Verselbständigung,
 w Entwicklung der Persönlichkeit eines jungen Menschen zum störungsarmen Umgang
         mit sich selbst und anderen Menschen bzw. seine Nachbetreuung nach einer voran-
         gegangenen Fremdunterbringung.

Statistik

 2002  2003 2004 
stationäre Unterbringungen  
nach SGB VIII –  Heimerziehung  
im Jahresdurchschnitt  

 
 

637  

 
 

669 

 
 

546 
stationäre Unterbringungen  
nach SGB VIII –  Vollzeitpflege  
im Jahresdurchschnitt  

 
 

243  

 
 

209 

 
 

186 
Ambulante Hilfen     
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Besonders sozial benachteiligte und individuell beeinträchtigte junge Menschen benötigen Unterstützung
bei der Eingliederung in die Arbeitswelt und bei der sozialen Integration.

Die Jugendhilfe stellt den sozialpädagogischen Betreuungsbedarf fest, um geeignete Hilfsangebote
zur Überwindung der Schwierigkeiten anzubieten. Hierbei orientieret sich die Jugendberufshilfe
verstärkt auf das Befähigen junger Menschen Tagesstrukturen anzunehmen, mit dem Ziel, sie in die
Förderungen des SGB III (ab 1.1.2005 auch SGB II), in betriebliche Ausbildungen oder direkt in
Arbeit zu vermitteln.

Auf dieser Grundlage konnte in Kooperation zwischen der Agentur für Arbeit und dem Jugendamt
ein Angebot für junge Menschen entwickelt werden, das von beiden Beteiligten finanziert wird. Diese
Aktivierungshilfen haben das Ziel, die besonderen sozialen Schwierigkeiten der jungen Menschen
abzubauen und überwinden zu helfen, damit sie in die Maßnahmen der Agentur für Arbeit integriert
werden können. Während dieser Aktivierungshilfe, die auf ein halbes Jahr pro Teilnehmer begrenzt
ist, stellt die Agentur für Arbeit bereits einen Maßnahmebetreuer zur Verfügung, um die Übergänge in
ihre Angebote vorzubereiten.

Im Jahr 2004 gab es 58 laufende Jugendberufshilfen, wovon 23 neu begonnen haben. 26 Hilfen
wurden beendet, davon 15 erfolgreich und 11 nicht erfolgreich. Von den 26 beendeten Hilfen waren
17 Vollausbildungen, wovon 9 erfolgreich und 8 nicht erfolgreich abgeschlossen wurden. Die weiteren
9 Hilfen waren Berufsvorbereitungen/ Berufsorientierungen, wovon 6 erfolgreich und 3 nicht erfolgreich
waren.

Trotz vielfältiger Gesetzesänderungen gestaltet sich die Umsetzung des Unterhaltsrechtes für
minderjährige Kinder sowie junger Volljähriger nach wie vor sehr schwierig. Dies spiegelt sich in der
Anzahl und Nachfragen an Beratungsangeboten gemäß §18 Abs.1 und §52 a SGB VIII wieder.

Zu den Beratungsangeboten gehören z.B.

 w Unterhaltsberechnungen für minderjährige Kinder,
 w Beratung junger Volljähriger,
 w Betreuungsunterhalt nach § 1615 BGB,
 w Vaterschaftsanerkennungen,
 w Abgabe von Sorgeerklärungen,
 w Beantragung von Unterhaltsvorschussleistungen,

Durchschnittlich werden monatlich ca. 450 Beratungen/ Unterstützungen durchgeführt.
Im Berichtsjahr ist ein Anstieg der Geburten minderjähriger Mütter zu verzeichnen. Hierzu wurde

ein Informationsblatt erarbeitet und an Krankenhäuser, Bürgerämter usw. verteilt.

Auch die Anzahl der geführten Beistandschaften gemäß § 1712 BGB mit den Wirkungskreisen:

 w Feststellung der Vaterschaft,
 w Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen,
spiegelt den hohen Bedarf zur Unterhaltsproblematik minderjähriger Kinder wieder. Die Anzahl der
Fälle liegt bei 6.700. Ca. 2700 minderjährige Kinder, die das 12.Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, erhalten Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz.

stationäre Unterbringungen  
nach SGB VIII – Heimerziehung  
im Jahresdurchschnitt 
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im Jahresdurchschnitt 

 
 

243 

 
 

209 

 
 

186 
Ambulante Hilfen  
nach SGB VIII 
im Jahresdurchschnitt 

 
 

239 

 
 

245 

 
 

279 
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5.2. Amt für Schule, Bildung und Sport

Schulen

Mit der Inkraftsetzung des neuen Berliner Schulgesetzes ab 1. Februar 2004 sind diverse neue
Regelungen für die Berliner Schulen verbunden.

Im Jahr 2004 standen deshalb insbesondere die Fragen der Umsetzung dieses neuen Berliner
Schulgesetzes im Mittelpunkt der Arbeit aller Mitarbeiter/innen des Fachbereiches Schule. Dazu gehört
auch, die Sachkenntnis jeder Mitarbeiterin weiter so zu vertiefen, dass im Rahmen der jeweiligen
Aufgaben und Zuständigkeiten den Schüler/innen, Eltern und anderen Bürgern die Regelungen
verständlich erläutert werden können.

Schwerpunkte waren 2004 dabei insbesondere die Vorbereitung zur Einrichtung der 1. Klassen
für 2005/06 unter Berücksichtigung der im nächsten Jahr höheren Schulanfängerzahlen (bedingt durch
das jüngere Schuleintrittseintrittsalter von 5 ½ Jahren) und die Einführung der flexiblen Schuleingangs-
phase. Die Anmeldungen der Schulanfänger 2005/06 erfolgten durch die Eltern bereits in den ersten
beiden Novemberwochen 2004.

Im Jahr 2004 wurde im Fachbereich in Zusammenwirken mit der Außenstelle der Senatsverwaltung für
Bildung, Jugend und Sport ferner intensiv an der Umsetzung des durch das Bezirksamt Lichtenberg 2003
beschlossenen Schulentwicklungsplanes Lichtenberg 2003 bis 2007 gearbeitet. Dazu gehörte u. a. die
weitere Arbeit zur Umsetzung der mit dem Schulentwicklungsplan beschlossenen Fusionen zwischen dem
Johann-Gottfried-Herder- und dem Georg-Christoph-Lichtenberg-Gymnasium sowie dem Barnim- und
Descartes-Gymnasium. Die Fusion zwischen dem Oranke- und Pestalozzi-Gymnasium wurde mit
Beginn des Schuljahres 2004/05 vollzogen.

Wie im Schulentwicklungsplan 2003-2007 vorgesehen, wird aufgrund weiter zurückgehender
Schülerzahlen an weiteren Aktualisierungen des Schulentwicklungsplanes gearbeitet.

Die Schülerzahlentwicklung zeigt, dass zum Stichtag 24.09.2004 insgesamt 24.024 Kinder und
Jugendliche die 59 Lichtenberger Schulen besuchten, d. h. 1.744 Schüler/innen weniger als im Vorjahr
(zum Schuljahresbeginn 2003/2004 waren es 25.768 Schüler/innen). Davon besuchen 1.461 Schüler/
innen die 1. Klassen und 312 Kinder die Vorklassen der 26 Lichtenberger Grundschulen. Die Vorklassen
wurden 2004/05 letztmalig eingerichtet, das neue Schulgesetz sieht keine Vorklassen mehr vor.
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Schulart 

 
Anzahl der 

Schüler/innen 

davon Schüler/innen nicht-
deutscher Herkunftssprache 

(ndH) 
 
Grundschulen 

 
7888 

 
1780 

u. Vorklassenkinder 312 75 
 
Sonderschulen 

 
2130 

 
163 

u. Vorklassenkinder 38 11 
 
Hauptschulen 

 
866 

 
108 

 
Realschulen 

 
1751 

 
127 

 
Gesamtschulen 

 
5082 

 
751 

 
Gymnasien 

 
6307 

 
522 

davon in Förderklassen  
(ndH) 

105 105 

 

Im Ergebnis des jährlichen Übergangs von den Grund- zu den Oberschulen, durch Schulwechsel
und durch eine geringe Anzahl von Schüler/innen, die eine Klassenstufe wiederholen, ergab sich zum
Stichtag 24.09.2004, dass 1.647 Schüler/innen die neuen 7. Klassen besuchten; davon 811 Schüler/
innen in Oberschulen, die sich in Lichtenberg Nord, Mitte und Süd, und 836 Schüler/innen in Schulen,
die sich in Hohenschönhausen Nord und Süd befinden.

118 Schüler/innen konnten in die 5. Klassen der Johann-Gottfried-Herder-Oberschule und der
Descartes-Oberschule aufgenommen werden.

Die Verteilung der Schüler/innen auf die Schularten stellt sich im Einzelnen wie folgt dar:

Für das kommende Schuljahr 2005/06 wurden im November 2004 (Anmeldezeitraum) 2.357
zukünftige Schulanfänger angemeldet. Von diesen gegenwärtig angemeldeten Schulanfängern 2005/
06 sind ca. 300 Kinder nichtdeutscher Herkunftssprache.

Zeitgleich mit der Schulanmeldung war erstmals der Termin für die Abgabe der Anträge auf
ergänzende Betreuung in den Horten der Grundschulen. Für 1.498 Schulanfänger 2005/06 wurden
diese Betreuungsanträge eingereicht. Wie im Kitabereich seit einiger Zeit schon verbindlich, sind
diese Anträge jetzt auch für die Horte in den Grundschulen zunächst bezüglich der Anspruchs-
berechtigung durch das Amt für Schule, Bildung und Sport zu prüfen. Am Offenen Ganztagsbetrieb
(Hort) nahmen zum Stichtag 24.09.2004 insgesamt 3.768 Schüler/innen der Grund- und Sonderschulen
teil.

An 39 Schulen des Bezirkes Lichtenberg wurden von August bis Dezember 2004 insgesamt 145
Arbeitsgemeinschaften auf Honorarbasis durchgeführt.

Allen Schulanfängern des Jahres 2004 konnte wieder ein aktueller Schulwegplan, der den sichersten
Schulweg für die Grundschulkinder beschreibt, überreicht werden.

In beiden Lichtenberger Jugendverkehrsschulen fanden neben der obligatorischen Radfahrausbildung
auch diverse Veranstaltungen statt, so z. B. der „Tag des Schulanfängers“, die „Tage der offenen
Tür“, die Aktion „Toter Winkel“, die Schülerlotsenfeier, u.a. Die durch den Fachbereich Schule im
Amt für Schule, Bildung und Sport in Zusammenarbeit mit den Verkehrssicherheitsberatern der Polizei
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Maßnahme 1: Grundschule am Wilhelmsberg (11G18), Sandinostr. 8 in 
13055 Berlin 
Komplette Grundinstandsetzung des Sanitärtraktes einschl. 
der dazugehörigen Fassade 
 

697 T€ 

Maßnahme 2: Randow-Grundschule (11G26), Randowstr. 45 in 13057 
Berlin, Erneuerung der Fenster und Eingangstüren im 
Schulgebäude 
 

245 T€ 

organisierten Veranstaltungen wurden z. B. durch die DEKRA-Niederlassung Lichtenberg, die
Unfallkasse Berlin, die Lichtenberger Bibliotheken und verschiedene Schulen des Bezirks unterstützt.

Die beiden Standorte der Gartenarbeitsschule haben sich auch 2004 als ökologische Zentren weiter
profiliert. Die Angebote der Gartenarbeitsschulen zur Unterstützung fächerübergreifender Umwelterziehung,
zur Gestaltung von Projekttagen u. a werden von den Schulen des Bezirkes gern angenommen. Weiterhin
werden in verstärktem Maße die Schulen durch die Gartenarbeitsschule mit dem notwendigen Pflanz- und
Saatgut versorgt.

Für die materielle Ausstattung des Unterrichts an den Schulen des Bezirkes wurden im Jahr 2004
insgesamt 1.778.342,19 € aufgewendet. Insbesondere betrifft das die Ausstattung der Schulen mit
Lehrbüchern, Kopiervorlagen, Lehrmitteln, Geräten, die Ausstattungen für Fachunterrichtsräume, die
Ausstattungen für Klassenräume, die Reparaturen von Tafeln, die Wartung und Reparaturen an
Feuerlöschern und Sportgeräten sowie die Anmietung von Kopiergeräten und Risographen für die
Schulen.

Bezogen auf die Gesamtschülerzahl (25.368 = Berechnungsgrundlage gemäß Oktoberstatistik 2003)
wurden damit im Jahr 2004 im Durchschnitt 70,10 € je Schüler verausgabt.

Für die Beschaffung von Spiel- und Beschäftigungsmaterial für die Betreuung im Offenen Ganztagsbetrieb
wurden im Jahr 2004 insgesamt 43.242,55 € verausgabt, was einer durchschnittlichen Ausgabe von
11,80 € je Teilnehmer/in entspricht.

Zur Gewährleistung der Essenversorgung der Schüler und Schülerinnen, die nicht am Offenen
Ganztagsbetrieb teilnehmen, wurden mit Essenlieferanten entsprechende Rahmenverträge abgeschlossen.
Die Bereitstellung des Mittagessens erfolgt auf der Basis abgeschlossener privatrechtlicher Verträge zwischen
den Essenlieferanten und den Erziehungsberechtigten.

Für die Beförderung behinderter Kinder vom Wohnort zum Schulstandort und zurück wurden im
Jahr 2004 finanzielle Mittel in Höhe von 1.474,2 T€ verausgabt.

Für die Beförderung der Schüler/Innen zum Unterricht in den Jugendverkehrs- und Gartenarbeitsschulen
sowie zum Schwimmunterricht wurden im Jahr 2004 insgesamt 112,8 T€  aufgewendet.

107 Liegenschaften (Schul- und Sportstandorte) mit 212 Gebäuden (Schulgebäude, Sporthallen,
MUR, MZG, Sportfunktionsgebäude) befinden sich derzeitig im Fachvermögen (Gebäude unter 30
m² bebaute Fläche wurden nicht ausgewiesen, z. B. Bungalows). Davon sind 82 Liegenschaften mit
180 Gebäuden dem Bereich Schule und 25 Liegenschaften mit   32 Gebäuden dem Bereich Sport
zugeordnet.

Folgende bauliche Sanierungsmaßnahmen wurden im Rahmen des Schul- und Sportstätten-
sanierungsprogramms 2004 durchgeführt:

Maßnahmen auf der Grundlage des bezirklichen Zumessungsbetrages unter Einbeziehung der
beschäftigungsschaffenden Infrastrukturförderung (BSI):
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Zusätzlich konnte eine Maßnahme durch gute Submissionsergebnisse realisiert werden:

Die Erneuerung des Sporthallenbodens und die Sanierung der umlfd. 
Hallenteilwände der Sporthalle der Richard-Wagner-Grundschule, Ehrenfelsstr. 
36 in 10318 Berlin 

75 T€ 

 

Maßnahmen aus dem Programmvolumen für eine politische Schwerpunktsetzung unter Ein-
beziehung der beschäftigungsschaffenden Infrastrukturförderung (BSI):

Maßnahme 6: Fortführung der Grundinstandsetzung der Tonnensporthalle 
(2.BA) am Standort der George -Orwell-Oberschule (11R01), 
Sewanstr. 223 in 10319 Berlin 
 

520 T€ 

Maßnahme 7: Carl-von-Linnè-Schule (11S07), Paul-Junius-Str. 15 in 10367 
Berlin 
2. BA, Fortsetzung der Fenster-,  Fassaden- u. 
Terrassensanierung  – Haus IV- 
 

1.044 T€ 

Maßnahme 8: Sporthalle Hauptstr. 8 in 13055 Berlin 
Primärerschließung ,Wegebau und Einfriedung 
 

78 T€ 

Maßnahme 9: Sporthalle Rudolf-Seiffert-Str. 37 in 10369 Berlin 
Primärerschließung, Wegebau und Einfriedung 

75 T€ 
 

 

Komplette Grundinstandsetzung des Sanitärtraktes einschl. 
der dazugehörigen Fassade 
 

Maßnahme 2: Randow-Grundschule (11G26), Randowstr. 45 in 13057 
Berlin, Erneuerung der Fenster und Eingangstüren im 
Schulgebäude 
 

245 T€ 

Maßnahme 3: Lew-Tolstoi-Grundschule (11G12), Römerweg 120 in 10318 
Berlin, Erneuerung der Fenster und Eingangstüren im 
Schulgebäude 
 

483 T€ 

Maßnahme 4: Selma-Lagerlöf-Schule (11S06), Bernhard-Bästlein-Str. 56 in 
10367 Berlin 
Klassenraumseitige Erneuerung der Fenster (1. BA) und 
Erneuerung der Eingangstüren im Schulgebäude 
 

113 T€ 

Maßnahme 5: Erneuerung des sandverfüllten Kunststoffrasenbelages im 
Stadion Friedrichsfelde, einschließlich der Errichtung der und 
der Gestaltung der benachbarten Kleinsport- und Wegeflächen 

418 T€ 

 

Gesamtfinanzierung der bewilligten Maßnahmen für 2004             =                  3.748.000,00 €

Für die Bauunterhaltung an Schulen standen 2004 im Ansatz 1.300.000 €  zur Verfügung. Zusätzlich
wurden über Verstärkungsmittel 616.000 € für die Große Bauunterhaltung zur Verfügung gestellt. Daneben
standen 170.000 € für die kleine Bauunterhaltung und 40.080 €  für Baumaßnahmen im IT Bereich der
Schulen zur Verfügung.

Mit dieser Zumessung der finanziellen Mittel für die Bauunterhaltung für das Jahr 2004 konnten nur
noch punktuell kleinere Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur Betriebsaufrechterhaltung (Wartung,
bau- und bauausrüstungsseitige Reparaturen, Erneuerung defekter Telefonanlagen, Erneuerung not-
wendiger Stromkreise, Revisionen etc.) durchgeführt werden. Nur durch die Zuführung von Verstär-
kungsmitteln konnten darüber hinaus die Erneuerung einzelner Fenster, Eigenbeteiligungen der Abteilung
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bei Sonderprogrammen – z. B. IZBB, Cids-Projekt, städtebaulicher Denkmalschutz –, Erneuerung
einzelner Fachräume, Umsetzung neuer HA-Stationen aus aufgegebenen Schulen, Erneuerung
Spielfeldmarkierung in einer Sporthalle, Gebäudesicherung aufgegebener Schulen, Teilsanierung eines
Sporthallensanitärtraktes etc.) abgesichert werden.

Für die Grünflächenunterhaltung standen 2004 im Ansatz 90.000 €  sowie zusätzlich 70.667 €
Verstärkungsmittel aus BSI für den Bereich Schule zur Verfügung. Mit dieser Zumessung der finanziellen
Mittel für die Unterhaltung Grünflächen konnten nur noch punktuell kleinere Maßnahmen zur
Gefahrenabwehr und zur Betriebsaufrechterhaltung (Wartung und Reparaturen von Spielgeräten,
Beseitigung von diversen kleinen Unfallquellen auf dem Schulhof, Maßnahmen für Ordnung und
Sicherheit, Umsetzung von kleineren Spielgeräten bei aufgegebenen Schulstandorten) durchgeführt
werden.

Nur durch die Zuführung der BSI-Mittel konnten darüber hinaus die Teilerneuerung des vorderen
Schulhofes in der Richard-Wagner-Grundschule, Eigenbeteiligungen der Abteilung bei Sonderprogram-
men – z. B. IZBB –, der Beschaffung eines Spielgerätes an der Grundschule auf dem lichten Berg und
die finanzielle Unterstützung bei der Schulhofumgestaltung an der Schule am Barnimpark, der
Grundschule am lichten Berg, der Robinson-Grundschule und der Hermann-Gmeiner-Grundschule
abgesichert werden.

Für Wohnumfeldverbessernde Maßnahmen an der 10. Grundschule, Barther Str. 27 - Schulhof-
umgestaltung (2. Bauabschnitt) wurden ca. 60.000 € zur Verfügung gestellt.

Finanzielle Mittel über Grün macht Schule wurden für die Grundschule am lichten Berg, Atzpodienstr.
19 - für das grüne Klassenzimmer (3.000 €), die Richard-Wagner-Grundschule, Ehrenfelsstr. 36 für
die vordere Schulhofumgestaltung (9.800 €) und für die Schule am Barnimpark, Wartiner Str. 6 für
den 1. Bauabschnitt Schulhofumgestaltung (7.000 €) eingesetzt.

Aus dem Programm IZBB (Zukunft, Bildung und Betreuung) standen 2004 folgende Mittel für
folgende Projekte der Ganztagsbetreuung zur Verfügung:

Robinson-Grundschule, Wönnichstr. 7
 w Hochbauanteil rund 162.000 € (ohne 10%-igen Eigenanteil Bezirk)
         (Computerraum, Musik- und Bewegungsraum)
 w Grünflächenanteil rund 60.300 € (ohne 10%-igen Eigenanteil Bezirk)
         (Kunststofflaufbahn, Kunststoffspielfeld, Spielgerät)

Grundschule im Gutspark, Josef-Orlopp-Str. 20
 w Hochbauanteil rund 154.350 € (ohne 10%-igen Eigenanteil Bezirk)
         (Beginn Umbau Sockelgeschoss für OGB)

Filiale Grundschule im Grünen, Doberaner Str. 58
 w Hochbauanteil rund 86.350 € (ohne 10%-igen Eigenanteil Bezirk)
         (Neue Fenster und Eingangstüren im Erdgeschoss, Tanz- und Kuschelraum)
    w Grünflächenanteil rund 1.805 € (ohne 10%-igen Eigenanteil Bezirk)
         (nur für BPU-Anteil Schulhofumgestaltung)

Hermann-Gmeiner-Grundschule, Harnackstr. 17/25
 w Grünflächenanteil rund 61.200 € (ohne 10%-igen Eigenanteil Bezirk)
         (Neuer Schulhof mit Spielgeräten etc.)
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Aus dem Programm Städtebaulicher Denkmalschutz fließen in den nächsten Jahren finanzielle Mittel
über die Senatsverwaltung Stadtentwicklung zur Sanierung vorwiegend der Gebäudehüllen für die
Schule in der Victoriastadt, Nöldnerstr. 44

2004 für den Innenbereich: Sanierung des WC-Traktes-Mädchen.
Fördermittel Bund/Land in Höhe von 203,7 T€ (ohne 10%-igen Eigenanteil Bezirk)

Investitionsmaßnahmen

für die Mildred-Harnack-Oberschule, Schulze-Boysen-Str.12 Beendigung  der  Komplettsanierung
SK-Gebäude-,Gesamtkoste rund 1.444.000 € für die Grundschule am Faulen See, Degnerstr. 71-
77Sanierung  des Sportplatze für rund 330.000 €

Investive Ausstattung /Cids-Projekt 2004
IT-Technik

a) Ausstattung von Schulen mit IT-Technik über CidS! (je 1 Computerraum)
     6 Oberschulen
     5 Grundschulen
b) Investive Ausstattung von Schulen mit IT-Technik in
     2 Oberschulen mit je 2 Räumen
     1 Oberschule mit 1 Raum
c) Vernetzung und Verkabelung von Computerräumen und Medieninseln über Cids! und
     Eigenmittel des Bezirkes in:
     10 Grundschulen
     12 Oberschulen
     Produktives Lernen

Fachräume

1 Multifunktionsraum (Beginn 1.BA) für die Carl-von-Linnè-Schule 
1 Fachraum Plastisches Gestalten für die Langhans-Oberschule 
1 Textilfachraum für die Keith-Haring-Oberschule 
 

Die Maßnahmen wurden alle in einer hohen Qualität gemäß jeweiligem Mittelansatz und
Prioritätenfestlegung realisiert. Der Bedarf in Bezug auf die Quantität kann sich nur im Rahmen der
zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel in der Bau- und Grünflächenunterhaltung bewegen. Dabei
ist der Gesamtsanierungsbedarf an Schulen und Sportanlagen weit höher (ca. 225 Mill. €) als die zur
Verfügung stehenden Mittel einschl. Sonderprogramme je Haushaltsjahr.

Volkshochschule

Mit Beginn des Jahres 2004 wurde die Paul-Junius-Straße 71 einziger Verwaltungsstandort  und
Hauptunterrichtsort für die Volkshochschule (VHS). Der Standort Klützer Straße im Ortsteil
Hohenschönhausen wurde leergezogen. Um die Bürgernähe der Kursangebote weiterhin zu
gewährleisten, nutzt die VHS Räume der Fritz-Reuter-Oberschule in der Prendener Straße für
Abendkurse und in den Vormittagsstunden konnten einige Räume der Grundschule im Grünen, in der
Filiale in der Doberaner Straße, zur Verfügung gestellt werden. Besonders der Unterrichtsort Prendener
Straße wird von den Bürgern des Ortsteils Hohenschönhausen gut angenommen, da er sich in der
Nähe des ehemaligen Standortes Klützer Straße befindet und verkehrsgünstig gelegen ist.

Neben diesen Unterrichtsorten ist die VHS jedoch auch in vielen Vereinen, Kultureinrichtungen,
Bibliotheken und Turnhallen des Stadtbezirkes mit ihren Angeboten präsent.
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Die Anmeldung kann auch über das Internet erfolgen. Durch die Vernetzung aller Volkshochschulen
ist eine Berlinweite Buchung der Kurse möglich.

Fester Bestandteil der teilnehmerorientierten Arbeit ist ebenso die halbjährlich erscheinende
Broschüre mit den Programmangeboten.

Das Programm zum Frühjahrssemester 2005 konnte wieder in einer Auflagenhöhe von 10.000
Stück erscheinen. Durch den Kauf einer neuen Software kann das Skript druckfertig erstellt werden,
um so Kosten zu sparen.

Die VHS Lichtenberg hat sich verbindlich für die Lernorientierte Qualitätstestierung (LQW)
angemeldet. In Vorbereitung darauf wurde von allen Mitarbeiter/innen ein Leitbild für die VHS erstellt
und ist im Programm des Frühjahrssemesters 2005 veröffentlicht.

In 2004 wurde das neue Schulgesetz für Berlin verabschiedet. Dieses erhält nun im Teil XI, § 123,
auch die Volkshochschulen. Mit den Lehrgangsangeboten trägt die VHS Lichtenberg zur Umsetzung
dieses neuen Schulgesetzes bei.

2004 wurden 1.444 Kurse mit 36.053 Unterrichtseinheiten für 18.550 Teilnehmer/innen angeboten.
Davon entfallen 5.984 Unterrichtseinheiten auf Integrationskurse im Bereich Deutsch als Zweitsprache/
Fremdsprache. Als Zuwendungen für das Honorar 2004 erhielt die VHS 151.140,96 €. Die VHS
hat 2004 Einnahmen von 536.249,80 € erzielt. Die Honorarausgaben für 2004 belaufen sich auf
670.242,37 €.

Sport

Im Bezirk Lichtenberg waren 2004 insgesamt 22.565 Sportler in 94 Sportvereinen organisiert.
Damit ist die Anzahl der organisierten Sportler seit mehreren Jahren stabil.

Die Versorgung der Einwohner Lichtenbergs mit gedeckten Sportanlagen (Sporthallen) ist im
landesweiten Vergleich als außerordentlich gut zu bewerten. Defizite an ungedeckten Sportanlagen
bestehen insbesondere im südlichen Teil des Bezirkes (Karlshorst). Gegenwärtig erfolgt durch die
Senatsverwaltung, in enger Zusammenarbeit mit den Bezirksämtern und den Verbänden, die
Überarbeitung der Sportanlagenentwicklungsplanung für Berlin auf Basis der durch das Bundesinstitut
für Sportwissenschaften herausgegebenen neuen Methodik, vorerst ausschließlich für ungedeckte
Sportanlagen. Endgültige Ergebnisse liegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht vor.

Insgesamt nutzten im vergangenen Jahr ca. 773.600 Personen, das sind 13 % mehr als 2003 die
Sportanlagen Lichtenbergs.

Trotz zahlreicher Baumaßnahmen in den vergangenen Jahren ist der Zustand vieler Sportstätten
aufgrund fehlender Mittel weiterhin stark sanierungsbedürftig. Das betrifft neben der Sanierung der
Sportflächen insbesondere die Umkleide- und Sanitärbereiche sowie Dächer, Fenster und Fassaden.

418 T€ Fördermittel des Senats aus dem Schul- und Sportanlagensanierungsprogramm wurden
2004 für folgende Sportanlagen eingesetzt:

 w Erneuerung des Kunststoffrasenspielfeldes im Stadion Friedrichsfelde (Zachertstraße 50)
 w Abschluss der Sanierung der Tonnensporthalle Sewanstr. 223
 w Primärerschließung für die Sporthallen Hauptstraße 8
 w und Rudolf-Seiffert-Str. 37
 w Erneuerung des Sportbodens und Fassadensanierung in der Richard-Wagner-Grundschule

Darüber hinaus erfolgte die Fertigstellung des Sportplatzgebäudes und der Jugendfreizeiteinrichtung
auf der Sportanlage Hauffstraße, finanziert aus Bundes- und Europa-Förderprogrammen in Höhe
von insgesamt 847 T€.
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Zur Verbesserung der Trainingsbedingungen für den Lichtenberger FC Karlshorst 1995 e. V. wurde in
bezirksübergreifender Kooperation im benachbarten Bezirk Treptow-Köpenick auf der Sportanlage „Am
FEZ“ in der Wuhlheide, Eichgestell eine Trainingsplatzbeleuchtungsanlage errichtet. Die Gesamtkosten
betrugen 88 T€, davon wurden 29 T€ aus dem Programm „Goldener Plan Ost“, 10 T€ vom Bezirk
Treptow-Köpenick und 49 T€ aus Eigenmitteln des Bezirkes finanziert.

Auch im Jahr 2004 erfreute sich das Freizeit- und Erholungsprogramm des Amtes für Schule, Bildung
und Sport großer Beliebtheit. Es nahmen insgesamt 10.617 Personen daran teil.

Im Haushaltsjahr 2004 hat der Fachbereich Sport Einnahmen von insgesamt 117.200 € erzielt.
Ausgegeben wurden im gleichen Zeitraum 1.892.500 €.

Wie in jedem Jahr fanden auch 2004 Sportveranstaltungen von herausragender Bedeutung statt,
beispielhaft seien folgende erwähnt:

 w 1. Mai/26. Juni/3. September Straßenfußball-Turnier zum „Bunten-Heinz-Cup“
         auf der Sportanlage Prendener Straße
 w 5. Juni Spendenlauf der Alexander-Puschkin-Oberschule „run for help“ im
         Stadion Friedrichsfelde
 w 10. Juni Hohenschönhausener Gartenlauf in der Kleingartenanlage „Falkenhöhe“
 w 12. September Friedrichsfelder Gartenlauf in der KGA „Märkische Aue“
 w 18. September Europa-Cup im Bogenlaufen im Stadion 1.Mai
 w 21./22. Oktober Wirtschaftstage  „Lichtenberg mit Teamgeist“ im Sportforum
 w 18-27. Dezember Lichtenberger Hallen-Fußballmeisterschaften
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6.1. Sozialamt

    Rechtsstelle

Das Jahr 2004 war durch einen weiteren Anstieg der Rechtsstreitverfahren im Vergleich zum Vorjahr
gekennzeichnet. Davon waren alle Rechtsgebiete betroffen, die im Sozialamt wahrzunehmen sind.
Überproportional nahmen jedoch die Streitfälle um Sozialhilfeleistungen der Hilfeempfänger zu, die in
Einrichtungen außerhalb Berlins untergebracht sind, und für die der Bezirk Lichtenberg allein die
Aufgaben der Hilfegewährung für alle Bezirke Berlins wahrnimmt. Die Schere zwischen Neueingängen
und Verfahrensbeendigungen hat sich weiter geöffnet, so dass am Jahresende ein Höchststand noch
nicht abgeschlossener Streitverfahren zu verzeichnen war.
(vgl. Anlage 1)

Überwiegend konnten Urteile bzw. Beschlüsse erstritten werden, die für das Land Berlin günstige
finanzielle Auswirkungen (Minderausgaben, Mehreinnahmen) mit sich brachten.

In Fällen des Sozialleistungsmissbrauchs wirkte sich die sich häufende kriminelle Energie auf die Zahl
der Strafverfahren aus; zugleich ging die Zahl der Ordnungswidrigkeitsverfahren zurück (vgl. Anlage
2). Im Rahmen der Ordnungswidrigkeitsverfahren wurden Bußgelder in Höhe von 14.282,78 €
festgesetzt.

Fachbereich Kosteneinziehung und Unterhalt

Kosteneinziehung

Im Bereich der Kosteneinziehung wurden folgende Einnahmen erzielt. Vergleichsweise werden die
Einnahmen des Jahres 2003 betrachtet:
 Einnahmen 

2004 
Einnahmen 

2003 
112 01 Geldstrafen, Geldbußen, Verwarnungs- und 

Zwangsgelder 
 

5.569,20 € 
 

3.874,42 € 
119 36 Rückzahlung überzahlter Beiträge aus 

Sozialhilfeleistungen 
 

2.497.024,43 € 
 

1.845.948,53 € 
 
119 46 Rückzahlung überzahlter Beträge nach dem BaföG 

 
186.609,92 € 

 
238.200,25 € 

 
119 47 Rückzahlung überzahlter Beträge nach dem LaföG 

 
41,26 € 

 
1.713,79 € 

 
182 12 Rückflüsse von Darlehen nach dem BSHG und AsylbLG 

 
644.149,99 € 

 
540.061,27 € 

 
233 01 Ersatz von Sozialhilfe von anderen Sozialhilfeträgern 

 
1.398.458,19€ 

 
1.366.270,76 € 

 
281 12 Ersatz von Sozialhilfe durch Hilfeempfänger und Erben 

 
439.814,42 € 

 
376.031,03 € 

281 22 Aufwendungsersatz und Kostenbeiträge bei 
Sozialleistungen 

 
601.678,21 € 

 
556.838,45 € 

                                                  
 Insgesamt  

 
5.773.345,30 € 

 
4.928.938,50 € 

 

6. Abteilung Bürgerdienste und Soziales
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Unterhalt

Im Sachgebiet Unterhalt wurden im Jahr 2004 1.148.340,41 € an Einnahmen erzielt. Im Vorjahr
lag der Betrag bei 870.763,77 €.

Insgesamt konnte zum Vorjahr eine Einnahmesteigerung um ca. 20 % erzielt werden.

Widersprüche und Insolvenzverfahren

Im Fachbereich I wurden im Jahr 2004 447 Widerspruchsverfahren geführt, im Vorjahr waren es
485 Verfahren.

2004 wurden 282 Insolvenzverfahren (Vorjahr 199 Verfahren) bearbeitet, d.h. Verfahren bei denen
Schuldner im Rahmen eines Insolvenzverfahrens beantragen, einen bestimmten Betrag ihrer Schuld
mit einem Schuldenbereinigungsplan erlassen zu bekommen. Dies betrifft Schuldner mit mehreren
Gläubigern und oft sehr hohen Schulden.

Fachbereich Soziale Dienste und Angebote

Im Jahr 2004 wurden ASD (Allgemeiner Sozialdienst), Arbeitsgruppe Betreuung der Klienten
unter 65 Jahren, in jedem Monat rund 650 laufende Betreuungsfälle gezählt, 100 Hausbesuche monatlich
durchgeführt und im gesamten Berichtsjahr rund 1.300 sozialpädagogische Stellungnahmen verfasst.
Bezogen auf die Anzahl der Mitarbeiter in den jeweiligen Arbeitsgruppen sind die Vergleichszahlen in
der Gruppe der Betreuung der Klienten über 65 Jahre etwas geringer. In diesem Bereich bildet
allerdings die Arbeit mit freien Trägern und Verbänden, insbesondere im Rahmen des „Bezirklichen
Handlungskonzepts für Seniorinnen und Senioren im Bezirk Lichtenberg“ einen ebenso wichtigen
Schwerpunkt wie die Einzelfallarbeit.

Im Team der Offenen Altenarbeit (Veranstaltungsdienst) wurden 191 Veranstaltungen angeboten,
an denen 6.490 ältere BürgerInnen teilnahmen. 2.990 älteren Bürgern wurden anlässlich ihrer Jubiläen
persönlich gratuliert. Im Berichtszeitraum wurden in den 8 Seniorenbegegnungsstätten regelmäßige
Gruppenangebote und Veranstaltungen vorgehalten, welche von 119.958 Besuchern besucht wurden.
Davon waren ca. 80 % Frauen.

Ohne Unterstützung von 229 ehrenamtlichen Helfern und Helferinnen, auch in den Senioren-
begegnungsstätten, hätte die Arbeit in Folge von Personaleinsparungen im Bezirk in einer weiterhin
guten Qualität und Quantität nicht fortgeführt werden können. Im Jahr 2004 konnten 10 weitere
ehrenamtliche Mitarbeiter gewonnen werden.

Mit dem 17.05.04 nahm die Fachstelle für Wohnungssicherung u. Wohnungsversorgung ihre Arbeit
in der neuen Struktur auf.

Ziel und Inhalt der neu geschaffenen Fachstelle war es, das Sozialarbeiter und Sachbearbeiter un-
ter einem Dach  vereint, persönliche u. wirtschaftliche Hilfen gewähren. Unterstützt wurden sie durch
2 Mitarbeiterinnen des neu geschaffenen Servicebereiches, welche bereits dort den Kundenstrom
zielgerichtet weiterleiteten und durch 1 Mitarbeiterin des Prüf- u. Ermittlungsdienstes, welche durch
ihre Außendiensttätigkeit u.a. eine zügige Bearbeitung der Anträge auf einmalige Beihilfen unterstützte.

Somit konnten auf kurzen Dienstwegen die Anträge effektiver bearbeitet und Entscheidungen
getroffen werden.

Eine intensive Kommunikation der Kollegen im Team untereinander ermöglichte ebenfalls eine
Steigerung der fachlichen Qualität der Arbeit, so dass das erklärte Ziel der Fachstelle, nämlich Woh-
nungsverlust so weit wie möglich zu vermeiden und Obdach u. Wohnungslosigkeit durch gezielte
Hilfsangebote so bald als möglich zu überwinden, erreicht werden konnte.
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Die Eröffnung der Fachstelle und die damit verbundene Ausgestaltung der neuen Strukturen stellte
an die Arbeit der Leitung und eines jeden Kollegen ein hohes Maß an Leistungsbereitschaft,
Verantwortungsbewusstsein und Engagement für die Erfüllung der neue Aufgabe .

Dieser Aufgabe haben wir uns erfolgreich gestellt, auch unter den erschwerten Bedingungen, welche
die Fachstelle durch die zusätzlichen Eingaben der Anträge auf ALG II zu leisten hatte.

Es wurden durch die Fachstelle in 2004
Mitgeteilte Gerichtsvollziehertermine                        540
Durchgeführte Räumungen                        527
Kündigungen (nur HOWOGE)                     1.409
Räumungsklagen (Mitteilung vom Amtgericht)               825
Unterbringung von  Wohnungslosen                   ca.600
Marktsegment-Vermittlungen               187
bearbeitet.
Insgesamt erfolgten 1352 Anschreiben auf Mitteilungen von Räumungen und Klagen

Fachbereich Hilfe zum Lebensunterhalt und soziale Sonderleistungen

Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz

Die Arbeit im Fachbereich war im Jahre 2004 geprägt durch die kontinuierliche Gewährung der
Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz sowie durch die Vorbereitung der Umsetzung der
gesetzlichen Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch II. Insofern waren durch alle Mitarbeiter hohe
Anstrengungen erforderlich, um diese komplexen Aufgaben gleichermaßen in hoher Qualität zu erfüllen.

Mit Stichtag 30.11.2004 erhielten 12.365 Personen Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz.
Im Vergleich zum Stichtag des Vorjahres sind das 1.634 Personen mehr und entspricht einem Zuwachs
um 15 %.

Mit Beginn des II. Halbjahres 2004 stand die Arbeit zunehmend im Zeichen der Vorbereitung und
Umsetzung der gesetzlichen Regelungen des SGB II.

Durch eine kontinuierliche Arbeit inhaltlich differenzierter gemeinsamer Arbeitsgruppen des
Sozialamtes und der Agentur für Arbeit Berlin Ost auf verschiedenen Leitungs- und Mitarbeiterebenen
wurden die Grundlagen und Voraussetzungen für ein einheitliches Funktionieren der Leistungsgewährung
des Alg II geschaffen.

Als außerordentlich problematisch gestaltete sich der Prozess der Versendung der Anträge auf
Arbeitslosengeld II sowie der Eingabe der zur Leistungsgewährung erforderlichen Daten und der
parallel zu realisierenden Leistungsgewährung nach dem Bundessozialhilfegesetz durch die Mitarbeiter
des Fachbereiches. Diese Aufgabe konnte nur mit einem außergewöhnlichen persönlichen Einsatz
aller Mitarbeiter bewältigt werden.

Durch das Sozialamt wurden an Sozialhilfeempfänger 5.388 Anträge auf Alg II per Post zugeschickt,
wovon 3.627 Anträge, also 67,32 % zur Bearbeitung und Entscheidung zurückgesandt wurden. Weiter
wurden 1.397 Anträge gestellt, so dass insgesamt 5.024 Anträge zu bearbeiten waren.

Trotz erheblicher Softwareprobleme, insbesondere des oftmaligen längeren Ausfalls des Systems
war es bis zum 18.12.2004 möglich, von den 5.024 vorliegenden Anträgen 4.231 Anträge (84,2 %)
in das IT-System einzugeben. Davon wurden 3.822 Anträge (90,3 %) zur Zahlung angeordnet. Die
nicht abschließend bearbeiteten Anträge aus dem Jahr 2004 wurden in den Antrags- und Aktenbestand
des JobCenters übernommen und werden dort entschieden und gemäß der gesetzlichen Bestimmungen
weiter bearbeitet.
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Grundsicherungsstelle

Mit Beginn des Jahres 2003 nahm die Grundsicherungsstelle planmäßig ihre Arbeit auf. Im Jahr
2004 wurde die Umsetzung des Gesetzes kontinuierlich fortgeführt und weiter qualifiziert. Durch die
zeitnahe Einrichtung der Grundsicherungsstelle nach Geltungsbeginn des Gesetzes über die
Grundsicherung war es möglich, im Verlaufe des Jahres 2004 die eingereichten Anträge kurzfristig zu
prüfen und zu entscheiden, so dass hier Rückstände in der Bearbeitung nicht zu verzeichnen waren
und die anspruchsberechtigten Bürger in kurzer Zeit die ihnen zustehenden Leistungen erhalten haben.

Per 30.11.2004 erhielten 1.888 Personen (in Berlin) Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz,
2.118 Personen mit Wohnsitz außerhalb Berlins.

Asylbewerberleistungsgesetz

Nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhielten 950 ausländische Personen zum Stichtag
30.11.2004 Leistungen. Das sind 221 Personen weniger als zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahres.
Hier setzt sich die Tendenz des Rückganges von Hilfeempfängern fort, u.a. auch begründet durch
Rückführungen der Bürger in die Heimatländer sowie strukturelle Neuregelungen in der Zuständigkeit
zwischen den Leistungsstellen der Bezirksämter und der Ausländerbehörde.

Hilfe zur Arbeit

Schwerpunkt der Arbeit war die konsequente Nutzung der durch die Senatsverwaltung sowie der
Agentur für Arbeit geschaffenen Möglichkeiten für eine Vermittlung von jungen Sozialhilfeempfängern
bis 25 Jahre sowie von älteren langzeitarbeitslosen Sozialhilfeempfängern in Arbeits- und Beschäfti-
gungsverhältnisse, um damit Grundlagen für ein weiteres Leben ohne Sozialhilfe zu ermöglichen. Be-
grenzt waren die Vermittlungsmöglichkeiten auf Grund der finanziellen und stellenmäßigen Zuweisungen
durch die oben genannten Behörden.

Die Tatsache, dass mit der Gesetzeseinführung des SGB II die Zuständigkeit für diese Arbeits-
und Beschäftigungsmöglichkeiten an die JobCenter übergeht hatte zur Folge, dass diverse Beschäfti-
gungsmöglichkeiten wie die Jahresverträge gem. § 19 BSHG sowie Festkostenzuschussprogramme
mit Qualifizierung in der Regel auf das Jahr 2004 begrenzt waren bzw. liefen ohne Verlängerung in
2004 aus.

Die Arbeitsergebnisse der Arbeitsgruppe Hilfe zur Arbeit zeigen in Umsetzung der für das Jahr
2004 vorhandenen finanziellen Ressourcen eine weitere positive Entwicklung und sind aus der
beigefügten Anlage 3 ersichtlich.

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG)

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2004 vom 29.12.2003 zum Subventionsabbau wurde das AFGB in
den §§ 10, 12 und 13 geändert. Erste Änderungen wurden zum 01.03.2004 wirksam.

Nach § 10 werden z. B. die Kinderbetreuungskosten von 128 auf 121 € gesenkt, nach § 12 der bis-
herige Zuschuss zum Maßnahmebeitrag von 35 auf 33 % gesenkt.

Bei den Antragstellungen ist gegenüber dem Vorjahr keine rückläufige Tendenz zu verzeichnen.
Von dem Recht der Widerspruchseinlegung machten 25 Antragsteller Gebrauch, insbesondere die
Gruppe der Fachwirte für Finanzberatung, da es mit den entsprechenden Fortbildungsträgern der
Finanzdienstleister große Schwierigkeiten und Probleme gab.

Bundesausbildungsförderungsgesetz (BaföG)

Gegenüber dem Vorjahr ist eine Antragszunahme auf 2.500 Neuanträge und 1.743 Weiter-
bewilligungen zu verzeichnen. Infolgedessen war auch die Antragsförderung mit 2.472 höher als im



87

Vorjahr, so dass insgesamt 6.485 Bescheide erlassen wurden. Die zunehmende Tendenz der Antrag-
stellungen resultiert einerseits daraus, dass viele junge Menschen in den von uns zuständigen Bezirken
leben und andererseits ist die finanzielle Situation der Eltern nicht entsprechend, um Ausbildung in
jedem Fall zu finanzieren. Als zunehmend kristallisierte sich dadurch auch die Beantragung von
Vorausleistungen nach § 36 BaföG heraus – keine Abgabe von Einkommensunterlagen durch die
Eltern/Elternteile bzw. keine Möglichkeit, den von uns ermittelten Unterhaltsbetrag nach dem BaföG
zu leisten. Für die bewilligten Anträge wurden Zuschüsse in Höhe von 11.057.889,27 € bereitgestellt.
Damit einher geht auch eine Widerspruchserhöhung auf insgesamt 306 (davon 58 Altfälle aus 2003).
Diese richten sich in der Regel gegen die Einkommensanrechnung der Eltern, welche oftmals zu
Ablehnungen führten und gegen die Vermögensanrechnungen aufgrund des Datenabgleichs.

Unterhaltsicherungsgesetz (USG)

Im Jahr 2004 beantragten 900 Bürger die verschiedenen Leistungsarten des USG. Die Ausgaben
für Wehrdienstleistende betrugen per 30.11.2004 insgesamt 1.740.095,10 € (2003: 1.896.00,77 €)
und für Zivildienstleistende 413.618,13 € (2003: 718.287,83 €).

Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege in Einrichtungen außerhalb des Landes Berlin

Das Jahr 2004 stand bereits vor dem Jahreswechsel im Zeichen des Übergangs vom BSHG zum
SGB XII. Zahlreiche Weiterbildungen mussten intern realisiert werden. Die Fachanwendung PROSOZ
wurde auf die neue Rechtslage umgestellt. Die Zahl der Leistungsempfänger stieg in der Ein-
gliederungshilfe für behinderte Menschen aber auch in der Hilfe zur Pflege leicht an (siehe Anlage 4).
Neben den Leistungen der Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege werden auch alle anderen Hilfen
aus einer Hand, von einem Sachbearbeiter gezahlt. Das Bezirksamt Lichtenberg von Berlin wird ab
01.01.2005 auch die Zuständigkeit für ambulante Hilfen nach § 98 (5) SGB XII stellvertretend für
das gesamte Land Berlin wahrnehmen. Hilfen an Berliner Bürger, die in ambulanten Wohnformen
außerhalb Berlins untergebracht sind, gewährt somit grundsätzlich der Fachbereich 4. Anträge hierfür
lagen bereits am Ende 2004 vor.

Eingliederungshilfe, Hilfe zur Pflege innerhalb Berlins sowie Berliner Pflegegeld (Anlage 5)

Der Bedarf an ambulanter und stationärer Hilfe zur Pflege und Eingliederungshilfe für behinderte
Menschen wird durch eine Vielzahl von Trägern abgedeckt. In diesem Jahr wurden die Kostensätze
für die verschiedenen Maßnahmen oftmals reduziert. Somit wurden zahlreiche Verrechnungen
erforderlich. In allen Fällen erfolgte auch hier parallel die Gewährung von Grundsicherungsleistungen
innerhalb einer Sachbearbeitung. Die Einführung des neuen Landespflegegeldgesetzes zum 01.01.2004
brachte erheblichen Arbeitsaufwand zum Anfang des Jahres. Aufgrund guter Vorbereitungen konnte
die Umstellung bürgerfreundlich und unbürokratisch realisiert werden.

Grundsicherung (GSiG)

Zeitraum 2004 
Berlin FB 4 829 
außerhalb Berlins 2.123 
 

Anlage 1
Bestand an Rechtsstreitverfahren am 01.01.2004
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Anlage 2
Fälle von Sozialleistungsmissbrauch

E r m i t t l u n g s v e r f a h r e n   
B e s t a n d  a m  0 1 . 0 1 . 2 0 0 4  3 7  
Z u g ä n g e   1 0 2  
A b g ä n g e  1 2 7  
B e s t a n d  a m  3 1 . 1 2 . 2 0 0 4  1 2  
  
O r d n u n g s w i d r i g k e i t s v e r f a h r e n   
B e s t a n d  a m  0 1 . 0 1 . 2 0 0 4  6  
Z u g ä n g e   8  
A b g ä n g e  1 1  
B e s t a n d  a m  3 1 . 1 2 . 2 0 0 4  3  
  
S t r a f v e r f a h r e n   
B e s t a n d  a m  0 1 . 0 1 . 2 0 0 4  2 3  
Z u g ä n g e   3 6  
A b g ä n g e  1 7  
B e s t a n d  a m  3 1 . 1 2 . 2 0 0 4  4 2  
 

Anlage 3
Hilfe zur Arbeit
In Maßnahmen der Hilfe zur Arbeit wurden per 30. 11. 2003 nachfolgende Hilfeempfänger vermittelt:

Instrument 
 

Neuverträge 2004 Fortsetzung aus 
2003 

 

vermittelte  
Hilfeempfangende 
2004 

Jahresverträge nach § 19 
BSHG 

 
- 

 
125 

 
125 

 
Projektmaßnahmen nach § 
19(2) BSHG  Malerprojekt  

 
18 

 
0 

 
18 

 
Lohnkostenzuschussprogra
mm ohne Qualifizierung  
§ 18(4)BSHG 

 
- 

 
14 

 
14 

 
Lohnkostenzuschussprogra
mm mit Qualifizierung  
§ 18(4)BSHG 

 
17 

 
2 

 
19 

 
Festkostenzuschussprogram
m ohne Qualifizierung 
§ 19(1)BSHG 

 
- 

 
- 

 
- 

 
Festkostenzuschussprogram
m mit Qualifizierung 
§ 19(1)BSHG  

 
150 

 
348 

 
498 

 
Gesamt: 

 
185 

 
489 

 
674 
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Anlage 4
Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege in Einrichtungen außerhalb des Landes Berlin

 
Zeitraum 
 

 
2003 

 
2004 

Anzahl der Hilfeempfänger stationäre 
Eingliederungshilfe außerhalb Berlins 
 

 
2.076 

 
2173 

Anzahl der Hilfeempfänger stationäre Hilfe zur Pflege 
außerhalb Berlins 
 

 
913 

 
949 

 

Anlage 5
Eingliederungshilfe, Hilfe zur Pflege innerhalb Berlins sowie Berliner Pflegegeld

 
Zeitraum 
 

 
2003 

 
2004 

 
Anzahl der Hilfeempfänger Eingliederungshilfe, Hilfe 
zur Pflege innerhalb Berlins sowie Berliner Pflegegeld 
 

 
2.690 

 
2.868 

 

6.2 Bürgeramt

Die fünf Lichtenberger Bürgerämter wurden im Jahr 2004 von insgesamt 347.512 Bürgern besucht,
wobei zu bemerken ist, dass zunehmend Bürger benachbarter Bezirke, besonders an den langen
Sprechtagen, die Lichtenberger Bürgerämter aufsuchen und ihre Anliegen bearbeiten lassen.

Der Bezirksstadtrat für Bürgerdienste und Soziales, Herr Nünthel, begrüßte am 24.06.2004 die
1.000 000ste Bürgerin seit Eröffnung der Lichtenberger Bürgerämter.

In allen fünf Bürgerämtern wurde der Bürgerservice durch das Aufstellen von Fotoautomaten
verbessert. Des Weiteren haben die Bürger nun mehr in allen fünf Bürgerämtern die Möglichkeit der
unbaren Zahlung.

Bei einem Berlinweiten Vergleichstest „ Wie bürgernah sind die Bürgerämter wirklich?“
erreichten die Bürgerämter in Lichtenberg den ersten Platz. Die Note eins wurde im Leistungsangebot,
in der Kompetenz und im allgemeinen Eindruck erreicht.

Die wöchentlich stattfindenden Sprechstunden von externen Anbietern (Rentenberatung,
Arbeitslosenverband) aber auch von bezirklichen Fachämtern wie zum Beispiel die Sprechstunde für
chronisch Kranke und Krebskranke in den Bürgerämtern werden von den Bürgern sehr gut besucht
und beim Besuch der Beratungsstelle die Leistungsangebote der Bürgerämter wahrgenommen.

Durch die Einführung neuer Gesetzlichkeiten, insbesondere des II. Sozialgesetzbuches (Ar-
beitslosengeld II) suchten viele Bürger die Bürgerämter ratsuchend auf. Durch fachliche Fort-
bildungsveranstaltungen, durchgeführt vom Fachbereich des Sozialamtes, wurden die Mitarbeiter mit
der Rechtsmaterie vertraut gemacht.

Vierteljährlich werden im Dienstgebäude Große-Leege-Straße 103 vom Amt für Regionalisierte
Ordnungsaufgaben Autoversteigerungen durchgeführt. Das Bürgeramt 4 eröffnet als besonderen
Bürgerservice für die Käufer an diesen Tagen einen Schnellschalter zur Ausstellung von Melde-
bescheinigungen.
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Mit dem Ziel, die telefonische Erreichbarkeit zu verbessern und den Bürgern eine telefonische
wegweisende Beratung anbieten zu können, wurde auf der Grundlage des Bezirksamtsbeschlusses
228/04 mit den Vorbereitungen zur Inbetriebnahme des Bürgertelefons begonnen.

Das Carrousel Theater führte in 3 Bürgerämtern ein Quiz durch.
Neben der umfassenden fachlichen Beratung bezogen auf die konkrete Lebenssituation, sowie

einer qualifizierten Antragsannahme wurden unter anderem in den Bürgerämtern folgende Leistungen
erbracht.

 
Produkt/ Leistung 

 
2003 

 
2004 

 
Pässe und Ausweise 

 
58.682 

 
61.412 

 
Meldeangelegenheiten 

 
42.895 

 
39.164 

Kfz- und 
Führerscheinangelegenheiten 

 
19.039 

 
17.844 

 
Lohnsteuerkartenangelegenheiten 

 
25.044 

 
23.170 

 
Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht 

 
10.716 

 
11.069 

 Im Jahr 2004 wurde das Informationssystem der Berliner Bürgerämter ins Internet eingestellt. Die
Bürger haben somit die Möglichkeit sich umfassend über Dienstleistungen, Dienstleister, Öffnungs-
zeiten, Erreichbarkeit, benötigte Unterlagen zu informieren und bereitgestellte Antragsformulare zu
nutzen.

Mitarbeiterinnen des Bürgeramtes 5 pflegen enge Kontakte zu Senioren-  und Pflegeheime, um
den älteren Bürgern die Wege zu einem Amt zu ersparen.

Mitarbeiterinnen des Bürgeramtes 1 führen als besonderen Service Hausbesuche bei älteren und
behinderten Menschen durch.

Es ist immer mehr zu erkennen, dass die Bürgerämter in ihrem Kiez eine feste Anlaufstelle für den
Bürger geworden sind.

Standesamt

Im Jahr 2004 wurden 798 Eheschließungen durchgeführt und 18 Lebenspartnerschaften registriert.
Davon fanden 495 Hochzeiten und 10 Registrierungen von Lebenspartnerschaften in der Villa am
Anton-Saefkow-Platz 7 statt.  Weitere Eheschließungsorte waren das Standesamt in der Egon-Erwin-
Kisch-Straße, das Abacus Hotel, die Dorfkate, Schloss Friedrichsfelde und der Tierpark.

Brautpaare können an diesen Orten auf Wunsch die Möglichkeit einer individuellen Hochzeit nutzen.
In diesem Jahr wurden darüber hinaus drei Silberhochzeiten, eine Rubinhochzeit, eine Perlenhochzeit
und eine Diamantene Hochzeit in einer feierlichen Zeremonie begangen. An den Hochzeitsmessen im
Ullsteinhaus und im Abacus Hotel nahm das Standesamt Lichtenberg jeweils an einem Wochenende
teil.

Es wurden 1.858 Geburten und 2.003 Sterbefälle beurkundet sowie 201 Personen konnten
eingebürgert werden.

Die Internetseiten für das Standesamt wurden erweitert und werden vom Bürger gut angenommen.

Schiedsamtangelegenheiten

Das LuV Bürgerdienste betreute verwaltungsmäßig sieben Schiedsamtspersonen. Im Jahr 2004
wurden fünf Fälle außergerichtlich geklärt. Unter Anleitung erfolgte ein regelmäßiger Erfahrungsaus-
tausch. Drei Scheidsamtspersonen nahmen an einem Lehrgang Zivilrecht teil.
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2000 2001 2002 2003 2004 
28 694 34 758 38 225 38 164 36 436 
 

Im Abarbeitungsstand und in den Kosten je Wohngeldantrag liegt das LuV Wohnen in Berlin auf
Spitzenplätzen.

Der Lichtenberger Wohnungsbestand umfasst 140 586 Wohnungen. Davon sind  38.503 belegungs-
gebunden und 2.500 nach 1990 gebaute Sozialwohnungen. Über 4 100 Wohnungen werden durch

6.3. Wohnungsamt

Das Wohnungsamt hat sich als leistungsstarker Teil der Lichtenberger Verwaltung im Sinne des
Dienstes am Bürger gefestigt. Ausdruck dessen sind z. B. die Öffnungszeiten Montag bis Donnerstag
von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr und Freitag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr. Diese Möglichkeit wurde von
über 27 600 vor allem Lichtenberger Bürgerinnen und Bürgern in persönlicher Vorsprache  in Anspruch
genommen.

Darüber hinaus wurde das Internet für das Angebot von Vordrucken und umfassenden aktuellen
Informationen genutzt.

Die zu erwartenden Personalreduzierungen unter Beachtung der Veränderungen in der Antrags-
situation beim Wohngeld nach Einführung „Hartz IV“ wurden als Vorleistung bereits Ende 2004 als
Beitrag zur Sicherstellung dieser neuen Leistung erbracht. Darüber hinaus wurden die Voraussetzungen
geschaffen, um das Bezirkswahlamt 2004 in das LuV Wohnen zu integrieren. Gleichzeitig begann die
Vorbereitung der schrittweisen Zusammenführung der LuV’s Wohnen und Bürgerdienste. Es wurden
2 Mitarbeiterinnen aus dem Bereich Wohnen als Leiter von Bürgerämtern eingesetzt, an den
konzeptionellen Grundlagen zur Einführung von Front- und Backoffice im Bereich Wohngeld gearbeitet
und ab 01.01.2005 nahm eine kommissarische einheitliche LuV-Leitung die Arbeit auf.

Entsprechend der rechtskräftigen Urteile der zuständigen Gerichte mussten ca. 170 T€  an Aus-
gleichszahlungen gemäß der 2. Zweckentfremdungsverbot-Verordnung an die Verfügungs-berechtigten/
Eigentümer von Wohnraum zurückgezahlt werden. Dazu kamen ca. 6 T€ an lt. Gericht ungerechtfertigt
erhobenen Gebühren. Insgesamt handelte es sich um 72 Anträge, welche einen sehr hohen Arbeits-
aufwand erforderten.

Ausdruck der sozialen Lage im Bezirk ist u. a. die Entwicklung der Zahlfälle im Bereich Wohngeld.
In den letzten Jahren stieg die Anzahl der Lichtenberger Haushalte, die Wohngeld empfangen, um ca.
900.

Zahl der Wohngeld  empfangenden Haushalte:
2000 2001 2002 2003 2004 
9 661 9 725 11 172 12 737 13 643 
 

Durchschnittliche Höhe der Bewilligung im Monat:

2000 2001 2002 2003 2004 
84,84 € 81,58 € 92,87 € 96,96 € 96,78 € 
 

Diese Zahlen drücken jedoch die Leistung des Wohnungsamtes nur zum Teil aus, denn durch
Wiederholungsanträge und Anträge, die leider infolge geringfügiger Einkommensüberschreitung der
gesetzlichen Vorgaben abzulehnen sind, sieht der Bearbeitungsaufwand  wie folgt aus:

gestellte Anträge:
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2000 2001 2002 2003 2004 
4 541 4 098 3 134 2 459 1 891 
 

Erheblich zugenommen hat die Arbeit im Bereich Widersprüche, die auch Ausdruck der Unzu-
friedenheit der Bürger mit der Gesamtsituation sind. Die Entwicklung der eingegangenen Widersprüche
für den Rechtsbereich Wohngeld:

2000 2001 2002 2003 2004 
674 907 1 054 775 855 
 

Festzustellen ist, dass die Abhilfen und Klagen erheblich zurückgegangen sind und so Beweis für die
Rechtssicherheit in der Wohngeldbearbeitung sind. Durch arbeitsorganisatorische und personelle
Veränderungen ist es gelungen, die Bearbeitungszeiten im Bereich Wohngeld auf unter 6 Wochen zu
reduzieren.

Arbeitsstatistik LuV Wohnen 2001/2002/2003/2004

1. Wohngeld 
 

31.12.01 31.12.02 31.12.03 31.12.04 

1.1 Gestellte Wohngeldanträge 34 758 38 225 38 164 36 436 
 
1.2 

 
Bearbeitete Anträge 

 
31 141 

 
36 123 

 
35 437 

 
34 443 

 davon     
       *Erstanträge 8 877 8 685 9 503 8 423 
       *Wiederholungsanträge 21 446 25 719 24 795 24 737 
       *Erhöhungsanträge 818 1 719 1 139 1 283 
 
1.3 

 
Anzahl der Wohngeldempfänger 

 
9 725 

 
11 172 

 
12 737 

 
13 643 

 
1.4 

 
Wohngeldzahlung je 

Bewilligung 

    

        monatlich (€)  81,58 € 92,87 € 96,96 € 96,78 € 
 

2. Wohnberechtigungsschein 
(WBS) 

31.12.01 31.12.02 31.12.03 31.12.04 

2.1 Beantragte WBS 4 098 3 134 2 459 1891 
2.2 Freianzeigen 3 393 3 181  1 419 698 
2.3 Überlassungen 4.568 4.225 1.518 525 
2.4 Freistellungen 419 477 383 308 
2.5 Angemessenheits-

bescheinigungen 
243 137 183 213 

2.6 RLvF-Bescheinigungen 454 370 276 256 
 

Wohnberechtigungsscheininhaber in 2. Förderung, Richtlinie für vereinbarte Förderung (RLvF) genutzt
bzw. stehen für diesen Personenkreis zur Verfügung. 2002 wurden 370 solcher Bescheinigungen er-
stellt. Bei der Erstellung von Wohnberechtigungsscheinen zeichnete sich folgende Entwicklung ab:
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  31.12.01 31.12.02 31.12.03 31.12.04 
3. Widersprüche (gesamt) 907 1 043 775 865 
3.1 Wohngeld eingegangen 793 1 015 755 855 
3.2 WBS/RLvF eingegangen 51 28 20 10 
      
4. Einnahmen € € € € 
4.1 Rückforderungen unber. 

Empfangenen Wohngeldes 
185.716,55 156.865,98 173.757,78 204.034,16 

4.2 Gebühren für RLvF 9.133,72
  

7.948,75 5.996,26 5.063,00 

  31.12.01 31.12.02 31.12.03 31.12.04 
5. Servicebüro Wohnungsamt 39 584 33 848 32 755 31 546 
5.1 Bürgerberatungen     
 davon     
 *in persönlicher Vorsprache 

 
33 016 28 982 27 753 27 616 

6. Meldeanfragen/Ermittlungen 
durch das Amt 
 

3 391 2 551 3 304 4 403 

7. Bargeldlose 
Gebühreneinnahmen (TeIe-cash) 

270 301 173 159 

      
 Wohnungsbestand (gesamt)     
 lt. Stat.Landesamt 139 549 139 549 140 586 140 586 
 davon     
 * belegungsgebunden 38 675 38 503 38 503 38 503 
 in Prozent 27,7 27,4 27,4 27,4 
 *  I. Förderweg 2 469 2 530 2 530 2 530 
 in Prozent 1,8 1,8 1,8 1,8 
 * ll. Förderweg 4 110 4 110 4 110 4 110 
 in Prozent 2,9 2,9 2,9 2,9 
 * Integrierte Förderung 104 104 104 104 
 

Bezirkswahlamt

Die EU-Wahl 2004 wurde in hoher Qualität und mit wesentlich geringerem personellen und
materiellen Aufwand gegenüber vergangenen Wahlen organisiert. Dabei haben sich festgeschriebene
Verantwortungen und Nähe von Bezirkswahlleiter und Wahlamt bewährt.

Von 200 369 Wahlberechtigten haben 61 575 (das sind 30,7 %) an der Wahl teilgenommen. Das
vorläufige Wahlergebnis stand am Wahltag bereits 19.45 Uhr fest. Das endgültige Wahlergebnis wurde
durch den Bezirkswahlausschuss am 17.06.2004 ohne Korrekturen festgestellt. Dabei erhielten
folgende Parteien mehr als 5 % der gültigen Stimmen.

CDU 13,7 % 
SPD 16,1 % 
PDS 43,0 % 
GRÜNE 9,6 % 
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Das Bezirkswahlamt wird für das Wahljahr 2006 diese positiven Erfahrungen erneut nutzen, um
die dann anstehenden Wahlen in ähnlich hoher Qualität mit geringst möglichem Aufwand zu organisieren
und durchzuführen.

Im Weiteren wurden hier folgende Leistungen erbracht:

 w Unterschriftsprüfung auf Zulassung zum Volksbegehren „Schluss mit dem
         Berliner Bankenskandal!“ Geprüfte Unterschriften: 3 288

 w Schöffenwahl, wie Aufstellung der Vorschlagsliste 2005 bis 2008 (390 frei-
         willige Bewerber und 732 Bewerber nach der Zufallsliste)

 w Überprüfung von Bewerbern als ehrenamtliche Richter am Verwaltungs- bzw.
         Oberverwaltungsgericht. Geprüfte Personen 158

 w Unterschriftsprüfung auf Zulassung zum Volksbegehren „Schluss mit den Kür-
         zungen im Kita-Bereich“. Geprüfte Unterschriften: 1 726

 w Unterschriftsprüfung von 4 600 Unterschriften zu einem Volksbegehren zur
         Neuwahl des Abgeordnetenhauses

 w Organisatorische Vorbereitung einer öffentlichen Neuzählung der Lichtenber-
         ger Wahlergebnisse der Bundestagswahl 2002 im Zusammenhang mit einer
         Wahlprüfungsbeschwerde gegen die Berücksichtigung sogenannter „Berliner
         Zweitstimmen“ für die Zeit ab 10.01.05 im Dienstgebäude Egon-Erwin-Kisch-Str. 106.
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7.1.  Plan- und Leitstelle Gesundheit

Auf der Grundlage der durch die Schuleingangsuntersuchung im Jahresvergleich zur Verfügung
stehenden Daten bestätigte sich der Trend, der in vielen Europäischen Industrienationen und den
USA anzutreffen ist. Der Anteil übergewichtiger, adipöser und fehlernährter Kinder steigt stetig an.
Weiterhin musste festgestellt werden, dass bei gut ausgeprägter Feinmotorik die Fähigkeiten in der
Grobmotorik rückläufig sind und gleichzeitig die Defizite in der Sprachentwicklung wachsen. Die
Ursachen für diese Entwicklungen sind allgemein bekannt. Da mehr als 98 % der Schulanfänger zu-
vor eine Kita besuchen, lag es nahe, unter dem Leitbild des Bezirksamtes, „besser leben, Berlin-Lich-
tenberg, gesunder, kinder- und familienfreundlicher Bezirk“, gemeinsam mit dem Jugendamt gesund-
heitspolitische Konzepte zu entwickeln, die diesen Tendenzen entgegenwirken.

Auf dem Gebiet der gesunden Ernährung wurden zahlreiche Veranstaltungen „Eltern-Kind-
Abendessen“ und „gesundes Frühstück in der Kita“ durchgeführt, die die Erzieher/innen, die Kinder
und deren Eltern durch eigenes Erleben zu bewussterer Ernährung motivieren sollten. Dort vorgestellte
Rezepte zu alternativer Kost fanden regen Zuspruch. Gleichzeitig wurden die Köchinnen aus den selbst-
kochenden Kitas flächendeckend zur optimierten Mischkost geschult. Für die Kitas, in denen das
Essen nicht selbst zubereitet wird, veranstaltete das Jugendamt eine Expertenanhörung, die deutlich
machte, dass Lichtenberg auf dem Gebiet der Beköstigung im Kitaalter ein hohes Niveau erreicht
hat. In die Aktivitäten der Plan- und Leitstelle wurden grundsätzlich auch die Kitas in freier Trägerschaft
einbezogen.

Im Bereich der Bewegungserziehung gibt es bereits zahlreiche Aktivitäten. Die pädagogische Arbeit
besteht hier überwiegend in der Zusammenarbeit zwischen Kitas und freien Trägern/Sportvereinen.
Da deren Angebote in der Regel jedoch kostenpflichtig sind, besteht hier die Gefahr, dass die Kinder,
welche die eigentliche Zielgruppe dieser Förderung sind, diese aus finanzielle Gründen nicht in Anspruch
nehmen können. Dass Bewegungserziehung nichts mit Leistungssport zu tun hat und gleichermaßen
den Kindern und Erziehern Spaß machen kann, zeigte die Präsentation von Ergebnissen des erfolg-
reichen Konzeptes der Berliner Gesellschaft für Prävention und Rehabilitation von Herz-Kreis-
lauferkrankungen auf der Konferenz zur Kindergesundheit. Dieses Konzept noch stärker und möglichst
flächendeckend in die Lichtenberger Kitas zu tragen, wird eine Aufgabe im Jahr 2005 und darüber
hinaus sein.

Dank intensiver Bemühungen des Bibliotheksamtes und zahlreicher Erzieher/innen hat auch die
Sprachförderung vielerorts inzwischen einen festen Platz im Kitaalltag gefunden. Neben bilingualen
Ansätzen unterstützt das Vorlesen und die bewusste Beschäftigung mit Sprache dabei die Entwicklung
des Wortschatzes. Nach Erkenntnissen moderner Forschung ist die Fähigkeit des Menschen zum
Erlernen von Sprache nie wieder so ausgeprägt, wie im frühen Kindesalter. Deswegen muss Förderung,
die eine spätere Chancengleichheit beim Zugang zu Bildung zum Ziel hat, auch genau hier ansetzen.
Gegenwärtig wird eine vergleichende Analyse angefertigt, die aufzeigen wird, in welchen Gebieten
die Defizite in der Sprachentwicklung besonders hoch sind. Ziel ist es, regional genau dort auf die
wirklich vorhandenen Bedarfe einzugehen. Mit Vorlesungen, Veranstaltungen und dem zielgerichteten
Einsatz des sprachpädagogischen Konzeptes von Zvi Penner soll die Sprachförderung nachhaltig
verstärkt werden und im Kitaalltag Verstetigung finden.

Eine weitere Erkenntnis aus der Schuleingangsuntersuchung war es, dass der Durchimpfungsgrad
der Lichtenberger Kinder im Mittel der letzten 15 Jahre jährlich um rund 1 % sank und inzwischen

7. Abteilung Umwelt und Gesundheit
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den von der WHO empfohlenen Wert von 90 % unterschreitet. Um diesem Trend entgegenzuwirken,
wurde der erfolgreiche Impfwettbewerb, der 2003 an Lichtenberger Grundschulen durchgeführt
wurde, im Jahr 2004 mit gutem Erfolg bei den Oberschulen der Klassen 7 - 10 wiederholt. Auch für
das kommende Jahr sind einzelne Aktivitäten zum Thema Immunisierung vorgesehen. Eine Analyse
des aktuellen Durchimpfungsgrades bei Schulanfängern befindet sich in Bearbeitung.

Am 17. Dezember wurde eine Kooperationsvereinbarung mit freien Trägern im Bereich der
Suchtberatung unterzeichnet. Dadurch entstand ein Netzwerk integrierter Suchthilfe, welches es in
dieser Qualität bislang noch nicht gab.

Das Neue daran ist, dass nun die unsinnige Trennung von Beratungsstellen für legale und  illegale
Drogen überwunden wurde. Der so entstandene integrierte regionale Suchthilfedienst Ost, der neben
Lichtenberg auch Marzahn-Hellersdorf einbezieht, arbeitet künftig in einem abgestimmten und
verbindlichen Netzwerk, um Ratsuchende effizienter unterstützen zu können.

Gesundheitskonferenz 2004

Aus den gesundheitsrelevanten mehrjährigen Daten des Bezirks wurde sichtbar, dass Lichtenberg
und der Bezirk Marzahn-Hellersdorf über einen signifikant hohen Anteil an minderjährigen Müttern
verfügt, der deutlich über dem Berliner und Bundesdurchschnitt liegt. Ursachen und Auswirkungen
dieser Entwicklung aufzuzeigen war das Ziel einer Jugendgesundheitskonferenz im September 2004
mit dem Thema „... plötzlich schwanger, wie aufgeklärt sind Lichtenbergs Schülerinnen und Schüler?“

Im Vorfeld der Konferenz wurde eine anonyme Befragung unter fast eintausend Schülerinnen und
Schülern der Klassen 9 und 10 der verschiedenen Schulformen und ihren Lehrern zu Sexualverhalten
und Verhütungskompetenz durchgeführt. Obwohl die meisten Schülerinnen und Schüler sich für aus-
reichend aufgeklärt hielten, konnte nur ein sehr geringer Teil von ihnen drei Wissensfragen richtig be-
antworten. Das Alter für den ersten Geschlechtsverkehr lag bei Jungen und Mädchen unter 14 Jahren
und damit unter dem Bundesdurchschnitt. Etwa ein Drittel der Befragten gab an, schon mindestens
einmal Geschlechtsverkehr ohne geeignete Verhütung gehabt zu haben.

Dreiviertel der Befragten maßen der Schule eine sehr wichtige Rolle in puncto Sexualerziehung
bei. Weitere Recherchen ergaben, dass die unterschiedlichen Beratungsangebote von den Schulen
oft nur sehr konzentriert an den letzten Tagen vor den Zeugnissen in Anspruch genommen werden,
während die Beratungsstellen außerhalb dieser Zeit über frei Kapazitäten verfügen. Ebenfalls wurde
deutlich, dass sowohl der Zeitpunkt als auch die Intensität und Art, in der solche Inhalte vermittelt
werden, einer enormen Ermessensbandbreite je Schule und sogar je Klasse unterliegen. In Auswertung
der Konferenz erging ein Schreiben an die Direktoren der Oberschulen und an die Vorsitzenden der
Gesamtelternkonferenzen, in dem auf die Notwendigkeit entsprechender Beschlüsse der Schul-
konferenzen hingewiesen wurde.

Die Konferenz selbst ergab ein differenziertes Bild dieser Problematik. So sind es oft soziale Gründe
(das Herauskommen aus der elterlichen Gemeinschaft oder eine Alternative zur vermutet schlechten
beruflichen Perspektive), die insbesondere junge Mädchen dazu bringen, bewusst oder unbewusst,
nicht zu verhüten. Die Konferenz zeigte auch verschiedene Hilfeangebote und Möglichkeiten der
Ausbildungs- oder beruflichen Förderung auf. Die Ergebnisse von Befragung und Konferenz wurden
in einem Reader veröffentlicht. Zugleich wurden in hoher Auflage die Beratungsangebote als
Schulferienkalender sowie als Flyer an die Schülerinnen und Schüler über die Oberschulen verteilt.

Gender Mainstreaming

Während die Aktivitäten der Plan- und Leitstelle im Jahr 2004 sich durchgehend an beide
Geschlechter gleichermaßen wandten (Impfkampagne, Diabetikertag u.v.a.m.), hatte der Komplex
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um die Gesundheitskonferenz „... plötzlich schwanger, wie aufgeklärt sind Lichtenbergs Jugendliche?“
einen geschlechterdifferenzierten Ansatz.

Bereits bei der anonymen Befragung von knapp 1000 Lichtenberger Schülerinnen und Schülern
unterschiedlicher Schulformen sowie ihren Lehrern, die bei den Jugendlichen differenziert (bei ähnlichen
Fragestellungen) durchgeführt und ausgewertet wurde, ergaben sich signifikante Unterschiede, die
bereits in verschiedenen Formen kommuniziert wurden (Reader, BA-Beschluss/BVV z.KN).

Auch die Konferenz, die sich unter anderem auf die Problemkreise Jugendhilfe, Schul- und Be-
rufsausbildung sowie Chancen auf dem Arbeitsmarkt für junge Mütter fokussierte, ergab etwas un-
erwartet, dass in der allgemeinen Wahrnehmung sowohl unter den Jugendlichen als auch aus Sicht
vieler „Helfer“, Verhütungskompetenz überwiegend „Mädchensache“ ist.

Dessen ungeachtet hat sich die Plan- und Leitstelle veranlasst gesehen, sich schriftlich an alle Leite-
rinnen und Leiter der Lichtenberger Oberschulen sowie an alle Vorsitzenden der Gesamtschul-
konferenzen mit der Bitte zu wenden, sich im Rahmen der Schulkonferenzen für eine bessere,
altersgerechte (frühere) Vermittlung von Verhütungskompetenz in der Schule sowie eine bessere
Wahrnehmung der vorhandenen Beratungsangebote einzusetzen und entsprechende Beschlüsse
herbeizuführen. Darüber hinaus wurden die SchulleiterInnen gebeten, die mitgelieferten
Informationsmaterialien (Ferienkalender und Flyer) an die Schülerinnen und Schüler weiterzuleiten.

7.2. Gesundheitsamt

Die Veränderungen im Rahmen der Gesetzgebung in verschiedenen Bereichen haben die Arbeit
des Gesundheitsamtes im Jahr 2004 beeinflusst. Die weitere Planung für das Gesundheitsamt erfordert
die Auseinandersetzung mit der derzeit von der Senatsverwaltung für Gesundheit, Soziales und
Verbraucherschutz betriebenen Reform des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD).

Nachdem im Jahr 2003 der vorhandene Aufgabenkatalog überprüft wurde, insbesondere unter
der Fragestellung nach Erfüllungsverantwortung („Was muss vom Staat selbst geleistet werden und
wo steht das?“), nach Gewährleistungsverantwortung („Was muss unter staatlicher Aufsicht, aber
nicht unbedingt von staatlichen Stellen selbst erbracht werden?“) und nach künftigem Wegfall, ging es
in 2004 weiter mit der konkreten Planung des zukünftigen ÖGD in Berlin.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist festzustellen, dass der ursprünglich vorgelegte Zeitplan nicht eingehalten
werden konnte und ein erhebliches zeitliches Defizit besteht. Zwar liegt inzwischen ein „strukturelles
Rahmenmodell für einen neuen ÖGD im Land Berlin“ vor, aber an wesentlichen Punkten besteht
noch unaufgelöster Dissens zwischen den Akteuren.

Hier geht es unter anderem um die Frage nach der zusätzlichen Errichtung eines Landesgesund-
heitsamtes, um die bisher in regionalisierter Verantwortung der Bezirke erbrachten Leistungen auf
Landesebene zusammenzufassen.

Noch gänzlich ungelöst ist die Frage, wie dem inzwischen eindeutig vorhandenen Mangel an
hochqualifizierten Fachkräften zu begegnen ist, der für den ÖGD und damit für die Daseinsvorsorge
der Bevölkerung bedrohliche Ausmaße annimmt.

Gleichzeitig sind von der Senatsverwaltung für Finanzen ambitionierte Einsparvorgaben gemacht
worden.

Das ungünstige Szenario, das sich derzeit abzeichnet, besteht in Fortschreibung der Strukturen in
der dahingehenden Legislaturperiode bei gleichzeitig erzwungenen erneuten Einsparungen in Höhe
von mehreren Millionen Euro in einem noch nicht eindeutig definierten Zeitfenster.
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Kinder- und Jugendgesundheitsdienst

Das neue Schulgesetz vom 26.1.2004 zieht das Einschulungsalter vor. Damit verbunden war ein
vorübergehender Anstieg der Einschulungsuntersuchungen (ESU), da aktuell für die Umstellung mehr
als ein Schülerjahrgang untersucht werden muss.

Im nächsten Schuljahr, wenn wieder nur ein Jahrgang zur ESU ansteht und keine Vorklassen-
untersuchungen mehr durchgeführt werden (es gibt dann keine Vorklassen mehr), wird es endlich
möglich sein, die Kinder im Alter von 3 ½ - 4 ½ Jahren (Frühförderung) zu untersuchen.

Sozialmedizinischer Dienst

Der SMD musste sein Leistungsspektrum sowie die Quantität seiner Angebote einschränken. Wegen
des Wegfalls der Psychologenstelle konnten die Einzel- und Partnerberatung nur noch sehr eingeschränkt
durch eine Sozialarbeiterin bzw. eine Praktikantin erfolgen. 2005 wird somit hier kein Angebot mehr mög-
lich sein.

Ebenso musste die sexualpädagogische Gruppenarbeit stark eingeschränkt werden. Während 2003
noch 135 Gruppen betreut wurden, waren es 2004 nur noch 85. Die Gründe liegen ebenfalls bei den
Personaleinsparungen. Die Verwaltungsstelle wurde auf 50 % der Arbeitszeit reduziert, und der
Personalbestand sank insgesamt von 8 auf 4 Stellen.

Beratungsstelle für Alkohol- und Suchtkranke

Es wurden im vergangenen Jahr Überlegungen zu Auswirkungen von Hartz IV und der damit
zusammenhängenden Suchtberatung gem. § 16 SGB II angestellt, die bislang noch nicht abgeschlossen
sind. Informations- und Klärungsbedarf mit der ARGE steht an, Begutachtungsfragen sind abzustimmen.

Zahnärztlicher Dienst

Im Bereich der Jugendzahnklinik inkl. ZÄD gab es zum 01.10.2004 eine Umstrukturierung. Das
Modell, in dem Zahnärzte und Zahnarzthelferinnen halbtags im Öffentlichen Gesundheitsdienst tätig
sind und gleichzeitig eine Gemeinschaftspraxis in den Räumen des Öffentlichen Dienstes betreiben,
musste aufgrund der Intervention der Zahnärztekammer Berlin beendet werden. Es existierten jetzt
ein ZÄD wie in jedem Berliner Bezirk und eine zahnärztliche Gemeinschaftspraxis „Zahn und
Zähnchen“. Ein Teil der Mitarbeiterinnen ist komplett in die private Niederlassung gegangen, die
anderen Mitarbeiterinnen sind ausschließlich im ZÄD tätig. Für die Lichtenberger Kinder sind auch
nach dieser Umstrukturierung die gesetzlich festgelegten Vorsorgeuntersuchung und die Gruppen-
prophylaxe gesichert. Die Sicherstellung der zahnärztlichen Behandlung für die Kinder ist ebenfalls
gewährleistet, denn es besteht eine ausreichende Zahnarztdichte in Lichtenberg, z.T. mit speziellen An-
geboten zur Kinderbehandlung.

Beratungsstelle für Behinderte, chronisch Kranke und krebskranke Bürger

 Besonders im 1. Halbjahr 2004 benötigten viele Klienten Hilfe bei Anträgen und Höherstufungs-
anträgen für Schwerbehinderung und zu Leistungen aus der Pflegeversicherung, deren Bescheide u.a.
für die leistungsgerechte Einstufung als „chronisch krank“ und damit für die Zuzahlungsregelungen im
Rahmen der Gesundheitsreform eine wichtige Rolle spielen.

Die psychosoziale Situation vieler Klienten ist geprägt von finanziellen Nöten, existentiellen Ängsten
und Verunsicherungen; im Hinblick auf die am 01.01.05 in Kraft tretenden neuen gesetzlichen
Regelungen (SGB II und SGB XII) wird ein erhöhter Betreuungsbedarf erwartet.

Vergleichbares gilt für den Bereich der Betreuungsstelle.
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Bereich Bestattungswesen

Seit 01.01.2004 wurde durch die Krankenkassen die Sterbegelderstattung aufgrund gesetzlicher
Regelungen eingestellt. Dies führt im Ergebnis zu höheren Kosten für das Gesundheitsamt in der Ver-
antwortung für die ordnungsbehördlichen Bestattungen.

Sozialmedizinischer Bereich am Sonderpädagogischen Förderzentrum

Die Zahl der betroffenen schwerkranken Kinder blieb auch 2004 konstant. Somit besteht weiterhin
ein sehr hoher Betreuungs-, Pflege- und Therapiebedarf.

Kinder- und Jugendpsychiatrischer Dienst

Der KJPD verzeichnet trotz des Rückganges der Kinderzahlen im Bezirk keinen Rückgang der In-
anspruchnahme. Der Trend zu komplexeren psychosozialen Problemlagen in der Verschränkung von
Schuldistanz, Leistungsversagen, psychomentaler Retardierung, Drogenabusus etc. hält unvermindert
an. Weiterhin ist zu beobachten, dass auf der einen Seite die psychosozialen und emotionalen Störungen
in immer jüngeren Altersklassen auftreten, während auf der anderen Seite bei Jugendlichen sich häufig
chronifizierte Verläufe finden.

Gender Mainstreaming

In der Tätigkeit des Gesundheitsamtes - insbesondere in den Bereichen Gesundheitshilfen und Ge-
sundheitsförderung- sind die geschlechtsspezifischen Unterschiede, deren Beachtung und Relevanz
für die Angebote und Leistungen, unabdingbar.

Frauen und Männer zeigen deutlich andere Verhaltensweisen im Hinblick auf Beteiligung, Annahme
von Hilfen und Angeboten, sie zeigen andere Wertehierarchien und ein anderes Normverhalten.

Die Unterschiede zeigen sich schon im Kindesalter hinsichtlich der Morbidität bei psychischen und
sozialen Störungen. Es ist wichtig, dass die Teams in den Beratungsstellen/Diensten nicht nur
multiprofessionell - wie durchaus gehandhabt - arbeiten, sondern auch auf ein ausgewogenes Verhältnis
zwischen weiblichen und männlichen MitarbeiterInnen bestanden werden muss. In der personellen
Zusammensetzung der einzelnen Teams bestehen in fast allen unserer Beratungsstellen/Dienste Un-
gleichgewichte zu Ungunsten der männlichen Mitarbeiter. Insbesondere aus dem Fehlen von männlichen
Sozialarbeitern resultieren gewisse Disproportionen z.B. im Zusammenhang mit Zwangsmaßnahmen bei
gewalttätigen Klienten, aber auch im Rahmen der Gestaltung der Zusammenarbeit in den Teams. So
werden die Arbeitsaufgaben z. B. in der Beratungsstelle für Alkohol- u.a. Suchtkranke von überwiegend
mehr weiblichen Mitarbeiterinnen (aktuell 9 weibliche Mitarbeiter 1 männlicher Mitarbeiter) bewältigt,
ein höherer „Männeranteil“ wäre aber angemessener.

Geschlechtsspezifische Datenerfassung und Analyse ist in den Beratungsstellen und Diensten mit
gesundheitsfördernden Angeboten und gesundheitlichen Hilfen eine Selbstverständlichkeit.

Im Sozialmedizinischen Dienst für Eheberatung, Familienplanung und Schwangerschaft
ist die Aufgabenstellung überwiegend frauenspezifisch und wird auch so behandelt.

Bei Paarberatungen und eher seltenen Einzelberatungen von Männern zur Familienplanung, in der
Schwangerschaft und im Schwangerschaftskonflikt versuchen die Mitarbeiterinnen der Rolle des
Mannes innerhalb dieser Thematik gerecht zu werden.

In der sexualpädagogischen Gruppenarbeit mit Kindern und Jugendlichen macht sich der
Mangel, für die Jungen keinen gleichgeschlechtlichen Gesprächspartner zu haben, bemerkbar. Die
Mitarbeiterinnen versuchen in getrennten Gruppen durch ein spezifisches Herangehen wenigstens
einen teilweisen Ausgleich im Sinne von Mädchen- und Jungenarbeit zu erreichen.
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In der sexualpädagogischen Arbeit mit Jugendlichen der Klassenstufen 7 - 10 in der Beratungs-
stelle für sexuell übertragbare Krankheiten sowie AIDS hat sich bewährt, die Thematik nach
gemeinsamer Einführung in getrenntgeschlechtlichen Gruppen weiter zu verfolgen. Nur so kann es
gelingen, dass typische Fragen von Mädchen und Jungen auch angesprochen und diskutiert werden,
was in einer gemischten Gruppe nicht möglich wäre. In diesem Zusammenhang wäre der Einsatz
eines männlichen Sozialarbeiters wünschenswert.

Der Sozialpsychiatrische Dienst leistet gleichfalls zumindest in Anteilen geschlechtsspezifische
Arbeit und hat eine Klientel, die in Teilen eine geschlechtsbezogene Morbidität aufweist.

Die Spezifik der Gleichstellung ist in der Betreuungsstelle nicht gegeben, da hier leider keine
männlichen Kollegen beschäftigt sind, die sicherlich gut in das Sachgebiet passen würden, schon
aufgrund der Klientel.

Bezüglich der Klientel kann berichtet werden , dass es zwischen männlichen und weiblichen
Betreuungen in der Quantität keinen Unterschied gibt. Hier gibt es aber bezogen auf die Krankheitsbilder
und Abhängigkeiten Unterschiede, die hier aber nicht näher erläutert werden können, da das eine
zeitaufwendige Analyse aufzeigen müsste.

Schwerpunkte für Behinderte, chronisch kranke und krebskranke Menschen.
Die Beratungs- und Hilfsangebote der Beratungsstelle sind geschlechterneutral ausgerichtet.
2004 nahmen fast 44 % Männer und ca. 56 % Frauen die Angebote in Anspruch.
Die Probleme und Bedürfnisse, mit denen Männer und Frauen die Beratungsstelle aufsuchen, sind

nicht geschlechtsspezifisch, sondern krankheits- und/oder behinderungsbedingt.

Über 2/3 der Betroffenen sind männlich. In der Angehörigenarbeit ist das Verhältnis umgekehrt.
Neben gemischt-geschlechtlicher Gruppenarbeit sind homogene Gruppen (Männer, Frauen)

fachlich sinnvoll. Angehörigenarbeit ist schwerpunktmäßig auf Partnerinnen ausgerichtet

Nach Aufarbeitung geschlechtsspezifischer Probleme ist die Auseinandersetzung mit dem jeweils
anderen Geschlecht möglichst von gemischtgeschlechtlichen professionellen HelferInnen zu fördern.

Im Zahnärztlichen Dienst wurden im Schuljahr 2003/04 im Teilbereich Lichtenberg die
Zahngesundheitsdaten von 14.205 Kindern und Jugendlichen von 3 - 16 Jahren mit der fachspezifischen
Software „Octoware“ erfasst und ausgewertet. Das Verhältnis Jungen und Mädchen beträgt 1:1.

Die Spezifizierung des Gebisszustandes nach gesund, behandlungsbedürftig und saniert ergibt keine
geschlechtsspezifischen Unterschiede.

Jungen haben einen um 5,2 % höheren Anteil an unbehandelter Karies, die Mädchen einen um 5,3
% höheren Anteil an gefüllten Zähnen.

Er gibt momentan nur wenige vergleichbare Daten zur Zahngesundheit von Kindern, die eine
Differenzierung nach Jungen und Mädchen vornehmen. In den Berliner Schuljahresberichten der
Zahnärztlichen Dienste sind keine Spezifizierungen nach Jungen und Mädchen enthalten. Da die
Software „Octoware“ perspektivisch in Berlin flächendeckend eingesetzt wird, lassen sich bald auch
Vergleiche zu dieser Thematik anstellen. Gemäß der 3. Deutschen Mundhygiene-Studie (IDZ 1999)
wurden bei Frauen und Mädchen ein besserer Sanierungsgrad und ein größerer Anteil gefüllter Zähne
festgestellt als bei Männern und Jungen. Dieses Studienergebnis geht konform mit unseren Unter-
suchungen.

Auswirkungen auf einen veränderten Ablauf von Vorsorgeuntersuchungen und Gruppenprophylaxe
entstehen durch dieses Untersuchungsergebnis nicht. Bei unbehandelter Karies wird in der Regel
immer versucht, im Einzelgespräch Gründe für den unterlassenen Zahnarztbesuch zu finden und eine
Lösung zu suchen, ggf. auch Unterstützung bei der Wahl eines für Kinder geeigneten Zahnarztes zu
geben.

Im sonderpädagogischen Förderzentrum werden Kinder und Jugendliche im Sinne eines ganz-
heitlichen Menschenbildes medizinisch- therapeutisch betreut. Der Anteil von Jungen und Mädchen
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beträgt ca. 2:1. Gerade in der pflegerischen Behandlung müssen besonders Schamgefühle und die Wah-
rung der Intimsphäre der Kinder und Jugendlichen beachtet werden.

Durch räumliche Trennung der Jungen und Mädchen versuchen wir, dem gerecht zu werden. Die
beschäftigten Mitarbeiter sind vorwiegend weiblich, mit Ausnahme eines Krankenpflegers und eines
Physiotherapeuten, der in der Schule für Geistig Behinderte arbeitet.

Bei der pflegerischen Behandlung versuchen wir, so weit es möglich ist, den Krankenpfleger bei
den älteren männlichen Jugendlichen einzusetzen. Dies ist bei der Vielzahl der Tätigkeiten jedoch nur
bedingt möglich.

Persönliche Wünsche von Kindern und Jugendlichen versuchen wir, so weit es geht, zu erfüllen. In
enger Zusammenarbeit mit den Pädagogen versuchen wir den Einsatz von Zivildienstleistenden und
männlichen Praktikanten für männliche Jugendliche zu koordinieren.

Im Bereich der Physiotherapie werden in einzelnen Gruppen spezifische Inhalte für Jungen
angeboten. Im medizinisch-therapeutischen Team sind die beiden männlichen Mitarbeiter in die
Mehrzahl von weiblichen Kolleginnen gleichberechtigt integriert. Es herrscht eine ausgesprochen
kollegiale Atmosphäre.

Insgesamt versuchen wir, die spezifischen, je besonderen, subjektiven Eigenheiten jedes Kindes
zu beachten und mit ihm individuell zu arbeiten. Wir verstehen unsere Arbeit als Förderung der
physischen, psychischen und geistigen Entwicklung der Kinder und Jugendlichen. Wir versuchen, die
körperliche, psychische und geistige Entwicklung des Kindes als eine sich gegenseitig beeinflussende
dialektische Einheit zu betrachten. Dem entsprechend wird der je subjektive, besondere Schwerpunkt
sich danach richten, welcher individuelle Förder- und Therapiebedarf für das Kind gegenwärtig
notwendig ist.

Sozialpsychiatrische Hilfen für Kinder und Jugendliche
Dass psychische Krankheitsbilder und psychosoziale Problemlagen oft ein erheblich unter-

schiedliches weiblich-männliches Verteilungsspektrum aufweisen, ist allgemein bekannt, genauso wie
die Tatsache, dass sich auch geschlechtsspezifische altersabhängige Schwerpunkte verschiedener Stör-
bilder nachweisen lassen.

Unterschiede finden sich selbstverständlich gleichfalls in der Krankheitsbewältigung und in den
Lösungsstrategien bei Konflikten. Diese Unterschiede zwischen den Geschlechtern, nicht nur bezogen
auf die Klienten, sondern auch im Umgang mit den Angehörigen und wichtigen Bezugspersonen zu
berücksichtigen, ist in der Kinder- und Jugendpsychiatrie selbstverständlich und gängig.

7.3 Amt für Umwelt und Natur

Naturschutz und Landschaftsplanung

Die Landschaftsplanung ist eines der wichtigsten Instrumente für die kommunale Freiflächenplanung.
Landschaftspläne stellen die Weichen für eine ökologische, wirtschaftliche und soziale Entwicklung.
Sie sind gleichzeitig ein Arbeitsschwerpunkt für das Amt für Umwelt und Natur.

Berlin genießt als europäische Metropole nicht zuletzt wegen seines vielfältigen „Grüns“ großes
Ansehen und erfreut sich einer hohen Lebensqualität, die es nicht nur zu erhalten, sondern unter allen
wirtschaftlichen Bedingungen weiter zu entwickeln gilt.

Die Lebensqualität ist in allen Städten ein wichtiger wirtschaftlicher Standortfaktor.

Auf der Grundlage des Flächennutzungsplanes (FNP)  und des Landschaftsprogrammes von Berlin
ist die Herstellung eines Ringes von eigenständigen Regionalparkes rund um Berlin geplant. Regio-
nalparks bilden einen ökologischen und ökonomischen Lebensraum. Sie sind Ausflugsziele für
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Großstädter, die sich erholen wollen. In dem das kulturelle, gastronomische und freizeitsportliche
Angebot genutzt wird, tragen Besucher zur wirtschaftlichen Entwicklung bei.

Mit der Neugestaltung des Gutsparkes Falkenberg und der noch laufenden Neugestaltung des
Gebietes um den Gehrensee in eine landwirtschaftlich geprägte Erholungslandschaft sind Bausteine
des Naherholungsraumes Berliner Barnim, des Regionalparkes Barnimer Feldmark im Entstehen.

Das innerhalb der angrenzenden Siedlungen Neu-Hohenschönhausen und Marzahn bestehende
Grünflächendefizit kann auf diesem Wege reduziert werden. Für deren Bewohner werden grüne
Freiräume für eine aktive Erholungsnutzung angeboten.

Die im FNP dargestellten möglichen Wohnungsbaustandorte erhalten durch die geschaffenen
angrenzenden Parkanlagen eine Ein- und Anbindung an die Landschaft. Mit der Siedlung „Falkenwiese“
und „ Am Gehrensee“ wurde bereits begonnen.

Der Ausbau der touristischen Infrastruktur durch Anlage von Wander-, Reit- und Radwegen, die
Entwicklung landwirtschaftlicher Strukturen wie Ackerflächen, Streuobstwiesen und Weideland und
Erholungswald schaffen zusätzlich auch Arbeitsplätze in den Bereichen der Landwirtschaft,
Landschaftspflege und im Bereich der Freizeitangebote .

Durch intensiven Austausch mit Nachbargemeinden und Bezirken ist ein überregionales
Wegeverbundsystem in Entwicklung, dass sowohl für die Erholungs- als auch landwirtschaftliche
Nutzung von immenser Bedeutung ist.

Das Bezirksamt hatte bereits im Januar 2004 mit dem Beschluss der Vorlage „Pflege der Grünflächen
und Gefahrenabwehr in Wohngebieten“ das Amt für Umwelt und Natur beauftragt, einen
Landschaftsrahmenplan zu erarbeiten und dem Amt sieben Leitlinien zur Freiraumentwicklung
vorgegeben.

Für das Bezirksamt ist es wichtig, auf Grund der bisherigen Entwicklung und des vorliegenden
Datenbestandes zu entscheiden, ob und welche Freiräume zukünftig erhalten oder neu gestaltet werden,
da davon die erforderlichen Ressourcen abhängen. Dabei sollen Prioritäten neu gesetzt werden, um
die Entwicklung der Ressourcen in den letzten Jahren stärker zu berücksichtigen. Die Kosten für die
Unterhaltung der Flächen können nicht ansteigen, da im Land Berlin für den weiteren Flächenzugang
auf lange Sicht keine Unterhaltungsmittel zur Verfügung stehen.

Damit dem Bezirksamt eine fundierte Entscheidungsgrundlage zur Verfügung steht, hat das Amt für
Umwelt und Natur einen Landschaftsrahmenplan im Entwurf erarbeitet. Die vorhandenen Daten zum
Freiraum aus den beiden Altbezirken wurden zusammengeführt, ausgewertet und sieben Analysekarten
dargestellt. Schwerpunkt der Arbeit des Amtes ist die Bereitstellung von öffentlichen Grünanlagen,
Verkehrsgrün einschließlich Straßenbäumen, Kinderspielplätzen, Kleingartenanlagen und Friedhöfen.
Zu den Aufgaben zählten aber auch die Verwaltung und Verpachtung der kommunalen
Landwirtschaftsflächen, die Unterhaltung und Pflege von Kleingewässern und Schutzgebieten sowie
spezielle Arten- und Biotopschutzmaßnahmen.

Der erarbeitete Landschaftsrahmenplan stellt für diese Aufgaben den aktuellen Stand dar und zeigt
die Entwicklung.

Weiterhin integriert der Landschaftsrahmenplan aber nicht nur bereits bestehende Planungen, wie
z.B. den Baumleitplan oder den Friedhofsentwicklungsplan, er trifft auch Aussagen zur weiteren
Entwicklung des Arten- und Biotopschutzes. Erstmalig wird für den Bezirk ein Biotopverbundsystem
dargestellt, das die Ansprüche insbesondere der wenig mobilen Tierarten berücksichtig und die
Schwerpunkte für zukünftige Maßnahmen festlegt. Damit soll gewährleistet werden, das Mittel für
den Arten- und Biotopschutz - in der Regel aus Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen oder Fördermittel



104

- gezielt zu Förderungen der Leitarten eingesetzt werden. Untersetzt wird dieser Abschnitt durch ein
Kataster der möglichen Ersatzmaßnahmen, dass die 20 wichtigsten Maßnahmen darstellt und mit
Prioritäten versieht. Bei entsprechenden Eingriffen in Natur und Landschaft können Amt und Vor-
habensträger auf dieses Kataster zurückgreifen, um für beide Seiten die günstigste Lösung zu finden.

Die zukünftigen Ziele im Freiraum sind drei Maßnahmenkarten zu entnehmen. Die Karte
Grünflächenentwicklung stellt die Entwicklung des Flächenbestandes dar und wird zukünftig als „grüner
Masterplan“ erhebliches Gewicht bei allen den Freiraum betreffenden Entscheidungen haben. In der
Maßnahme- und Entwicklungskarte sind die wichtigsten Schwerpunkte dargestellt, um zukünftig
Investitions- und Fördermaßnahmen gezielter anzumelden. Damit werden aber auch Planung und
Umsetzung für politische Gremien, gemeinnützige Träger und interessierte Bürger transparenter und
nachvollziehbarer.

Die städtebauliche Entwicklung kann bei genauer Kenntnis der Anforderungen der Belange,
insbesondere der Erholung und des Naturschutzes, Aspekte der Ökologie und der Nachhaltigkeit
besser berücksichtigen. In diesem Sinne dient der Landschaftsrahmenplan auch als Nachschlagewerk,
das Verwaltungsentscheidungen vereinfacht und beschleunigt. Der Landschaftsrahmenplan soll zukünftig
fortgeschrieben werden.

Lichtenberg hat als erster Berliner Bezirk einen Landschaftsrahmenplan erarbeitet und sich dabei
an den Landschaftsrahmenplan der Hansestadt Rostock orientiert, die eine vergleichbare Größe und
Einwohnerzahl hat.

Der Landschaftsrahmenplan wurde fast ausschließlich von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
des Fachbereiches Naturschutz und Landschaftsplanung des Amtes für Umwelt und Natur erarbeitet;
die Einbeziehung externer Fachleute erfolgte in einem Umfang von etwa 5.000,— Euro.

Pflege und Unterhaltung des öffentlichen Grüns

Ein weiterer Schwerpunkt in der Arbeit des Amtes für Umwelt und Natur stellt die Bereitstellung
von öffentlichen Grünanlagen für die Bevölkerung dar. Diese umfasst die gärtnerische/ökologische
Pflege und Unterhaltung der öffentlich gewidmeten Grünanlagen. Zielsetzung des UmNat war und ist
die Realisierung einer differenzierten Pflege und die Umsetzung von Entwicklungskonzepten unter
Berücksichtigung ökologisch/natürlicher Grundsätze zur Erhaltung und Entwicklung der Grünflächen.
Oberstes Gebot sind die Absicherung der Verkehrssicherheit sowie die Substanzerhaltung in den
einzelnen Anlagen. Der Minimalstandard orientiert sich an der Gebrauchsfähigkeit der Anlagen.
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P f l e g e o b j e k t e  d e s  U m N a t 

 
A n z a h l  d e r  O b j e k t e  

 
P f l e g e f l ä c h e  i n  m ² 

 
Ö f f e n t l i c h e  G r ü n -u n d  P a r k a n l a g e n  2 7 7  3 . 4 8 3 . 0 2 8  
P a r k a n l a g e n  ü b e r  1 0  h a  3     4 2 5 . 4 3 1  
ö f fen t l i che r  Sp ie lp lä tze  1 7 3     3 5 8 . 5 3 8  
B i o t o p e  3       6 3 . 0 4 8  
F r i e d h ö f e  5     3 8 4 . 3 6 3  
K G A  ( R a h m e n g r ü n ) 3 7       3 9 . 9 7 7  
L a n d w i r t s c h a f t l i c h e  F l ä c h e n  1 3  1 . 3 1 5 . 9 4 8  
G e w ä s s e r  3 8     2 3 6 . 9 1 3  
B e t r i e b s h ö f e / L a g e r f l ä c h e n  1 7     1 0 0 . 8 8 1  
S u m m e 5 6 6  6 . 4 0 8 . 1 2 7  
   
P f l e g e o b j e k t e  a n d e r e  Ä m t e r    
K i t a s  5 0     1 9 5 . 9 9 0  
S c h u l e n  7 7     7 6 0 . 0 7 8  
Spo r tp l ä t ze  1 9     3 6 4 . 8 7 4  
V e r k e h r s g r ü n f l ä c h e n 3 7 9     8 5 4 . 5 6 8  
G r ü n f l ä c h e n  a n  ö f f e n t l i c h e n  G e b ä u d e n  1 1 6     4 2 6 . 9 8 1  
S u m m e                           6 4 1  2 . 6 0 2 . 4 9 1  
 
G e s a m t 

 
                       1 . 2 0 7  

 
9 . 0 1 0 . 6 1 8  

 

Die Gesamtanzahl der zu pflegenden Bäume in Lichtenberg, einschließlich Straßenbäume, beträgt
mit Stand 31.12.2004 ca. 61.000. Aus Gründen der Verkehrssicherheit und  Bestandsregulierung
mussten im Berichtszeitraum 1.159 Bäume gefällt werden. In dieser Summe sind auch die Bäume
enthalten, die im Rahmen von Grundstücksumbildungen aus dem Bestand des Amtes genommen werden
mussten. Neupflanzungen – insgesamt 152 Bäume, erfolgten vorrangig im Bereich von Straßen, z. B.
Gärtnerstraße, Atzpodienstraße, Lahnsteiner Straße.

Kooperationsvereinbarungen mit unterschiedlichen Beschäftigungsgesellschaften  und die Durch-
führung einer Vergabe–ABM ermöglichten zusätzliche Pflegemaßnahmen in ausgewählten Objekten
des Bezirkes. Im Einzelnen sind das:

 w ABM–Vergabe „Unterhaltungsarbeiten in Grünanlagen und auf Freiflächen“
         – Fennpfuhlpark / R. Seiffert - Grünzug  - dephiCon GmbH / HEC GmbH
 w Kooperationsvereinbarung mit dem Sozialwerk des dfb e.V., Hagenstraße
         – Stadtplatz Freiaplatz / Grünanlage Rüdigerstraße
 w Kooperationsvereinbarung  mit ARBLI GmbH – Unterstützung in ausgewähl-
         ten Revieren – Mithilfe bei Unterhaltungsarbeiten in Grünanlagen und auf Freiflächen
 w Kooperationsvereinbarung mit agens e.V. - Unterstützung in ausgewählten Re-
         vieren und auf den landeseigenen Friedhöfen - Mithilfe bei Unterhaltungsarbei-
         ten in Grünanlagen und auf Freiflächen

Der Gesamtzustand der öffentlichen Grünanlagen einschließlich der Spiel- und Bewegungsflächen wird
von uns mit befriedigend eingeschätzt. Die Defizite bei der Unterhaltung und Pflege sind nicht mehr zu
übersehen. Für einen großen Teil der öffentlichen Grünanlagen/Spiel und Bewegungsflächen gilt: Die Anlagen
werden bis zum völligen Verschleiß genutzt, z.B. Seepark / Karlshorst. Dringend notwendige Erneuerungen
können auf Grund fehlender Haushaltsmittel nicht durchgeführt werden.

Durch das Amt für Umwelt und Natur wurden 1.207 Pflegeobjekte mit einer Gesamtfläche von insgesamt
9.010.618 m²  bewirtschaftet.
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Auswirkungen der neuen Gebührenordnung

Urnenbeisetzungen

Trauerfeiern

Erdbestattungen

Ein Grund für diese Entwicklung ist u.a. das Gebührengefälle zwischen den landeseigenen
Friedhöfen und den konfessionellen Friedhöfen in Berlin.

Landschaftsbau

Trotz veränderter Rahmenbedingungen, wie der Wegfall von 3 erfahrenen und fachlich versierten
Bauleitern, bestand für den Landschaftsbau die Zielstellung, Baumaßnahmen der öffentlichen Hand,
welche Relevanz für das öffentliche Grün haben, fachlich umzusetzen und zu begleiten.

Der Landschaftsbau hat 28 Baumaßnahmen mit einem Auftragsvolumen von mehr als 3.000.000
Euro fachlich umgesetzt bzw. begleitet. Diese Baumaßnahmen gliedern sich u. a. in Wohnumfeldver-
besserungsmaßnahmen, Urban II-Fördermittel, StadtumbauOst-Vorhaben, Straßenbegleitgrün.

Beispielhaft sind nachfolgend einige Bauvorhaben aufgeführt:

 w Neubau des Wustrower Parkes
 w Grünzug „Grünes Band“ Frankfurter Allee Süd
 w Neubau Bolzplatz Rudolf-Seiffert-Str.
 w diverse Schulhofneugestaltungen, z. B. R.-Wagner-GS; Gmeiner GS;
 w Grünverbindung Wartenberger Str.
 w Grünanlage Zingster Str.
 w Straßenbegleitgrün mit Baumpflanzungen (z. B. Pfarrstr. und Gärtner Str.)

Darüber hinaus plante und/oder begleitete der Landschaftsbau die Projekte Gehrensee, Falkenberger
Krugwiesen, den Neubau des Fußballspielfeldes im Stadion Friedrichsfelde sowie die Umgestaltung der
Freifläche Pfarrstr./Türrschmidtstraße. Die finanziellen Mittel zur Umsetzung wurden aus Fördermitteln

 w Kooperationsvereinbarungen mit AIBM mbH - Unterstützung in ausgewählten
         Revieren - Mithilfe bei Unterhaltungsarbeiten in Grünanlagen und auf Freiflä-
         chen, Graffitibeseitigung, Sonnenblumenlabyrint
 w Kooperationsvereinbarungen mit der Agrarbörse Deutschland Ost e.V. - Unter-
         stützung in ausgewählten Revieren - Mithilfe bei Unterhaltungsarbeiten in Grün-
         anlagen und auf Freiflächen, Spielplatzpflege, Gewässerpflege

Mit Wirkung zum 01.01.2004 trat die neue Gebührenordnung für die landeseigenen Friedhöfe und
Krematorien Berlins in Kraft. Die für den Bezirk dramatische Entwicklung ist der nachstehenden
Übersicht zu entnehmen.
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unterschiedlichster Programme, wie z.B. UEP, Ausgleichs- und Ersatzzahlungen, Schul- und Sport-
stättensanierungsprogramm bzw. „Städtebaulicher Denkmalschutz“ bereitgestellt. UmNat wickelte hierzu
auch das entsprechende Fördermittel-Management ab. Das Auftragsvolumen betrug im Jahr 2004
1.890.000 Euro. Die Maßnahmen dauern zum überwiegenden Teil im Jahr 2005 noch an.

Für die weitere erfolgreiche Arbeit auf diesem Gebiet ist die Sicherung des erforderlichen, fachlich er-
fahrenen Personalbestandes an Bauleitern unbedingt notwendig und unabdingbar.

Im Bereich der Berufsausbildung der Gärtner Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau bestand
die Zielstellung darin, dass die Quote der bestandenen Abschlussprüfungen über der des Berliner
Durchschnitts liegt.

Im Ausbildungsjahr 2004 befanden sich insgesamt 22 Jungen und Mädchen in der Ausbildung zum
Gärtner Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau. 9 von 10 Lehrlingen konnten die Abschlussprüfung
erfolgreich ablegen, was einer Durchfallquote von 10 % entspricht (Berliner Durchschnitt 44 %). Es
konnte ein Bauvorhaben abgeschlossen werden. Durch die Eigenleistungen der Auszubildenden
konnten, gegenüber Fremdvergabe, Einsparungen in Höhe von ca. 170.000 Euro erbracht werden.

Umweltschutz

Die Zielstellung im Bereich Umweltschutz besteht zum überwiegenden Teil in der Wahrnehmung
von ordnungsbehördlichen Aufgaben. Mittels Präventionsarbeit  soll zur Erhaltung des Umweltschutzes
und zur Vermeidung von Gefährdungen der Schutzgüter der Umwelt zum Wohle der Allgemeinheit
beigetragen werden.

Zu den Schwerpunkten im Bereich Umweltschutz gehörten:

 w Untersuchungen von Boden oder Grundwasser in sensiblen
 w Nutzungsbereichen/ Altlastenverdachtsflächen im Wert von ca. 30.000 Euro
 w Bearbeitung von 250 Beschwerden über Lärmbelästigungen, Abfallablagerungen,
 w Geruchsbelästigungen und sonstigen Beschwerden bei nicht genehmigungsbedürf-
         tigen Anlagen
 w mehr als 170 Genehmigungen und Kontrollen der Einleitung von schadstoffbelas-
         teten Abwässern in die öffentliche Kanalisation
 w Erteilung von 210 Ausnahmezulassungen  für die Durchführung von Festen und Mu-
         sikveranstaltungen
 w Bearbeitung von ca. 100 Beschwerden über Abfallablagerungen

Sonstige Projekte und Initiativen

Im Rahmen des durch das Bezirkliche Bündnis für Arbeit finanzierte Projekt „Wirtschaftsdienliche
Maßnahmen:

 w Herzberge – behutsame ökologische Entwicklung des Standortes mit integrierten
         Naturschutzmaßnahmen und landschaftsnaher ökonomischer Nutzung“ begleitete
         UmNat fachlich, in Kooperation mit dem Immobilienservice, die Arbeit des Pro-
         jektträgers Agrarbörse Deutschland Ost e.V.
 w Gemeinsam mit dem ijgd (Internationale Jugendgemeinschaftsdienste) und den Ver-
         einen Naturschutzstation Malchow und Förderverein Landschaftspark Nord-Ost
         führte UmNat erfolgreich ein internationales Workcamp für Jugendliche aus verschie-
         denen Nationen im Bereich der Parklandschaft Barnim durch.
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7.4. Veterinär- und Lebensmittelaufsichtsamt

Veterinäraufsicht

Die Tierseuchenbekämpfung  sowie die Überwachung von Tierhaltungen unter tierschutzrechtlichen
Aspekten stellten auch 2004 einen Schwerpunkt der Veterinäraufsicht im Bezirk dar. Insbesondere
die Kontrolle und seuchenhygienische Absicherung privater Nutztierbestände und des Tierparks standen
dabei im Vordergrund. Ausgelöst durch die immer wieder in anderen EU-Staaten auftretende
Geflügelpest, wurde eine Neubestandsaufnahme der im Bezirk ansässigen Geflügelhalter vorgenommen.
Insgesamt wurden  43 Haltungen  mit  ca. 1250 Tieren erfasst  und hinsichtlich ihres Impfstatus
überprüft.

Im Rahmen der tierseuchenrechtlichen Überwachung wurden 11 Veranstaltungen mit Tieren kontrol-
liert, darunter  auch Großveranstaltungen, wie das Pferdefestival auf dem Gelände der Trabrennbahn
Karlshorst mit mehr als 300 teilnehmenden Pferden oder die Windhundausstellung und das Windhund-
Coursing mit mehr als 100 Tieren.

Im Berichtzeitraum wurde bei Tierbeständen in 11 Fällen eine meldepflichtige Tierseuche und in
einem Fall eine anzeigepflichtige Tierseuche amtlich festgestellt. Es handelte sich dabei um Q-Fieber
(9), Vogelpocken (1), Leptospirose (1) und Psittakose (1).Die Seuchenlage bei der Tollwut  blieb
dagegen auch 2004 in Berlin weiterhin entspannt. Bei  20 im Bezirk tot aufgefundenen Wildtieren
konnte keine Tollwut festgestellt werden.

Die günstige Tollwutsituation in den EU-Staaten führte auch dazu, dass ab Oktober 2004 für den
Bürger, mit der Einführung eines EU-einheitlichen Heimtierausweises, wesentliche Erleichterungen
bei Reisen mit Heimtieren innerhalb der Europäischen Union in Kraft treten konnten. So sind für
derartige Tiere amtstierärztliche Impf– und Gesundheitsbescheini-gungen in der Regel nicht mehr
erforderlich.

Ebenfalls ab Oktober trat das neue Gesetz über das Halten und Führen von Hunden in Berlin in
Kraft. Dieses Gesetz löste die Berliner Hundeverordnung ab, die in wesentlichen Teilen von Gerichten
für rechtswidrig erklärt worden war. Damit  sind Angelegenheiten im Zusammenhang mit gefährlichen
Hunden wieder eindeutig regelbar.

Leider wiederholte sich die positive Entwicklung des Jahres 2003 bei Bissvorfällen mit Hunden
nicht. So lag die Zahl der angezeigten Vorfälle mit 143 um fast ein Drittel höher als im Vorjahr. Dabei
kamen 88 Personen und 54 Tiere zu Schaden.

 

 Jahr 2003 Jahr 2004 
Zahl der Bissvorfälle 111 143 
verletzte Personen 69 88 
reguläre Tierausstellungen 9 11 
tierseuchenrechtliche 
Untersuchungen 

30 48 

Bescheinigungen im 
Reiseverkehr  

232 131 

Kontrollen von Tierhaltungen 288 289 
Tierschutzanzeigen 213 92 
KontrollenTierheim/amtliche Tiersammelstelle 122 136 
Kontrollen Tierpark 31 35 

Lebensmittelaufsicht

Durch zahlreiche Berichte über Lebensmittelskandale in der Vergangenheit angeregt, zeigen auch
breitere Bevölkerungsschichten zunehmendes Gesundheitsbewusstsein beim Umgang mit Lebensmitteln
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und Interesse an den Verfahrensweisen der amtlichen Kontrollbehörden bei ihrer täglichen Überprüfung
von Lebensmitteln.

So erhöhte sich im Jahr 2004 die Zahl der von der Bevölkerung angezeigten Lebensmittelbe-
schwerden um mehr als das 7 ½-fache  von 9 auf 69 Vorgänge. Ein Fernsehteam begleitete zu Beginn
des Jahres fünf Tage lang die Arbeit einer Lichtenberger Lebensmittelkontrolleurin.

Die Zahl der zu überwachenden Einrichtungen im Bezirk erhöhte sich gegenüber 2003 um 7 % auf
nunmehr 2.658 Betriebe. Trotz der weiterhin äußerst angespannten Personalsituation im Amt konnte
die Zahl der durchgeführten Kontrollen dem erforderlichen Kontrollumfang weitgehend entsprechen.
Neben der Überprüfung nach rein lebensmittelhygienischen Aspekten wurden dabei auch verstärkt
Elemente des Eigenkontrollsicherungssystems der am Verkehr mit Lebensmitteln Beteiligten überwacht
und ausgewertet. Insgesamt wurden 5.163 Kontrollen durchgeführt wobei sich in 32,8 % der Fälle
Beanstandungsgründe fanden. Der Rückgang der absoluten Zahl der Überprüfungen gegenüber dem
Vorjahr  ist  dabei überwiegend auf die deutlich geringere Zahl der im Rahmen des Europäischen
Schnellwarnsystems veranlassten Warnmeldungen und des dadurch weniger aufwändigen Ermitt-
lungsaufwandes zurückzuführen. So verringerte sich die Zahl der Fälle, in denen vor einzelnen
Lebensmitteln gewarnt wurde, um mehr als 75 % gegenüber dem Vorjahr. Dies dürfte auf die
verbesserten Importkontrollen zurückzuführen sein. So wurde vom Bundesministerium für Ver-
braucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft in der 2. Jahreshälfte 2004 ein Pilotprojekt zu der ab
01.01.2006 gültigen Änderung der Lebensmitteleinfuhrverordnung auf Bundesebene eingeführt. Im
Rahmen dieser Pilotphase werden auch pflanzliche Lebensmittel in das Importkontrollkonzept der
Bundesrepublik Deutschland einbezogen und die Lebensmittelüberwachungsbehörden durch die
jeweiligen Zolldienststellen über jede relevante Lieferung informiert. Diese Lebensmittel werden dann
nach einem besonderen Risikokatalog, d.h. Risikoprofile für bestimmte Warengruppen  zur
Untersuchung vorgeführt.

Über die Freigabe dieser Waren entscheiden die Lebensmittelüberwachungsbehörden und infor-
mieren die Zolldienststellen. Aufgrund der großen Zahl ausländischer Großhändler und Importeure,
die im Bezirk geschäftsansässig sind, ist für das Veterinär- und Lebensmittelaufsichtsamt Lichtenberg
mit einer zunehmenden Zahl dieser Importkontrollen zu rechnen. Bisher wurden 3 Verfahren bearbeitet.

Entsprechend der Zusammensetzung des vom Bundesamt für Statistik ermittelten  Warenkorbes
wurden 1.223 Planproben auf der Einzelhandelsstufe entnommen. Die Beanstandungsrate lag bei
diesen, nach dem Zufallsprinzip entnommenen Proben, mit 8,5 % noch unter dem Vorjahresniveau
von 10 %.

Demgegenüber mussten 32 % der von den Mitarbeitern des Amtes gezielt entnommenen 377
Verdachtsproben beanstandet werden, da lebensmittelrechtliche Verstöße nachgewiesen werden
konnten.

 Jahr 2003 Jahr 2004 
Anzahl Kontrollen 6.144 5.163 
Planproben 1.253 1.223 
Verdachtsproben 316 377 
Kundenbeschwerden 9 69 
Gebührenpflichtige Verwarnungen 164 179 
OWiG-Verfahren 62 65 
Abgabe an Amtsanwaltschaft (§ 41 OWiG) 98 97 
Abgabe an andere Behörden (§ 37 OWiG) 67 64 

 



110

7.5. Amt für regionalisierte Ordnungsaufgaben

Im Hauhaltsjahr 2004 wurde der planmäßige Ansatz von 1,007 Mio. EUR vom Amt für regionalisierte
Ordnungsaufgaben – RegOrd - durch Einnahmen von rd. 1,049 Mio. EUR übertroffen.

Mit der Neufassung der Umweltschutzgebührenordnung konnten im Jahr 2004 für die bei der
Beseitigung von Fahrzeugen erbrachten Verwaltungsleistungen erstmals Gebühren erhoben werden.

Des Weiteren wurden mit der Neufassung die Bemessungsgrundlagen für die Gebühren für das
Antragsverfahren zum Verteilen von Werbematerial geändert. Die Neuregelungen sehen nunmehr eine
Gebühr pro Tag und Stadtbezirk/ Straße bzw. Stadtgebiet vor.

Da sich (neu) Zeit-räume/dauer und Orte nunmehr intensiv auf die Höhe der Gebühren auswirken,
erfolgten differenziertere und häufigere Antragstellungen. Früher erfolgte wegen der überwiegend
pauschalisierten Gebühren oftmals die Beantragung pauschal für längere Zeiträume und für ganz Berlin.

Diese Änderungen hatte im Jahr 2004 somit eine erheblich höhere Anzahl von Anträgen zur Folge.
Die Anzahl der Anträge stieg von 416 im Jahr 2003 auf 612 im Jahr 2004 und führte zu Mehreinnahmen
von rd. 23.200,— EUR.

Im besonderen Maß trugen die Erlöse aus den Versteigerungen von Kraftfahrzeugen zum Einnahme-
ergebnis bei.

Von den 1.624 nach § 11 Abs. 6 Stadtreinigungsgesetz (StRG) beseitigten Kraftfahrzeugen wurden in 5
Versteigerungen 1.467 Fahrzeuge angeboten. Es konnte ein Gesamterlös von 486.124,— EUR erzielt
werden, der zu Mehreinnahmen von rd. 120.000,— EUR führte.

Fahrzeugversteigerungen     
 1.Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal Gesamt
angebotene Fahrzeuge 294 245 653 275 1.467
bebotene Fahrzeuge 233 176 652 269 1.330
Erlös 95.630 € 84.800 € 246.220 € 59.474 € 486.124 €
durchschnittl. Verstei-
gerungserlös je Fahrzeug 410 € 482 € 378 € 221 € 366 €
 

Nachdem im 4. Quartal 2003 Dienstfahrzeuge auf Leasingbasis beschafft wurden, konnten die
Aufwendungen für den Außendienst im Haushaltsjahr 2004 um rd. 14.300,— EUR gemindert werden.
Aufgrund der wirtschaftlichen und sparsamen Haushaltsführung wurden zum Abschluss des
Haushaltsjahres Minderausgaben von rd. 187.600,— EUR aus Sachmitteln erzielt.

Die Aufgabe des RegOrd bestand u. a. in der Abwehr von Gefahren, die von  Fahrzeugen ohne gültige
amtliche Kennzeichen sowie Abfallfahrzeugen ausgehen.
Bei 17.517 Anzeigen wurden 1.894 Fahrzeuge beseitigt.

Fahrzeugbeseitigung      
 1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal Gesamt
Anzeigen 5.180 4.803 3.733 3.801 17.517
beseitigte Fahrzeuge gesamt  640 553 368 333 1.894
beseitigte Fahrzeuge § 11 Abs. 6 
StRG 575 481 288 280 1.624
Autowracks 65 72 80 53 270
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Eine Zielsetzung des RegOrd bestand darin, für eine schnellere Beseitigung von Fahrzeugen zu
sorgen.

In diesem Zusammenhang wurde in enger Abstimmung mit dem BA Tempelhof-Schöneberg über
den RdB eine Gesetzesinitiative zur Änderung des § 11 Straßenreinigungsgesetz (StRG) initiiert. Mit
der Umsetzung der Vorschläge wird in 2005 gerechnet.

Im Rahmen von Ausschreibungsverfahren wurden neue Vertragsverhältnisse zur Beseitigung,
Verwahrung und Entsorgung von Kraftfahrzeugen mit Wirkung zum 01.10.2004 sowie zur
Unterbringung von Fund- und Verwahrtieren mit Wirkung ab dem 01.01.2005 mit jeweils 3-jähriger
Laufzeit abgeschlossen.

Amtlicher Tierfang      
 1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal Gesamt
Anzahl der Einsätze 703 863 967 786 3.319
Anzahl der eingebrachten Tiere 782 944 1078 949 3.753
Anzahl der eingebrachten 
Hunde 467 477 538 477 1.959
Anzahl der sonstigen 
eingebrachten Tiere 315 467 540 472 1.794
 

Anzeigenaufkommen Fahrzeugbeseitigung 2004
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Der Verbesserung der Arbeitssicherheit für die Außendienstmitarbeiter, insbesondere im Bereich
des amtlichen Tierfangs, wurde besondere Bedeutung zugemessen. Durch die Beschaffung geeigneter
und ausreichender Zahl von Schutzausrüstungen und -kleidung für die Außendienstmitarbeiter konnte
die Arbeitssicherheit in vorgesehenem, vollem Umfang verbessert werden.

Zur Verbesserung der Kommunikation zwischen der Verwaltung und dem Bürger wurde die
Internetpräsentation des RegOrd neu gestaltet.

Eine bürgernahe Gestaltung der Internetpräsentation mit zusätzlichen Informationen und Angeboten
konnte im Rahmen des Möglichen abgeschlossen werden.

Durch die Neugestaltung des Internetauftritts konnten den Bürgern Angebote zur eingehenden
Informationsbeschaffung und Vereinfachung von Antragstellungen zur Verfügung gestellt werden.

So werden neben umfassenden, sachbezogenen Informationen häufig nachgefragte Vordrucke aus
dem Bereich der ordnungsmäßigen Straßenreinigung online angeboten.

Im Bereich der ordnungsmäßigen Straßenreinigung sind im Jahr 2004 neben 108.809 Erklärungen
zur Übernahme der Straßenreinigungspflicht weitere 2.202 Anträge und Anzeigen eingegangen, die
sich wie folgt aufschlüsseln: ordnungmäßige Straßenreinigung - Eingang
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Die Bearbeitung der Eingaben hatte den folgenden Output als Ergebnis, der sich aus folgenden
Leistungen zusammensetzt:

ordnungsmäßige Straßenreinigung - Ausgang
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Anzahl der Eingänge 1.Quartal 2.Quartal 3.Quartal 4.Quartal
Anträge auf Befreiungen (§§ 4 Abs. 5; 5 
Abs.3  und 6 Abs. 2) 202 121 144 145
Anträge auf Änderung des 
Straßenreinigungsverzeichnisses 68 51 53 37
Anträge auf Erlaubnis zum Verteilen 
von 
Werbematerial 121 138 174 183
Anzeigen wegen unerlaubten Verteilens 
von 
Werbematerial 151 117 192 305
Anzahl der Eingaben gesamt: 542 427 563 670
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